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Kennen Sie Herrn Napier? 
Namen, die zu Maßeinheiten wurden 

Voraussetzung für einen guten 
Empfang mit einem Funk- oder Ra­
diogerät ist, daß eine ausreichend 
starke Radiowelle an der Antenne des 
Empfängers anlangt. Dämpfung und 
Verstärkung wird in der Fernmelde­
technik mit Neper (Np) gekennzeich­
net, das auf den lateinisierten Namen 
des schottischen Mathematikers 
John Napier zurückgeht, der sich im 
16. Jahrhundert intensiv mit Rechen­
techniken befaßt hat. 

John Napier wird 1550 in Merchi­
ston Castle bei Edinburgh (Schott­
land) geboren. Seine ersten Studien­
jahre in Mathematik verbringt er am 
Saint Andrews College, einer der er­
sten Universitäten der englischen In­
sel. Studienreisen führen ihn nach 
Frankreich, Italien und Holland. 1571 
kehrt er nach Schottland zurück und 
führt von da an das geruhsame Le­
ben eines Landgutbesitzers. In seiner 
Freizeit widmet er sich weiterhin sei­
nen Leidenschaften Mathematik und 
Astronomie, auch eine große Anzahl 
von Erfindungen auf verschiedensten 
technischen Gebieten gehört zu sei­
nen Erfolgen. 

Als Mathematiker fasziniert ihn be­
sonders der Umgang mit Zahlen. In 
seinen Augen werden rechnerische 
Problemstellungen viel zu kompliziert 
angegangen. Da die Taschenrechner 
von heute noch längst nicht erfunden 
sind, führen Berechnungen von 
großen Zahlenmengen, besonders 
beim Multiplizieren, zu Bergen von 
mit Zahlen beschriebenen Blättern . 

Er ist sich sicher, daß es Hilfsmittel 
geben muß, die diese Arbeit verein­
fachen und verkürzen. Einfache Re­
chenbretter zum Addieren und Sub­
trahieren sind schon aus antiken Kul­
turen her bekannt, doch versagen 
diese, wenn man Zahlen multiplizie­
ren oder dividieren möchte. 

Napier entwickelt ein System von 
Rechenstäbchen, die von vier Seiten 
mit Zahlenwerten beschrieben sind. 
Selbst Aufgaben mit mehrsteiligen 
Zahlen können mit ihrer Hilfe durch 
Drehen und Verschieben der Stäb­
chen multipliziert werden. Je größer 
die zu behandelnden Zahlen sind, de­
sto mehr Stäbchen müssen verwen­
det werden. Es genügt ihm nicht, nur 
ein Rechengerät zu entwickeln, er 
möchte auch das Rechnen auf dem 
Papier vereinfachen. Das Schema, 
das hinter den Rechenvorgängen 
steht, zeigt ihm den Weg zum log­
arithmischen Rechnen. Die Logarith­
men haben den Vorteil, daß Multipli­
kation und Division auf einfaches Ad­
dieren und Subtrahieren, Potenzieren 
auf Multiplikation kleiner Zahlen 
zurückgeführt werden. Den Rest sei­
nes Lebens versucht Napier, seine 
Theorie zu vervollkommnen und ge­
naue Logarithmentafeln zu erstellen. 
Fast als Nebenprodukt seiner Er­
kenntnisse stößt er auf das dekadi­
sche System der Zahlen, das noch 
heute Grundlage unseres Zahlensy­
stems ist. 

Noch heute werden die napier­
schen Logarithmen unter dem Begriff 
der "natürlichen Logarithmen" ver­
wendet. Der englische Astronom 
Briggs ergänzt und verändert 1624 
Napiers Logarithmentafeln. 

Der Schweizer Jost Bürgi , ein Mit­
arbeiter Johannes Keplers, verwen­
det als erster Logarithmen zur Be­
rechnung komplizierter mathemati­
scher Aufgaben. Ein Großteil der na­
turwissenschaftlichen Berechnun­
gen Keplers werden erst durch ihre 
Verwendung möglich. Erst in den 
70er Jahren unseres Jahrhunderts 
werden die auf Grundlage der Log­
arithmen entwickelten Rechenschie­
ber und Logarithmentafeln durch die 
weite Verbreitung elektronischer Ta­
schenrechner verdrängt. 

John Napier stirbt am 4. April 161 7 
in Merchiston Castle. Im Andenken 
an seine mathematische Geniali tät 
wurde das Maß für Pegel , Verstär­
kung und Dämpfung nach ihm mit 
Neper benannt. 

(Foto: Deutsches Museum) 

Ein Dämpfungsmaß von 
1 Neper (Np) liegt vor, wenn der 
Quotient aus Eingangs- und Aus­
gangswert dem Wert der Basis 
des natürlichen Logarithmus 
e = 2,718 ... entspricht. 
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Zivil- und Katastrophenschutz 
für das Jahr 2000 

Der Selb;lschulL der Bevöl­
kerung und das ehrenamtliche 
Engagement im Zivilschutz 
bleiben weiterhin unverzicht­
bar. Diese Meinung vertraten 
einhellig die Teilnehmer einer 
Podiumsdiskussion mit Ver­
Iretern aus Politik und Verwal­
tung in Oberhau,;;cll. 

Die CDU-Bundeslagsabge­
ordnele Erika Sleinbach-Her­
mann selzte ~ich ebenso wie 
die Mehrheit der Podiumsleil­
nehmer für die Arbeil des Bun­
des verbandes für den Selbst­
schul! (BVS) ein. Minislerial ­
dirigenl Wolfgang Beyer. Ab­
Icilungsleirer Katastrophen-, 
Zivilschulz. NOI fa 11 vorsorge. 
livile Verteidigung beim Bun­
desminislcriul11 des Innern, be­
lonle: "Der SelbslschulZ ge­
winnt immer mehr an Bedeu­
lung. je mehr der Staat seine 
Vor~orgemaßnahmen redu­
liert." Das Thema dieser Ver­
anstaltung des CDU-Kreisver­
bandes Oberhausen "Der Zi­
vi 1- und Katastrophenschulz 
für das Jahr 2000" lockle über 
100 Zuhörer aus dem ganzen 
Ruhrgebiet in den Winlergar­
len der Oberhausener Sladl­
halle. 

MdB Erika Sleinbach- Her­
mann kommentierte vor dem 
Hintergrund der Umstruklu­
rierung des ZivilschulL.CS die 
Einsparungen des Bundes in 
dic\clll Bereich: .. Bei allen 
Sparmaßnahmen muß bedach! 
werden, daß man die Struklu­
ren des Zi vilschutzes nicht zer­
slört , sondern beibehält. Es 
muß auch künftig ein Apparal 
bereitstehen, der im Verteidi­
gung,fall humanitäre Hilfe lei­
~ten kann." Weiter führte sie 
aus, daß bisher allein beim 

Podiumsdiskussion in Oberhausen 

BVS die Umslrukluricrung ab­
geschlossen sei. Beim Techni­
,ehen Hilfswerk (THW), dem 
Bundesamt für Zivibchutl 
(BZS ) und dem Erweilerungs­
lei I des Kalaslrophenschulles 
müsse dies noch erfolgen. 
Steinbach-Hermalln: "Mein 
BesLreben ist es, Lösungen auf 
den Tisch legen zu können, bei 
denen alle Beleiliglen sagen: 
Es war ein harter Schnitt und 
wir mußten einsparen. aber wir 
haben eine funktionsfähige 
Einheit erhalten. die voll ein­
setlbar ist." 

Minislerialdirigenl Wolf-
gang Beyer ging auf die For­
derungen der Länder und 
Kommunen ein. den BVS und 
das THW aufllIlösen. "Ich 
sehe niemanden in der Repu­
blik. der das Thema wieder 
aufgreifen will. zumal alle 
Forderungen diesbelüglich 
mit dem Hintergedanken ge-

slellt wurden. daß die auf Bun­
desebene eingesparten Mittel 
ungeschmälert den Kommu ­
nen und den Uindern lunicßen 
würden. Ich warne vor diesem 
Gedankengang. ichl e1l1 
Pfennig iM in Richtung Ge­
meinden oder Länder genos­
sen, und ich sehe für die Zu­
kunft da auch keine Änderung. 
Deshalb sol lten wir alte Sirei­
tigkeiten nicht fOI1SelLen ." 
Beyer führte aus. daß der 
Selbstschutz um so mehr an 
Bedeutung gewinne. je weiter 
der Slaat seine NOlfallvorsor­
ge reduliere ... Deshalb müssen 
wir den Selbstschull der Be­
völkerung stärken. und dafür 
gibl es den BVS". faßle er zu­
sammen. 

Für die Umsct/ung der neu­
en Zivilschulzslruklur habe 
das Bunde.,ministerium des 
Innern Prioritäten gesetzt. Da­
nach stehe an erster Stel le der 

Aufbau des erweilerten Kala­
strophcnschutlcs inden neuen 
Lindern. An zweiler Sielle fol­
ge der Erhalt des ehrenamlli­
ehen Elementes, Nicht ohne 
Slol, erk lärte Beyer: "Die eh­
renamtlichen Helfer im Zivil­
SChUII sind ein Schall. um dcn 
uns die ganze Welt beneidet. 
Deswegen wollen wir unter al­
len Umständen auch entspre­
chende Rahmenbedingungen 
s.chafTcn, damit hier keine 
Schwächung eintritt," 

Allerdings fehlten in e rheb­
lichem Maße finanl.ielle Mit­
leI. Durch die Siraffung der 
Verwaltung könne hier gespart 
werden. Das Problem der 
Materialerhaltung sei durch 
Selbslbewirtschaftung und 
Pnegc durch die Einheilen LU 
lösen. Hi nsichtlich der Schu­
lung von Einsal7kräften müsse 
mit den Ländern ein gemein­
s.ames. neu finanziene~ Mo-

Friedrich Martin, Fcuerwehn 'erbnnd NRW. Or. Christoph Steegm::mn, Innenministerium NRW, Oli ver 
Win ke, CI)U- Ruhrge biet. Erika Slein bach-Hermann, COU-MdB. Minis leriald irigent Wolfgllng Heyer, HM I. 
und I)eler Eykrnann , UVS-Landesstcll enleiler NRW (v. I. n. r.). 

(Foto : Hose) 
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Mit der Umgestaltung 
des Zivilschutzes begonnen 

Erika Steinbach-Herrnann (MdB), Berichterstatterin 
der CDU/CS -Bundestagsfraktion im Innenausschuß, 
und Dr, Kla us-Dieter UclhofT (MdB), Ber ichterstatter der 
CD U/CSU-Bundestagsfraktion im Ha ushaltsausschuß, er ­
klärten im "Dcutschla nd-Union-Dienst" (D 0) der 
CDU/CSU-Fra ktion im Deutschen Bundestag vom 2 1. O k­
tober 1993: 

Erste Schritte l ur Umgestaltung des Z ivilschutzes si nd in­
zwischen auf den Weg gebracht. Der notwendige Umbau des 
Zivilschutzes muß sich allerdings in angemessenen Über­
gangsfristcn vollziehen . Nach den starken Einschnitten im 
Haushalt 1993, die im wesentlichen beim Warn dienst vorge­
nommen wurden. ist der Einleiplan 36 für 1994 um weitere 
105 Millionen Mark abgesenkt worden. 

Mit Umschichtungen und Einsparungen allein ist dies nicht 
mehr zu bewältigen. Ein schlanker und effizienter Z ivilschutz 
muß geschaffen, endlich e in schlüssiges Konzept vorgelegt 
werden. Hierzu soll der Bundesminister des (n!lern zum 3 1. 
März 1994 einen detaillienen Bericht vorlegen. Wir gehen da­
von aus, daß dieser Bericht den Weg des Zivi lschutzes in den 
kommenden Jahren aufzeigt. Vor diesem Hintergrund kann der 
Haushalt für 1994 nur vorläufigen Charakter haben. 

Die strukturellen Folgerungen aus der geringer gewordenen 
Bedrohung der Bevölkerung kann er noch nicht ziehen. Die er­
forderlichen Entscheidungen müssen sorgfaltig zwischen allen 
Beteiligten abgestimmt werden. Fürdasjahr 1995 werden dann 
aber die ersten haushaltmäßigen Konsequenzen zu ziehen se in. 
Schwerpunkt der HaushaltsberalU ngen für 1994 sind deshalb: 
- das Element der ehrenamtlichen Helfer für die Zu kunft aus-

reichend abzusichern und 
- den Aufbau von Strukturen des Zivilschutzes in den neuen 

Bundesländern zu ermöglichen, ohne jedoch damit gleich 
die neue Konzeption vorwegnehmen zu wollen. 
Mit dem vorliegenden Haushaltsentwurf können beide Zie­

le erreicht werden. Die mittelfristi ge Finanzplanung ist jedoch 
an den fachlichen Erfordernissen auszurichten. Jede vernünf­
tige Konzeption des Zivilschutzes muß die Elemente "War­
nen", .,Schützen" lind "Reuen" als Kern der Aufgaben anse­
hen. Leider gibt es auch heute noch so gut wie keine zuverläs­
sigen Grunddaten, mit deren Hilfe sich der notwendige Um­
fang von Zivilschutzmaßnahmen exakt berechnen ließe. 

Beim System des Warndienstes wird eine Organisation vor­
gehalten, die besonders starken Veränderungen unterworfen 
ist. Die Aufgaben der Warnämter müssen vordem Hintergrund 
der nachgelassenen militärischen Bedrohung neu definiert und 
auf eine verringerte Zahl von Mitarbeitern zugeschnitten wer-

deli entwickelt werden. Im 
übri gen werde man den Vor­
schlUgen einer integrierten 
Ausbi ldung nachkommen. 

Ministerialrat Dr. Christoph 
Steegmann. Innenministerium 
des Landes Nordrhein-Westfa­
Jen, wies zu Begi nn seines Sta-

tements auf eine Meinungs­
verschiedenhei t mit dem Bund 
hin: Der große Unterschied in 
der Neukonzeption des Ka­
tasLrophenschutzes zwischen 
Ländern und Bund sei. daß 
der Bund ausschließlich von 
finanziellen Bedingungen aus-

den. Da sich auch in Zukunft Gefahrenlagen in ihren Auswir­
kungen nicht auf enge Räume werden beschränken lassen, ist 
ein System der Datensammlung und -auswertung über Lan­
desgrenLen hinaus auch künftig unverzichtbar. Die Erfassung 
radioaktiver Strahlung für den Bundesumweltminister durch 
die Warnämter stellt eine sinnvolle friedensmäßige Nutzung 
der für den Veneidigungsfall ausgelegten Organisation dar. So­
wohl die technische als auch die personelle Ausstattung wird 
jedoch zu überprüfen sei n. 

Der Bundesminister des Innern soll zudem prüfen, in wei­
chen Bereichen der Katastrophenschutz-Zentralwerkstätten 
Einsparungen vorgenommen werden können und welche Be­
re iche möglicherweise unverzichtbar sind. Eine deranige Um­
strukturierung soll sozialvenräglich und ohne Kündigungen 
durchgefühn werden. Ausdiesem Grund begrüßen wirdieStel­
lenbesetzungssperre, di~ der BM I verfügt hat. In jedem Fall 
müssen die Mittel für die Wanung und Instandset zung der 
Fahrzeuge und ihrer Ausstattung an anderer Stel le bereitge­
ste llt werden, damit die ordnungsgemäße Wanung auch in Zu­
kunft sichergestellt wird. Wir erwarten vom BMI , daß er in dem 
gefordenen Bericht darlegt, wie die angestrebte Umstruktu­
rierung durchgefühn werden soll. 

Auch bei den Katastrophenschutzschulen halten wir struk­
turelle Überlegungen für geboten. Der Bund sollte prüfen , ob 
er die Ausbildung gegebenenfalls in eigener Regie überneh­
men will , inwieweit der Krei s der Auszubildenden an der Ka­
tastrophenschutzschule des Bundes ausgeweitet werden kann 
und ob nicht die Landesfeuerwehrschulen in der Lage sind, die 
e rforderlichen Ausbi ldungskapazitäten zur Verfügung zu stei­
len. Auch hier erwanen wir bis zum 31. März 1994 eindeuti­
ge Aussagen der Exekutive, die mit den Ländern abgestimmt 
sind, 

Bei der Luftrettung halten wir es für ausgeschlossen, daß 
sich der Bund von heute auf morgen aus dieser Aufgabe 
zurückzieht. Dies schließt a llerdings nicht aus, daß der Bund 
mit den Ländern oder privaten Betreibern Vereinbarungen 
schließt , so daß diese die Aufgaben der Luftrettung überneh­
men können. Bis dahin si nd jedoch auch in der mittelfristigen 
Finanzplanung ausreichende Mittel vorzusehen, um das be­
wähne System der Luftrettung fonführen zu können . 

Wir gehen davon aus, daß die notwendige Umstellung des 
Zivilschutzes in den nächsten Jahren große Anstrengungen von 
allen Beteiligten erforden. Sowohl die Planung als auch die 
Durchführung wird einige Zeit in Anspruch nehmen. Diese 
Zeit darf j edoch nicht zum Vorwand dienen, die erforderlichen 
Veränderungen zu verschleppen. Gefragt ist die Kontinuität ei­
nes effekti ven Zivi l- und Katastrophenschutzes, nicht aber die 

gehe, Steegmann : .,Nach dem 
180000 Modell des Bundes 
gibt es beispiel sweise in RW 
95 Kreise. Tatsächlich sind es 
nur 54, Wir bekämen aber für 
95 Kreise sämtliche Fachdien­
ste aufoktroyien, ohne daß wir 
sie brauchen:' 

Das Fehlen der Einsatzpra­
xis bei den Helfern im Kata­
strophenschutz sieht Steeg­
mann als Hauptproblem bei 
der Motivation zur ehrenamt­
lichen Mitarbeit. Für den 
Herbst 1993 kündigte er einen 
Vorstoß des Landes RW zur 
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Lö,ung de, Problem, an : .. Wir 
haben den Ver;uch geplant. 
eine neue Eiw~allejnheit LU 

bilden. Diese neue Einheit 
führt die Elemente de, Betreu­
ungsdicn~tes und des Sanitäts­
dienstes zusammen. Sie wird 
dann den Rettungsdienst in 
seiner Tagesarbeit unter~tüt­

lell ," 

Friedrich E. Manin, Vorsit­
zender des Fachausschu"e, 
Katastrophen.chutz beim Feu­
erwehrverband ordrhein­
Westfalen, beleuchtete au, sei­
ner Sicht die Lage im Zivil­
schu17 : .. Unbeschadet der Zu­
standigkeit von Bund und Län­
dern muß die Gefahrenabwehr 
so aufeinander abgestimmt 
sein, daß sie als einheitliches 
Hilfelei'tungssystem funktio­
niert . Das friedensmäßige Po­
tential der Feuerwehr bedarf 
im Verteidigung,fall der Er­
gänzung und Veßtärkung:' 
Nach dieser grundlegenden 
PO!'llionsbe~timmung erläu­
terte er die Einschätlungen 
seines Verbandes 7U den an­
stehenden Veränderungen im 
Zi\ ilschutz. Im Bereich der 
Fachdienste sieht Martin 
erhebliche Einsparungsmög­
lichkeiten. So könnten die 
AMAST und die Instandset­
zungszüge aufgelöst werden. 
Da die Katastrophenschutz­
Organisationen ihre Einheiten 
bei Übungen ohnehin schon 
;elbst verpnegten, wären 
auch die Verpnegung,einhei­
ten übernüssig. Auch die 
ABC-Züge müßten nach An­
sicht Martins eine völlig neue 
Konzeption erhalten. Bei den 
Einheiten des Brandschut/es 
sei lediglich eine Überprüfung 
der STAN notwendig. 

Peter Eykmann. NRW-Lan­
de~slcllenleiler beim Bundes­
verband für den Selbstschutl. 
unterstrich zu Beginn der Ver­
anstultung die Verantwortlich­
keit de, Bundes für den Schutz 
der Bevölkerung. Eine klare 
Ab,age erteilte er allen, die der 
An,icht sind. daß die Welt 
nach dem Zusammenbruch 
des Warschauer Paktes friedli ­
cher geworden sei. Zur Zeit 
würden mehr als 30 Kriege 
weltweit geführt . 

Eykmann: .. Die sicherheits­
politische Lage in Europa hat 
sich verändert. Wir müssen 
heute von anderen Gef1ihr-

dung,lagen au 'gehen wie bi,­
her. Der Bund hat mil dem Be­
richt lur euorgani\ation de\ 
Zivill.,chut/es auf diese Verän­
derung reagiert. Nun muß die­
se neue Linie mit Leben erfüllt 
werden ." Er hob weiter hervor, 
daß d,e Grundlage aller Hilfe­
lei!.lUng deI., Zivil - lind Kata­
strophen<chutl", der Selbsl­
schutl sei ... Ohne die Selb't­
hilfe der Bevölkerung in der 
ersten Zeit nach Eintritt einer 
Schadens\itumion. kann der 
Ziviischull nicht funktionie­
ren", faßte Eykmann lusam­
men. 

Rede und Antwort standen 
die Podiumsteilnehmer an­
schließend den Zuhörern de, 
Abend,. Den Schwerpunkt bei 
den aktuellen Problemen bil­
dete die Venm,icherung der 
Helfer durch die euordnung 
des Zivilschut/es. Aber auch 
die Aus- und Fortbildung im 
enveitcrten Kata~lrophen­

schutz wurde kOnlrover-, dis­
kutiert. 

25 Jahre 
Luftrettungsstaffel 

Bayern 
Innenminister Dr. Günther 

Beckslein überbrachte in 
Nürnberg die Glückwünsche 
der Bayerischen St.ut>regie­
rung zum 25jährigen Jubiläum 
der Bayerischen Luftrettungs­
staffel. Großnächige Kata'tro­
phen- und Unglücksfalle wie 
l. B. Waldbrände. Hochwasser 
oder Windbrüche können am 
wirhamsten bekämpft wer­
den. wenn das Schadensaus­
maß durch Beobachtung au, 
der Luft möglichst frühzeitig 
erkannt und beurteilt wird. Das 
war Anlaß für die Gründung 
der Luftrettungsstaffel Bay­
ern, die das Bayerische Innen­
ministerium unterSlÜlll hat. 
1968 hatte sie noch 69 Piloten 
mit 33 Flugleugen, die auf II 
Flugplät7en Mationiert waren. 
Seitdem hat ,ich die Zahl der 
Pilotinnen und Piloten und der 
Flugzeuge und Hub,chrauber 
beinahe verfünffacht. die der 
Stützpunkte verdreifacht. 

Ein Aufgabensehwerpunkt 
der Staffel ist seit Anbeginn 
die vorbeugende Waldbrand­
überwachung. Hier sind spel.i-
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eil ausgebildete Luftbeobach­
ter de, Katastrophenschut7e,. 
der Feuerwehren. der Stamli­
ehen FOl'\tverwaltung und der 
Polilei im Ein~atl., um entste­
hende Waldbrände zu erken­
nen und die Einsatlkräfte au, 
der Luft zu koordinieren. Da­
nehen haben sich im Laufe der 
Jahre weitere Betätigung,fel­
der für die Luftrettungsstaffel 
herausgebi Idet. Duu gehören 
die Beobachtung des Wald­
,terbens oder das Aufspüren 
der Nester von Borkenkäfern 
aus der Luft genau~o wie 
die Bekämpfung der Tollwut 
durch Abwurf von Impfködern 
in schwer LUgänglichen Ge­
bieten . 

Insgesamt ist die Luflret­
tung"IUffel Bayern laut Beck­
stein aus dem Bayerischen Ka­
ta'trophen,chutz nicht mehr 
weg/udenken. lU mal der Nul ­
len dieser in der Bunde!\repu­
blik DeuL,chland einmaligen 
Einrichtung die jährlichen Ko­
sten von lirka 100000 Mark 
bei weitem übersteigt. .. 1'Her 
wird", so Beck~tein, .. mit we­
nig Geld viel erreicht." 

Thüringen: 
Landesmittel zur 
Förderung des 
Brandschutzes 

.. Für InvcMitionen der Ge­
meinden. kreisfreien Städte 
und Landkreise auf dem Ge­
biet des Brandschutzes stellte 
das Land Thüringen in diesem 
Jahr 18 Millionen Mark 7ur 
Verfügung", so Innenrninister 
Franl Schuster kürzlich in Er­
furt . Außerdem könne das In­
nenministerium weitere je 18 
Millionen Mark für 1994 und 
1995 noch in 1993 bewilligen . 
BeluschußI werden im Rah­
men de, Landeshaushaltes der 
Neu- und Umbau von Feuer­
wehrgerätehäusem, die Be­
schaffung von Feuerwehr­
fahrleugen. Fernmeldetechnik 
und infonnationstechnischem 
Gerät. 

Im Juli 1993 be,chloß der 
Thüringer Landtag die Er­
höhung der Fördersätze für 
Feuerwehrgerätehäuser und 
Feuerwehrfahrzeuge von 30 
aufbi"u 50 Prozent. ,.Damit", 

'0 Schu'ter ... werden die Kom­
munen finan7ieJl cmla,;"tct." 

Die Ersal7beschaffung von 
Funk- und Fernmeldetechnik 
für die Sicherung de, Funk­
verkehrs der Feuerwehren. des 
Rettungsdien"es und des Ka­
taslrophenschulze!oa wird vom 
Land ebenfal" unterstützt. So 
erhielten bcispiel\weise die 
Kreisverwaltungen Gotha, 
Schmalkalden und Mühlhau­
sen ,owie die Sladl Erfurt Zu­
wendungen von insge~amt 1.1 
Millionen Mark für die Be­
schaffung von Funktechnik 
blw. einer EDV-Anlage. Für 
den Kauf von Feuerwehrfahr­
leugen stellt das Land im Jahr 
1994 etwa ocht Millionen 
Mark bereit. 

Schwerpunkt bei der För­
dermittelvergabe der kom­
menden Jahre wird da, künfti ­
ge Gefahrenschutuentrum in 
Erfurt sein. 

Bayern: 
Becksteln fordert 

Neukonzeption des 
Zivilschutzes 

Innenlllinister Dr. Günther 
Beckstein hat. anläßlich der 
Landesversalllmlung der Hel­
fer und Förderer des Techni­
schen Hilfswerks in Bayern e. 
V. in Eichstätt, erneut den 
Bund aufgefordert , eine Neu­
konzeption des Zivilschulzes 
vorzulegen. die den grundle­
genden welt- und verteidi­
gungspolitischen Veränderun­
gen der letzten Jahre Rech­
nung trägt. Beck'tein : ,.Die 
Gefahr einer nächendecken­
den Zerstörung der Infrastruk­
tur. die die bisherige Grundla­
ge aller Zivilschutzanstren­
gungen war. bc~tcht nicht 
mehr. Die Ausgaben de, Bun­
des für den Zivilschutz erwei­
,en sich vielfach als ineffektiv 
und sind insofern haushalLSpo­
litisch nicht venretbar. Wozu 
brauchen wir noch nie benutz­
te otbrunnen oder Behelfs­
krankenhäuser mit eingemot­
teten Geräten und Sanitfitsma­
lerial, wenn hierfür Bund. Län­
dem und Gemeinden sinnlose 
Kosten in Höhe von zirka 20 
Millionen Mark jährlich ent­
stehen," 

Weiler forderte der Innen­
mini,ter die Aunösung des 



Bundesverbandes für den 
Selbstschutz wegen völli gen 
Wegfalls seiner gesetzlichen 
Aufgaben. Allein hierdurch 
könnten 60 Millionen Mark 
pro Jahr eingespart werden. 
Laut Beckstein müssen sich 
die Zivilschutzmaßnahmen 
künftig weitgehend am Stan­
dard der Vorkehrungen in an­
deren NATO-Staaten orientie­
ren. Ferner müssen sie wesent­
lich stärker als bisher das Ver­
hältnis von Mitteleinsatz und 
Nutzen berücksichtigen und 
soweit wie möglich einen 
Doppelnutzen, d. h. auch einen 
Nutzen für den Einsatz im 
Frieden haben. 

Beckstein betonte, daß die 
Aufgaben der 9000 aktiven 
THW-Mitglieder durch die 
veränderte Sicherheitslage 
keineswegs geringer gewor­
den sind . So waren allein im 
Jahr 1991 2585 Einsätze mit 
einem Zeitaufwand von mehr 
als 158000 Stunden notwen­
dig. Der Innenminister dankte 
allen Helferinnen und Helfern 
des THW für ihre Einsatz- und 
Opferbereitschaft zum Wohl 
der Bevölkerung. "Machen Sie 
bitte so weiter, damit die Be­
völkerung auch in Zukunft 
weiß, daß sie in der Stunde der 
Not mit Hilfe rechnen kann." 

Tag der 
Ehrenamtlichen in 
Sachsen-Anhalt 
Zum dritten Mal veranstal­

tete das Land Sachsen-Anhalt 
einen Tag der Ehrenamtlichen. 
Mit dieser Veranstaltung in 
Seehausen, Kreis Osterburg, 
dankte die Landesregierung 
den Helferinnen und Helfern 
für ihr Engagement im Zivi l­
und Katastrophenschutz. Über 
2000 Besucher informierten 
sich an diesem Aktionstag 
über die techni sche Ausstat­
tung und den Ausbildungs­
stand der Katastrophenschutz­
Organisationen, Neben einer 
Geräteausstellung wurden 
auch die Fertigkeiten der Hel­
fer unter Beweis gestellt. 

Bei einem Leistungswett­
kampf der Feuerwehren muß­
te in kürzester Zeit ein übungs­
mäßiger Löschangriff erfol-

Innenminister Hartrnut Perschau. 

gen. Die siegreiche Mann­
schaft aus Unseburg erfüllte 
diese Aufgabe in nur 39 Se­
kunden . Der Informations­
stand des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz war an 
diesem Tag dicht umlagert. 
Hier wurde mit einem Info­
Quiz und in vielen persönli­
chen Gesprächen Helferwer­
bung für den erweiterten Kata­
strophenschutz betrieben. Der 
Höhepunkt dieses Aktionsta­
ges waren die Rettungsübun­
gen der Feuerwehren und der 
Hilfsorganisationen. Das Ab­
lassen verletzter Personen von 
einem Silo aus 40 Metern 
Höhe war eine besondere At­
traktion. 

In seiner Ansprache ging In­
nenminister Perschau auf die 
Entwicklung des Katastro­
phenschutzes und des Brand­
schutzes in Sachsen-Anhalt 
ein: ,, 1993 war für das System 
der Hilfeleistung in Sachsen­
Anhalt ein bedeutendes Jahr. 
Im Frühjahr ist das Katastro­
phenschutzgesetz in den Land­
tag ei ngebracht worden, im 
Sommer folgte das Brand­
schutzgesetz. Beide werden in 
nächster Zeit beraten und, so 
hoffe ich. noch in diesem Jahr 
in Kraft treten. D arüber hinaus 
sind vielfaltige Verordnungen 
und Richtlinien ergangen, die 
die einheitliche Ausgestaltung 
des Brandschutzes weiter vor­
angetrieben haben. Nicht zu 
vergessen ist das Rettungs­
dienstgesetz, dessen parla­
mentari sche Beratung weitge­
hend abgeschlossen ist. Mit ei­
ner baldigen Verabschiedung 
kann gerechnet werden. Alle 
diese Regelungen zusammen 
werden der Improvisation in 
diesem Bereich ein Ende be­
reiten und die bisherige Ver-

fahrensweise 
untennauern. 
Brandschutz 

auch rechtlich 
Hilfeleistung, 

und Katastro-
phenschutz si nd nicht nur der 
Einsatz von Menschen. Tech­
nik und Gerät, sondern eben 
auch das Schaffen rechtlicher 
Grundlagen zur Vorbereitung, 
Planung und Sicherung der 
eingesetzten Kräfte." 

In diesem Zusammenhang 
sei es eine Genugtuung, daß 
auch in diesem Jahr wieder 32 
Feuerwehrfahrzeuge (LF 16 
TS) des erweiterten Katastro­
phenschutzes an die örtlichen 
Feuerwehren übergeben wer­
den könnten, so Perschau wei­
ter. Insgesamt seien nunmehr 
für den Bereich Brandschutz 
96 Löschfahrzeuge und 22 
Hilfsrüstwagen vom Bund zur 
Verfügung gestellt worden. 
Zehn wei tere Rüstwagen und 
16 Schlauchwagen sollen noch 
ausgeliefert werden. 

Der "rote Konvoi" aus 32 
LF 16 TS war einen Tag zuvor 
in Bonn aufgebrochen, um 
rechtzeitig an Ort und Stelle zu 
sein. Mitarbeiter der Freiwilli­
gen und der Berufsfeuerweh­
ren sowie der Kreisverwaltun­
gen aus Sachsen-Anhalt rei­
sten bereits am Donnerstag mit 
einem Sonderbus in Richtung 
Bonn und legten einen Zwi­
schenstop in der Katastro­
phenschutzschule des Bundes 
in Ahrweiler ein . Eine Fahrt 
mit Hinderni ssen, wie der Or­
ganisator und Begleiter dieser 
Aktion, Fritz Bernhardt , von 
der Bezirksregierung Halle 
kommentierte. Der Reisebus 
streikte. Die Rückrei se erfolg­
te dann einen Tag später etwas 
komfortabler in den neuen 
Fahrzeugen. ach 800 Kilo­
metern und etwa zehn Stunden 
Fahrt waren die Helfer stolz. 
die neuen Fahrzeuge nach 
Hause bringen zu können. 

Sondereinsatz­
gruppen für 

Brandenburgs 
Katastrophen­

schutz 
Der Innenminister des Lan­

des Brandenburg, Alwin Ziel, 
stellte jüngst in Potsdam sie-

ben neue Sondereinsatzgrup­
pen (SEG) für den Katastro­
phenschutz des Landes in den 
Dienst. Sie werden in den 
künftigen Großkreisen Ost­
prignitz- Ruppin (Standorte 
Neuruppin, Wittstock), Ober­
havel (Standort Gransee), 
Uckennark (A ngermünde, 
Templin, Prenzlau), Havelland 
(Rathenow, Nauen), Dahme­
Spreewald (Königs Wuster­
hausen), Oder-Spree (Bees­
kow) sowie der kreisfreien 
Stadt Cottbus stationiert . Da­
mit verfügt Brandenbu rg über 
14 SEG, die flächendeckend 
über das Land verteilt sind und 
bei Großschäden eingesetzt 
werden können. 

lnnenminister Ziel begrüß­
te, daß damit ein bundesweit 
einmaliges Projekt standardi­
sierter Katastrophenschutz­
einheiten zügig umgesetzt 
wurde. "Wir bauen das Son­
derei nsat zgru ppen- Konzept 
weiter aus. Im nächsten Jahr 
werden ·wir über 14 Sonder­
einsatzgruppen ,Betreuung' 
verfügen, die sich um unver­
letzte Betroffene, Angehörige 
und das Wohl der eigenen Ein­
satzkräfte kümmern werden." 
Ziel würdigte besonders das 
private Engagement der vielen 
ehrenamtlichen Helferinnen 
und Helfer. 

Jede der neuen SEG verfügt 
über drei Fahrzeuge. Sie sind 
mit medizinischen und techni­
schen Geräten ausgestattet wie 

otfallkoffer, Krankentragen, 
aufblasbares Zelt und ot­
strornaggregat. Die Helfer und 
Ärzte kommen vom Arbeiter­
Samariter-Bund, dem Deut­
schen Roten Kreuz, der Johan­
niter-Unfall-Hilfe und dem 
Malteser Hilfsdienst. 

Die ersten sieben SEG des 
Katastrophenschutzes wurden 
am 6. Februar 1993 vom ln­
nenminister übergeben . 

Resonanz 
aus Florida 

Der Dank des Staates Flori­
da erreichte jüngst den Auto­
ren des Beitrags "Der Swnn 
des Jahrhunderts in den USA" 
(Bevölkerungsschutz 5/93), 
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Manfred Gall wiLz, LeiLender 
M in i ~ t e ri a l rat im niedersäch ~i­
schen Innenministerium. In ei­
nem Schreiben der AbLeilung 
fü r kommunale Angelegenhei­
Len hob der zuständ ige Leiter 
des Planungsbüros, Frank J . 
Koutn ik. die realistische Dar­
stellung der Sturm-A uswir­
kungen vom M ärz dieses Jah­
re, durch Gallwitz hervor. 

Der Leitende Ministerialrat 
hie lt sich während des Jahr­
hundert-S tumls in Clearwa­
ter/Florida auf und ko nnte '0 

unseren Lesern Eindrücke aus 
er~ter Hand veml iueln. Die 
Stunn-Katastrophe forderte 
seinerzeit we iL über 200 Tote 
und hin te rließ Schäden in 
zweiMcll iger M illiardenhöhe 
(Dollar). 

Ehrenamtliches 
Engagement nicht 

dem Zeitgeist 
opfern 

Zu einer konsequenten ge­
sell schaftlichen Förderung der 
ehrenamtl ichen Tätigkeit rief 
Bayerns I llncl1minister Dr. 
GünLher Beckstein anHißlich 
des 80jährigen Jubi läums der 
Deutschen Lebensrettungsge­
sellschaft in Leipzig auf. Mehr 
a ls 2,5 Mill ionen Stunden jähr­
lich leisten die Angehörigen 
der weltwei t größten Wasser­
rcttungsorganisalion freiwillig 
und unentgeltlich Dien~t am 
Mitbürger. 520 Lebensrettun­
gen vor dem Ertrinken, 43 000 
Erste- Hilfe-Leistungen und 
über II 000 vorbeugende Hil­
feleistungen an Wassersport ­
lern sLe llen die eindrucksvolle 
Jahresbilanz 1992 der DLRG 
dar. 

Beckste in betonte, daß gera­
de die in den vergangenen Jah­
ren expandierende Staatstätig­
keit und die Knüpfun g ei nes 
engen ~ozja l en Netzes keine~­

wegs die Einsatzbereitschaft 
und aktive M itwirkung dcr 
Bürger an Gemeinschafts.auf­
gaben überfl üss ig gemacht 
hat. Der Staat hat, '0 Beck­
stein, die Gren7cn ~ei ner Lei ­
sLungsftihigkeit e rreicht. Um 
eine drohende Selbst lähmung 
tU verhi ndern , müssen allen 
Organisationen. die durch so­
lidarisches Handeln und posi-

ti ves bü rge r~chaftli c hes Eng,l­
gement mithelfen, die ,olialen 
und exisLenzie lien Aufgabe n 
der Gemeinschaft zu erfüllen. 
möglichst große Handl ungs­
frei räume. auch in fillan,iellcr 
Hinsicht geschaffen werden. 
Das MOILo "Sovie l Staat wie 
nötig, sowenig Staat wie mög­
lich" hat hier. nach Beckste ins 
Worten, seine besondere Gel­
tung. 

Überwachung des 
Gütertransports 
und Gefahrgut­

transports im Land 
Brandenburg 

Kürzlich fand e ine bundes­
weite Kont ro lle des gewerbli ­
chen Güter- und Fern verkehrs 
Matt. an der sich auch da~ Land 
Brandenburg betei ligLe. Auf 
den BundesauL obahnen und 
Bundesst raßen des Landes 
wurden insgesamL 534 Las t­
kraft-, Gütertransport - und 
Busfahrer kont rolliert . Dabei 
mußten 246 FahrLeuge bean­
standet werden, darunter 17 
Bu"e. Vorrangig hande lte es 
sich um Überschrei tungen der 
lulässigen Gcschwindigkeit 
und um Ver>töße gegen die So­
zialvorschriften im Straßen­
verkehr (z. B. Überschre iten 
de r LenkLei!) . 

Allgemein wurden gering­
fügige Ordnungswidrigkeiten 
oder technische Mängel fes t­
ges te ll L, d ie umgehend beho­
ben werden konnLen. Darüber 
hinaus erg ingen 40 Anzeigen 
gegen Fahrzeugführer oder 
Fahrzeughalter. Elf Lkw-Fah­
rern wurde die Weiterfahn un­
tersagt, weil die Fahrlcuge 
überladen waren oder die 
Kraft fahrer LU lange am Steu­
er saßen. Die höc hste Ge­
schwindigkeitsüberschrei tung 
stel lten d ie Po lizeibeamten des 
Präsidiums Potsdam fest. Sie 
leigten einen Lk w-Fahrer an, 
der bei lulässigen 50 Kilome­
tern pro SLunde (km/h) mi t 11 0 
km/h durch ei ne Ortschaft 
fu hr. 

Innenminister Al wi n Ziel 
nahm das Ergebn is .W Ill Anl aß. 
darau f hin7uweisen. daß im 
Land Brandenburg die Kon­
lrolle dieser Verkehrsteilneh-
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Zwei Tote bei Flugzeugunglück 
in Warschau 

Dei der Uruchl:mdung einer Pa~agierl11aschi ne der Deulschen Luft­
hansa in Warschau sind zwei Menschen ums Leben ~ckoml11en. 4S Per­
sonen ,", urden nach Angaben der Lufthansa zum Teil sch" er ' erlel1.t. 
Die Maschine des Typs Airbus A-320 n ar am Ende der Landebahn auf 
einen Erd wa ll geprall t Durch den Aufpra ll brach das Flugzeug aus­
einander und fing Feuer. Die beiden Opfer. einer der Pilolen und ein 
Passllgier. wurden \'on den Flammen eingeschlossen und hatten sich 
nichlmehr aus der brennenden Maschine reUen können. Die sofort her­
heigt'Cilten Löschfahrzeuge des Flughafen~ konnlen mit Unterslül1.ung 
n ei terer 23 Einsalzfahrteuge aus Warschau den Urand innerhalb \ on 
zwanzig Minuten löschen. 
In die Rettung der Passagiere schall ete sich auch das I)olnische Fernse­
hen ein. Immer wieder sendeten die Fernsehstationen Aufrufe an die 
Wa rschauer Bürger, Blul zu SI)cnden. In einigen Krankenhäusern bil ­
delen s ich daraunlin lange Schlangen \ on !!Ipendebneilen Bürgern. 

Iller ein Schwerpunkt der Ver­
kehrsüberwachung bleibt. Das 
Land Brandenburg habe a ls er­
~ t es der neuen Bunde~lände r 

bei jedem Polilcipräsidiulll 
e ine ' pezie ll für die Kontrolle 
von Güte r- und Gefahrgut­
Lransporten ausgebi ldete Son­
derüberwachungsgruppc ein­
gerichtet. Darüber hinaus sol­
le zum SChuLI der Kraft fahrer 
und im Interesse ei ner optima­
len Verkehrss icherheit die Zu­
..,a mJ11enarbeit mit anderen 
Behörden lind Institutioncn, 
7 . B. mit den Gewerbeauf­
sichtsä l11tern und der Bundes­
anstalt für Güterfern verkehr. 
im Jahr 1994 au'gebaut wer­
den. Dabei solle de r Tatsache 
Rechnung getragen werden. 
daß nicht a lle in der Kraft fah­
rer, sondern auch der Fahr-
7cughalter und der Verl ader 
von Transportgut für die Si­
cherheit des Fahrzeugs verant­
wonlieh seien. 

(Foto: dl)a) 

Nationale 
Schiffahrt sichern 

ach Abschluß der Küsten­
reise der Arbeitsgruppe "Ver­
kehr" de r FDP-BundesLags­
frakLi on e rklärte der Erste Par­
lamentarische Geschäftsfüh­
rer der FDP-Bundestagsf rakt i­
on und Sprecher für Schiffahrt 
und Häfen Manfred Richte r 
u. a.: 

Mit Sorge sehen die FDP­
Verkehrspolitiker die BesLre­
bungen innerhalb der Bundes­
regierung, eine nationale Kü­
stenwache mit ei nem ei nheitl i­
chen Oberkommando auf w­
bauen. Die Arbeitsgruppe 
konnte sich von der Einsatl ­
fahigkei t der Bundesorgane 
l ur See überzeugen. Es iM 
auch vernünftig, den Einsatz 
der Schi ffe und Flugzeuge zu 
koord inie ren. Vö llig überflüs­
sig sind aber Überlegungen. 

l 



einen neuen bürokratischen 
Wasserkopf in Form einer Be­
fehlszentrale einzurichten. 
Deutschland hat im Bereich 
der Search and Rescue (SAR)­
Dienste einen Standard, der 
weltweit beneidet wird. 

Die Deutsche Gesellschaft 
zur Rettung Schiffbrüchiger 
(DGzRS) hat ohne staatliche 
Zuschüsse ein leistungsfahi­
ges Rettungsnetz an den deut­
schen Küsten aufgebaut. Die 
Zusammenarbeit mit den Hub­
schraubern der Bundesmarine 
klappt hervorragend. Die Ge­
sellschaft hat eine schlagkräf­
tige Einsatzzentrale, die ohne 
großen Personalaufwand aus­
kommt. Es ist nicht einzuse­
hen, weshalbstaatliche Institu-

AkzV-Präsident 
im Ruhestand 

Dr. Ewald Andrews, seit 
September 1991 Präsident der 
Akademie für zivile Verteidi­
gung (AkzV), Bonn-Bad Go­
desberg, ließ sich nach zwei­
jähriger Amtszeit und insge­
samt 43 Dienstjahren in den 
Ruhestand versetzen. Dr. An­
drews, am 8. März 1930 in 
Barmstedt geboren, kam nach 
einer vier jährigen Inspekto­
renlaufbahn im schleswig-hol­
steinischen Innenministerium 
und dem Studium der Rechts­
wissensehaften in Kiel 
schließlich nach dem zweiten 
juristischen Staatsexamen im 
Jahre 1960 zum Bundesmini ­
ster des Innern. Dort war er 
zunächst mit Aufgaben in der 
Polizeiabteilung, der Sozial­
gesetzgebung sowie der Bun­
desakademie für öffentliche 
Verwaltung betraut. 

Von 1975 bis 1991 wirkte er 
10 der Abteilung Katastro­
phen-, Zivilschutz, Notfall­
vorsorge, zivile Verteidigung 
u. a. als Leiter der Arbeits­
gruppe " Katastrophenschutz". 
Schwerpunkt mäßig befaßte 
sich Dr. Andrews in dieser Zeit 
mit der Erweiterung des Kata­
strophenschutzes für V-Fall­
Aufgaben sowie dem Ab­
schluß von Abkommen über 
die gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen- und schwe-

lianen sich jetzt einmischen 
wollen. Dies würde das Enga­
gement der Seenotreuer be­
schädigen und die Motivation 
der Spender reduzieren. Das 
Resultat ist nur mehr Staat, 
aber weniger Sicherheit für die 
Menschen auf See. 

Internationale 
Ölwehrübung 

Bodensee 1993 
Auf Beschluß der interna­

tionalen Gewässerschutzkom­
mission für den Bodensee 
führten die Bodenseeanlieger­
staaten Baden-Württemberg, 
Bayern, das österreich ische 

ren Unglücksfällen mit ande­
ren europäischen Staaten. 

Zahlreiche Veröffentlichun­
gen, u. a. auch im Magazin 
"Bevölkerungsschutz", zeu­
gen vom großen Engagement 
Dr. Andrews durch die Jahre 
hindurch. 

In der Zeit seiner Präsident­
schaft bei der AkzV konnte 
Dr. Andrews mit den Mitar­
beitern der Akademie und 
zahlreichen Gästen das 
25jährige Bestehen der Ein­
richtung feierlich begehen. In 
einem seiner letzten Vorworte 
zu einer AkzV-Publikation un­
terstrich er den uneinge­
schränkt fortbestehenden Auf­
trag der Akademie. "Eine an­
dere Schlußfolgerung läßt die 
instabile, krisengeschüttelte, 
weltpolitische Lage, mit der 
das NATO-Bündnis konfron­
tiert ist, nicht zu", so der Prä­
sident a. D. 

Bundesland Vorarlberg sowie 
die Schweizer Kantone SI. 
Gallen und Thurgau eine inter­
nationale Ölwehrübung durch. 
Zweck dieser Großübung - die 
dritte ihrer Art nach 1973 und 
1983 - war die Erprobung der 
grenzüberschreitenden Zu­
sammenarbeit aller mit der ÖI­
wehr auf dem Bodensee be­
faßten Einsatzkräfte unter der 
gemeinsamen Leitung eines 
Anliegerstaates. 

An der Übung nahmen rund 
400 Einsatzkräfte der Feuer­
wehr, des Technischen Hilfs­
werks, der Polizei und der 
Wasserwirt schaft teil, davon 
etwa 100 Einsatzkräfte aus 
Bayern. Die Einsatzleitung 
hatte das Landratsamt Frie­
drichshafen als die für das 
Übungsgebiet zuständige Ka­
tastrophenschutzbehörde. 

Als Schadens lage wurde ein 
Verkehrsunfall mit einem Gü­
terzug an emem Bahnüber­
gang in Friedrichshafen ober­
halb der Rodachmündung an­
genommen. Durch den Unfall 
gefahrdeten zirka 80000 Liter 
Heizöl den Bodensee unmit­
telbar. Mit dieser internationa­
len Großübung sollte die Be­
deutung der Zusammenarbeit 
bei Mineralölunfallen auf dem 
größten Trinkwasserreservoir 
Europas unterstrichen werden. 
Die lnternationale Öl wehr­
übung Bodensee 1993 gab zu­
gleich den Anliegerstaaten 
und -kantonen die Möglich­
keit, die in den letzten Jahren 
entwickelte technische Ausrü­
stung zu erproben und der Öf­
fentlichkeit vorLUsteIlen. 

Sicherheitstraining 
für Brummi-Fahrer 

Das DEKRA- Verkehrssi­
cherheitszentrul11 in Neumün­
ster bietet jetzt ein Lkw-Si­
cherheitstraining mit einem 
Übungsteil für den Transport 
von genihrlichen Gütern. Da­
neben werden auch Trainings­
möglichkeiten für Kinder und 
Jugendliche angeboten. 

Peer Steinbrück, Staatsse­
kretär Im Ministerium für 
Wirtschaft , Technik und Ver­
kehr des Landes Schleswig­
Holstein, würdigte das DE­
KRA-Engagement : "Nach der 

Inbetriebnahme des I. Eu­
ropäischen Lkw-Crashzen­
trums vor zwei Jahren hat der 
DEKRA mit dem Verkehrssi­
cherheitszentrum erneut sei­
nen Pioniergeist auf dem Ge­
biet der Verkehrssicherheit un­
ter Beweis gestellt." Ein ver­
gleichbares Übungszentrum 
gebe es in der Bundesrepublik 
sonst nicht. 

Die Verordnung über die 
Beförderung gefahrlicher Gü­
ter auf der Straße sehe ledig­
lich vor, daß sich Lkw-Fahrer 
einer theoretischen Fahrer­
schulung unterziehen. Stein­
brück appellierte an die Unter­
nehmen, die gefahrliehe Güter 
transportieren, ihren Fahrern 
die Teilnahme an den Lehr­
gängen in eumünster zu er­
möglichen. 

Bei Nachtmärschen 
immer links 

Wer nachts mit seinem Auto 
auf dunkler Landstraße liegen­
bleibt. der sichert sein Fahr­
zeug ab, mit Warnblinkleuchte 
und Warndreieck. Beim Fuß­
marsch zur nächsten Telefon­
zelle oder Tankstelle jedoch 
vergessen viele dieeinfachsten 
Grundregeln. ,.Links gehen, 
der Gefahr ins Auge sehen", 
lautet etn griffiger Merk­
spruch, den schon die Erst­
kläßler in der Schule lernen. 
Auf diese Weise erkennt der 
Wanderer die entgegenkom­
menden Fahrzeuge rechtzeitig 
und kann sich entsprechend 
nah am Straßen rand halten. 

Darüber hinaus sollte der 
Wanderer möglichst helle 
Kleidung tragen. Diese reflek­
tiert erheblich besser. Die Au­
tofahrer erkennen den Fußgän­
ger außerdem deutl ich früher. 
Die DEKRA-Sachverständi­
gen empfehlen darüber hinaus, 
reflektierende Bänder oder 
Streifen an der Kleidung zu 
tragen, die man in Fahrrad­
fachgeschäften kaufen kann. 
Man sollte sie vor allem an den 
Hosenbeinen befestigen, da sie 
dort von den Scheinwerfern 
früher erfaßt werden. Außer­
dem führt die Laufbewegung 
zu einer größeren AufTallig­
keit. 
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Verheerendes Erdbeben in Indien 
Bei dem sch" emen Erdbeben in Indienseil 1935 sind jüngst nach Schät· 
zungen der Behörden mehr als 6500 Personen ums Leben gekommen. 
Völlig unerwartet hatte ein Erdstoß der Stärke 6,4 auf der Richterska­
la grol~ Teile des Bundesstaates Mnharashtra erschüttert und in dem 
\or"iegend lii ndl ichen Ge biet mH etwa 8()(}OOO Ein" ohnern große 
Schäden angerichtet. Tausende \on den in dieser Gegend typischen 
Lehmhütten stürLlcn ein und begruben die meist schlafenden !\lenschen 
unter sich. 
Oie ind ische Armee schickte Soldaten in das Katastrophenge biet, um 
bei der Bergung der Opfer und der Versorgung der Überlebenden zu 
helfen. I)eo Soldaten fOlgten ÄrJ:te und Krankensch"estcrn. 
Das Internatiollule Komitee vom Roten Kreuz und der Rote Halbmond 
schickten gemeinsam als Soforthilfe IOOOOO Sch"eizerFmnken und rie­
fen zu Spenden auf. Die kirchlichen Hilfswerke in Deutschland stellten 
für die Bevölkerung in Maharashtra 200 000 Mark zur Verfügung. 

"Neue Gesichter" 
beim DFV 

Wachwech,el an der 
Spille de, Deu!;chen Feu­
erwehrverbandeo: Nach 
zwölfjähriger Amtszeit 
,teilte sich DFV-Präsident 
Hinrich Struve bei der 41. 
Delegierten versamm I ung 
de, DFV in Sehwerin nicht 
mehr tur W.ederwahl. Zu 
semem Nachfolger wurde 
Gerald Schäuble aus Ra­
dolflell am Boden,ee ge­
wählt. Das neu geschaffene 
fünfte Amt des Vilepräsi­
denten bekleidet Rolf 
Schomann (Schwerin ), 
Nachfolger des au,geschie­
denen Vizepräsidenten 
Rolf Englerth wurde Fritl 
Meyer aus Niedersachsen . 
(Über die Verans.alt ung 
wird noch ausführlich be­
richtet. ) 

(Fo.o: d.>aj 

Strohheizwerk 
in Deutschland 

Das erste mit Stroh betrie­
bene Hei/werk in Deut"h­
land. das eine Stadt lentral 
über ein Fernwärmenetl ver­
sorgen wird. entsteht derleil in 
Schkölen (Thüringen) mit fi­
nan/ieller UnterstütLUng der 
Deutschen Bundesstiftung 
Umwelt. Osnabrück. Rund 80 
Prozent der Wohnungen, alle 
öffentlichen Gebäude sowie 
lahlreiche mittelständi \Che 
Unternehmen sollen don mit 
Wärme aus Bioma~~e beliefert 
werden. Vor dem Hintergrund 
der zunehmenden Klimaer­
wännung hofft man so. I11It 
dem Austausch von Braun­
kohle gegen den Brennstoff 
Stroh einen deutlichen Beitrag 
lur Luflreinhaltung leisten 7U 

können . Denn Stroh gilt al, 
Kohlend ioxid-neutral. da es 
bei seiner Verbrennung nur so 
viel Kohlendioxid freisellt, 
wie e~ in der Vegetation,peri-
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ode 7uvor wUhrend des Wachs­
tlll11 ' selbst der AtmosphUre 
enllogen hat. Die ausreichen­
de Belieferung des Kraftwer­
kes mit Stroh ,cheint aufgrund 
der landwirtschaftlich gepräg­
ten Umgebung gesichert. 

(d!) 

Das Mobiltelefon 
"heizt kräftig ein" 

"Beim Telefonieren mit 
Handgeräten für das D-Netz 
sind Gefahren für die Gesund­
heit nicht auszuschließen, so­
fern die Sendeleistung der 
Geräte über zwei Watt liegt." 
Mit diesem Wamhinwei !' 
mahnt Professor Jürgen Bern­
hardt. Abteilungsleiter im 
Bundesamt für Strahlenschutt 
(Brs) in Sallgitter, die Benut­
zer von Mobiltelefonen IU ei­
nem vorsichtigen Umgang mit 
den Geräten, bei denen lur 
Signal übertragung elektroma­
gnetische Strahl ung mit 900 
Mi ll ionen Schwi ngu ngen pro 
Sekunde (900 Megahertz) ver­
wendet wird. 

Diese Strahlung könne zu 
einer Erwännung des Körper­
gewebe, führen. wenn die An­
tenne nur wenige Zentimeter 
vom Kopf entfernt gehalten 
werde. Internationale Exper­
ten sind der Ansicht. daß al ­
lenfalls eine Erhöhung der 
Temperatur um 0,5 Grad Cel­
sius noch unbedenklich i,t. 
Wegen seiner geringen Durch­
blutung sei das Auge beson­
der; geflihrdet, wei I eine höhe­
re Temperatur in diesem Be­
reich zu einer Linsentrübung 
führen könnte. 

Werden Mobiltelefone mit 
üblicherweise lwei bis vier 
Watt Sendeleistung wenig­
stens drei Zentimeter vom 
Kopf entfernt gehalten. so be­
steht nach den von der Strah­
lenschutlkommission emp­
fohlenen Orientierungs werten 
kein Gesundheitsrisiko. Bis­
her überläßt man es allerdings 
den Benutzern. für den nÖligen 
MindestubMand lU sorgen. 

Bernhardt fordert nun, daß 
auch durch konstruktive Maß­
nahmen. wie eine entsprechen­
de Anordnung der Antenne am 
Telefon, ,ichergestel lt werden 
mü\se. daß bei den zur Zeit er-

hältlichen wie auch bei den 
künftig angebotenen Mobil ­
funkgerUten unter keinen Um­
;tänden die,cr Sicherheitsab­
Mand unterschritten werden 
könne. Bereits lU Beginn des 
Jahres 1992 hatte die Strahlen­
;chutlkommis;ion den Nach­
weis dafür gefordert. daß die 
Gren/werte eingehahen wer­
den . Von den sich nun anbah­
nenden Veränderungen ist das 
schnurlose Hauste lefon, auch 
wenn esein Funktelefon ist. al­
lerdi ngs nicht betroffen. Es 
kann so bleiben, wie es ist . da 
seine Sendelei~tung unter ei­
nem halben Watt liegt und da­
mit unbedenklich ,ein dürfte. 

(d!) 

Reservekanister: 
Das Risiko 
fährt mit 

Fur den einen existentiell. 
rur den anderen unnölig wie 
ein Kropf: der Reservekani­
ster. Was sagen die Sachver­
ständigen dazu? ,.Beim gefüll­
ten Rcscrvckanislcr fährt eine 
potentielle Gefahr immer mit" , 
so der DEKRA-Sachverstän­
dige Joachim Thumm. Im 
ungun"igsten Fall kann der 
Kani"er im Moment des Auf­
pralls aufplatlen, Kraftstoff 
verdunstet. Findet eine Zün­
dung Slal!. kann das Fahrleug 
Feuer fangen. 

"Eigent lich müßte der Re­
scrvekanister beim heutigen 
gut au'gebauten Tankstellen­
netz libcrf1üssig sein", so 
Thumm. "Nicht nur auf länge­
ren Routen beobachtet ein vor­
ausschauender Fahrer in der 
Regel Tageskilometerlähler 
und Benzinuhr: Fühlt man sich 
jedoch nur mit einem Reserve­
~anister sicher, sollte man dar­
auf achten. daß er gut fixiert 
ist. möglichst weit von der 
Heckklappe entfernt." 

Der Re..,crvekanister sollte 
von weichen Gegenständen 
umgeben sein. Am sichersten 
sind Re..,ervekanister. die sich 
von der Fornl her in der Mul­
dcdc!ot Reservcrades unterbrin­
gen lassen. Außerdem emp­
fiehlt es sich. den Kanister 
nach dem Urlaub zu entleeren 
und erst wieder vor einer 
größeren Reise zu füllen . 



Verbandkasten 
braucht Pflege 

Der Verbandkasten führt bei 
den meisten Autofahrern ein 
Schattendasein. Dabei ist er 
nicht nur bei Unfa llen wichtig, 
sondern kann auch bei Erste­
Hilfe-Maßnahmen auf Reisen 
oder im Urlaubsort äußerst 
nützlich sein. 

Da bei der Hauptuntersu­
chung lediglich geprüft wird, 
ob Verbandkasten und Warn­
dreieck vorhanden sind, aber 
nicht die Tauglichkeit des In­
halts, sollte laut DEKRA jeder 
Autofahrer einmal pro Jahr 
den Verbandkasten durch­
checken. 

Dabei ist zu überprüfen, ob 
alle vorgeschriebenen Teile 
wie Pflaster, Verbände, Kom­
pressen. Schere. Sicherheits­
nadeln, Dreieckstücher und 
nicht zu letzt "Anti-Aidshand­
schuhe" vorhanden sind. Aber 
auch der Zustand der Hi lfsmit­
tel muß kontrolliert werden, da 
einige Teile durch Sonnenein­
strah lung oder Alter verderben 
können oder spröde werden. 

Verkehrs­
beruhigung 

zeigt Wirkung 
Durch immer mehr Wohn­

gebiete rollen die Autos inzwi­
schen langsam. Tempo-3D­
Schilder. verengte Fahrbahnen 
oder wuchtige Sperren sollen 
die Fahrer dazu zwingen, mehr 
Rücksicht auf spielende Kin­
der, Fahrradfahrer und alte 
Menschen zu nehmen. Doch 
auf den ersten Blick greifen die 
gutgemei nten Maßnahmen of­
fenbar nicht, denn die Zahl der 
Unfalle nimmt sogar zu. 

Zu diesem überraschenden 
Ergebnis führte eine gemein­
same Studie der Bundesanstalt 
für Straßen wesen in Bergisch 
Gladbach. der Bundesfor­
schungsanstalt für Landeskun­
de und Raumordnung in Bonn 
und des Umweltbundesamtes 
in Berlin, in der Unfallsitua­
lionen vor und nach einer Ver­
kehrsberuhigung untersucht 
worden sind. In den Städten In-

-r.--

Überschwemmungskatastrophe 
im Oberwallis 

Schwere Regenfall e und Stürme haben kürtlich weite Teile frank­
reichs. Norditaliens und der Schweiz verwüstet. 
Besonders die Kleinstadt ßrig im Wallis wurde von einer Über­
schwemmung schwer getrolTen. Nach tageJangen hertigen Regenfäll en 
in den Alpen schwoll das Flüßchen Saltina, das durch die Stadt fließt, 
innerhnlb weniger Stunden zu einem reißenden Strom an. Im Zentrum 
stand das Wasser bis zu zwei Metern hoch in den Straßen . 
Teilweise mußten die Menschen, die von den Fluten voll kommen über­
rascht wurden, mit Hubschraubern oder Schlauchbooten e,'akuiert 
werden. Zwei Menschen verloren bei der Katastrophe ihr Leben. 
Dei den Rettungsarbeiten waren über 300 Einsatzkrärte der Feuerwehr 
und des Zivilschutzes im Einsatz. 
Die Höhe des Schadens wird auf umgerechnet 115 Milionen Mark ge­
schätzt. (Foto: dpa) 

golstadt, Buxtehude, Esslin­
gen, Borgentreich sowie in den 
Stadttei len Mainz-Bretzen­
heim und Berlin-Moabit wur­
den verschiedene Straßen um­
gebaut oder gesperrt und Tem­
po-3D-Zonen angelegt. Er­
staunlicherweise ,.knallte" es 
hier innerhalb von zwei Jahren 
um sechs Prozent öfter als im 
gleichen Zeitraum vorher bei 
"normalem" Verkehr. In den 
jeweil igen Kontrollgebieten -
ähnl ich strukturierte Stadtteile 
oder Städte ohne .,Ruhigstel­
lung" -stieg die Unfa llzah l da­
gegen nur um zwei Prozent. 

Betrachtet man allerdings 
die Unfallsituationen etwas 
genauer, erfüllen die Maßnah­
men trotzdem ihren Sinn und 
Zweck. Denn die Autos verur­
sachten geringere Sach- und 
Personenschäden. Insgesamt 
kosteten die Zusammenstöße 
in den Untersuchungsgebieten 
rund 40 Prozent weniger als im 
Zeilraum zuvor. Zudem wur­
den bei den Unfa llen weniger 
Personen verletzt oder getötet; 
hier verringerte sich die Un-

fallzahl um 24 beziehungswei­
se um elf Prozent. Für das Zu­
nehmen der Unfa lle sind also 
die leichten Blechschäden ver­
antwortlich. So gingen zum 
Beispiel mehr Außenspiegel 
zu Bruch, wei l breite Lkw und 
Busse entgegenkommende 
Wagen 111 den verengten 
Straßen schrammten. Auch die 
zusätzlich angelegten Stell­
plätze führten zu Spuren im 
Lack. denn vernlehrtes Ein­
oder Ausparken verursachte 
auch mehr Kratzer und Beu­
len. (df) 

Das umwelt­
verträgliche Büro 
"Umweltverträglicher Ar­

beitsplatz Büro", so heißt eine 
von der Umweltbehörde Ham­
burg veröffentlichte Broschü­
re. Fast die Hälfte aller Ar­
beitsplätze in Deutschland 
sind Büroarbeitsplätze. Gera­
de im Bürobereich werden 
Materialien verschwendet und 

große Abfallmengen, darunter 
Sondermü ll , produziert. Die 
um weltverträgl iche Beschaf­
fung spielt deshalb im Bürobe­
reich eine wichtige Rolle. 
Auch im Hinblick auf die ei­
gene Gesundheit ist es wicht ig 
zu wissen, mit welchen Mate­
rialien man täglich umgeht. 
Die mit dem Umweltbundes­
amt abgestimmte Broschüre 
richtet sich an die Materialbe­
schaffer genauso wie an jeden 
einzelnen Mitarbeiter im Büro. 
Sie will zum umweltgerechten 
Einsatz von Produklen, Gerä­
ten und Verfahren motivieren. 
Der Schwerpunkt liegt bei den 
Bereichen papierhaltige Büro­
artikel, sonstige Bürobedarfs­
artikel und Büromaschinen. 

Wer wissen möchte, wei­
ches Papier und welchen Kleb­
stoff man im Büro verwenden 
soll , erhält die Broschüre ge­
gen zwei M ark Portokosten in 
Briefmarken bei der: Umwelt­
behörde Hamburg, Referat 
Umweltberatung/Umwelter­
ziehung, Kreuzweg 7, 20099 
Hamburg. 

Gefährliches 
Pflaster 

In vie len Städten gehört das 
mittelalterliche Kopfsteinpna­
ster zum Ortsbild. Aber auch 
manche der landschaftlich 
reizvollen Alleen sind noch 
mit dem tückischen Blaubasalt 
gepnastert . Vor a llem in den 
neuen Bundesländern findet 
sich dieser Fahrbahnbelag 
noch sehr häufig. Für den Au­
tofahrer ist das Kopfsteinpna­
ster jedoch ausgesprochen ris­
kant. Nicht nur der Komfort, 
sondern auch die Haftung der 
Reifen ist wesent lich sch lech­
ter als auf der gewohnten As­
phaltstraße. 

Ganz schlimm wird's auf 
nassem Pflaster. vor allem, 
wenn es gerade begonnen hat 
zu regnen und die Feuchtigkeit 
mit dem Staub eine schmieri­
ge Schicht auf dem pnaster 
bildet. In einer Gefahrensitua­
tion ist das Fahrzeug dann nur 
noch schwer beherrschbar, 
warnen die Unfallsachverstän­
digen von Dekra. Oft reicht ein 
leichter Tritt auf die Bremse, 
um die Räder zum Blockieren 
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IU bringen. und der Wagen 
gerät außer Kontrolle. Hier 
hilft nur angepaßte Geschwin­
digkeit und vorsichtige Fahr­
weise, son)l endet die Fahrt 
mit einem bleibenden Ein­
druck in der Karosserie. 

Das 
"interessanteste 

Bohrloch" der Welt 
Mit dem Attribut , das .. tief­

ste Bohrloch Deutschlands" LU 

\cin. kann sich nun die 
im Rahmen des Kontinenta­
len Tiefbohrprogramms der 
Bunde>republik Deutschland 
(KTB) durchgeführte For­
schungsbohrung in Windisch­
eschen bach in der Oberpfall 
schmücken. Am 24. Juli 1993 
übertraf sie eine Tiefe von 
8008.6 Meter und damit die 
bisher tiefste deutsche Boh­
rung .. Mirow ". in Mecklen­
burg-Vorpommern ; mit mehr 
als einem Meter pro Stunde 
gchl C . .., seither weiter und man 
hofft , bis Ende 1994 die ,.ziel­
tiefe" von rund zehn Kilomc­
tercrreicht tU haben. Dort wer­
den be i Temperaturen von 
etwa 300 Grad Celsius chemi ­
sche und physikalische Zu­
standsbedingungen und Pro­
Lcsse erwartet. die wesentliche 
Erkenntnisse über die tiefere 
ErdkruMc versprechen. \0 
etwa Ober ihren Aufbau. die in 
ihr vorherrschenden Span­
nungs.lUstände. den Wärme­
nuß lur Erdobernäche und 
viele Vorgiinge der Mine­
ral- und Ge'teinsbildung. 
Diesl!s flir dic Geowi sscn­
,chaften weltweit .. interessan­
testes Bohrloch" wird vom 
Bundesministerium für For­
schung und Technologie mit 
528 Millionen DM gefördert. 

Qualitätssicherung 
gegen 

Omnibusunfälle 
Verkehrskontrollen durch 

die Polizei bringen es immcr 
wieder an dcn Tag, daß Lenk­
und RuhcLeiten sowie die 
Lulä"ige Höchstgeschwindig­
keil von BU' .. ,fahrern nichl ein­
gehalten wcrden. Allein bei 

einer Kontrolle bean~tandele 

die PoliLei in einem Zeitraum 
von vier Stunden jeden dritten 
Rei,ebu!-I . Dabei zcigte !-l ieh. 
daß ausländische Busfahrer 
die Lenk- und RuheLciten bes­
ser einhalten. dafür häufiger 
die zulässige Höchstge­
schwindigkeit übertreten als 
ihre deut,chen Kollegen. 

Bei den in letzter Zeit ge­
schehenen Omnibusunflillen 
wurde immer wieder fe!-llge­
stellt , daß die Gründe flir die 
Unfalle im allgemeinen nicht 
in einem mangelhaften techni­
schen Zustand der Fahr7euge 
liegen. sondern in übermlide­
ten und überfordertcn Fahrern . 

So vielc Kontrollen kann es 
gar nicht geben, daß VeNöße 
gegen geltende Vor;chriften 
ab,chreckend häufig aufge­
deckt werden. Je mehr Elek­
tronik eingesetzt wird, um so 
größer ist der Reil für Ba, tler. 
zum Beispiel 3m Fahrtschrci­
ber LU manipulieren. Was aus­
gewechselte Fahrer vorher ge­
tan haben. ist durch Kontrollen 
aur der Straße kaum nach/u­
voll liehen. 

Mit Stichproben ist nichts 
getan. Wirksamc Verbesserun­
gen sind nur durch Verände­
rungen des System, LU errei­
chen. Im Zeitalter der Qua­
litätssicherung und der Zertifi­
kate können sich seriöse und 
etablierte Omnibusunterneh­
men von den schwarLen Scha­
fen ihrer Branche durch ein 
Giitesiegel unterscheiden. Die 
TÜV schlagen vor. die Qua­
lität von Busunternehmen ge­
rade im Hinblick darauf LU 

überprüfen und mit einem Gü­
tesiegel IU bescheinigen. daß 
Finnen mit Gütesiegel der Ver­
~uchung nicht unterliegen. 
\ on den bekannten Schwach­
punkten (z. B. Lenkzei ten­
überschreitung, Manipulation 
an den Fahnschrcibern) Ge­
brauch IU machen. Das Sy­
stem Fahrten/Kilometer/Fah­
rer muß plau~ibel sein. Reir.,e­
bu~unternchmen mit einem 
Gütesiegel zeigen ihren Kun­
den, daß r., ie sich eincm verant­
wonung ... vollen Unternehmen 
anvertrauen. 

Die TÜV bieten den Ver­
bünden der BuslIlllernehmen 
an. für Sie und gemeinsam mit 
Ihnen spezielle Qualität" iche­
rungssy\tcmc LU schatTen. 
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Schnelle Hilfe 
für Schiffbrüchige 

Nicht nur im berühmt­
berüchtigten Bcrmuda-Drei ­
eck verschwinden heUl7utage 
Schiffe. von denen kein Notruf 
aufgefangen wurde- und falb 
doch, dann meist ~ehr spät oder 
verstümmelt. Das soll s ich 
nach einem Beschluß der In­
ternationalen Sehiffahrtsorga­
nisation IMO ab I. Augu't 
1993 ändern. denn dann muß 
jedes größere Schiff eine satel­
litenan ~trahlende Seenot funk­
boje an Bord haben. wenn es 
Routen außerhalb des Küsten­
bereichs befahrt. Träger einer 
dieser Satellitcn-Seenotdien­
ste i,t INMAR AT, da> sich 
für die Übernahme des 
in Deutschland entwickelten 
Seenotrufsystems entschieden 
hat. 

Bei den herkömmlichen 
Notrufsystemen 'pielt der Zu­
fall eine große Rolle: Wenn die 
von einem Schiff gefunkten 
SOS-Rufe von anderen Schif­
fen oder von Stationen an Land 
aufgefangen werden, stehen 
die Chancen gut. daß die Hel­
fer schnell lur Stelle ,ind. Al­
lerdings gibt es cineganLe Rei­
he von störenden Einnüssen, 
die unter UmstUnden verhin­
dern können, daß verwertbare 
Signale und Informationen die 
Helfer erreichen. So ist es 
durchaus möglich. daß die 
Funkanlage in Seenot LU 

schnell zerstört wird oder das 
Schiff in eine Schriiglage 
gerät. die den Senderadius ex­
trem verringert. Deshalb i"'t 
das neue System so ausgelegt. 
daß es selbständig arbeiten und 
mit seinem überSatelliten wei­
tergeleiteten Notrufen be­
stimmte Landstationen errei­
chen kann. Das ist gegcnwür­
tig sowohl iiber poIumlaufen­
de. niedrig niegende Satelliten 
vom Typ SARSAT als auch 
über geostationäre I MAR­
SAT-Satelliten möglich . IN­
MARSAT >teht für Internatio­
nal Maritime Satellite Organi­
sation. Diese .. Organisation 
zum Betrieb maritimer Satelli­
ten", an der inzwischen mehr 
als 50 Mitgliedsländer betei ­
ligt sind. verfügt über ein welt­
umspannendes Netz aus geo­
stationären Sarelliten und da-

lugehörenden Erdfullkstellen 
lind ir.,r auf den See- und den 
Flugfunk spe/ ialisiert . 

Wichtigste Komponente de~ 
künftigen Seenotrufsystemr., 
ist eine autol11ati~che Funk­
bake. die beim Sinken des 
Schiffes selbsttätig auf­
schwi mmt und NOll1leldungcn 
aussendet, bis ihre Batterie er­
schöpft ist. Diese Bake wird, 
solange sie in ihrer Haherung 
auf Deck ruh\. vom Navigati ­
onsgerUt in rcgelmUßigen Ab­
')t~inden mit den aktuellen Po­
sitionsdaten des Schiffes ge­
füttert . damit ihre Notrufe eine 
sehr genaue Standortangabe 
übermitteln können . 

Es 1St ein kleines Wunder, 
daß die Signale den Satelliten 
überhaupt erreichen. Denn 
beim INMARSAT-System 
sendet die Boje mit einer Lei­
stung von einem einligen 
Watt. und diese Leistung muß 
in naheIlI alle Richtungen aus­
gesandt werden. um mit Si­
cherheit den nHchsten von ins­
gesamt lwölf über dem Äqua­
tor po~it ionjerten, rund 40000 
Kilometer entfernten Satelli ­
ten l.lI erreichen - und Lwar 
auch dann noch, wenn die Boje 
von ,tal'ker See wild hin- und 
hergeworfen wird. 

Hier kommt das au~ 

Deutschland stammende Glo­
bal Positioning Satellite-Sy­
,tem (GPS) in \ Spiel , das dafür 
,orgt. daß die Notsignale der 
Boje. die der Satellit direkt an 
eine Bodenstation weiterleitet. 
don r.,oLusagcn aufeinanderge­
stapelt werdcn. Dies setLt vor­
aus. daß der Notrufnormiert ist 
und ein Codewort enthält. 
Durch das Aufeinanderstapeln 
verschwinden unregelmäßige 
Störsignale. und der Notruf 
schält ~ich immer klarer aus 
dem Hintergrundrauschen her­
au, - sobald das Codewort klar 
lesbar ist. gilt der Notruf ab 
komplett und fehlerfrei . Nun 
wird er einer Koordinierungs­
lentrale übermittelt. die die 
Hilfsmußnahmen einleitet. 

Das NOLrufsystem hat 
eine lange .. Entwicklungsge­
schichte". Bereits 1973 wurde 
es von Wir.,~enschaftlern der 
Deutschen For~chllngsanstalt 

flir Luft- und Raumfahrt 
(DLR) entwickelt. Mit einem 
von Messerschmitt-Bölkow­
Blohm (MBB) gebauten Emp-



fangsgerät fanden 1975 und 
1976 im Nordat lant ik die e r­
sten Experimente mit eI­
nem amerikanischen Sate ll iten 
staU . Gemeinsam mit der 
amerikanischen Küstenwache 
wurde dann ein simulierter 
Notfa ll mit e ine r Seenot-Funk­
bake durc hgespie lt. 

1982/83 schließlich führte 
man emen Vergleichstest 
durch, in dem sich das deut ­
sche System mit verbesserten, 
von der Dornier GmbH geba u­
ten Geräten der internat iona-

le n Konkurre nz stell en mußte. 
Dabei wurden vom deutschen 
Forschungsschi ff Gauss auf 
dem Weg von Edinburgh zum 
Nordkap Bojen an e iner langen 
Leine ausgesetzt, um gleiche 
Bedi ngungen für alle Sys teme 
zu schaffe n. In de r Bodenstat i­
on Vi lla Franca be i Madrid 
wurden ihre Signa le gle ichzei­
tig über den zur Europäischen 
Weltraum-Agentur (ESA) ge­
hörende n Sate lliten Marecs 
empfangen. Nach e inem Punk­
tesystem, mit der minimal 

nöti gen Sendeleistung lind der 
kürzesten Übertragungszeit 
als wichtigsten Größen, errang 
das deutsche System die höch­
ste Wertung - noch vom Nord­
kap aus konn te mit nur 50 Mi!­
li watt Le istung e ine Zuverläs­
s igkei t von 99 Prozent erre icht 
werden. 

Der Lohn der Mühe war die 
Übernahme des Systems durch 
INMARSAT. Inzwischen wur­
den zwölf Satell ite n-Seenot­
funkbaken auf verschiedenen 
Schiffen a uf alle n Weltmeeren 

bi s hina us zum 80. Bre itengrad 
getestet. Von 2267 Testsen­
dungen konnte n nur neun von 
der englischen Erdfunkste lle 
Goonhilly nicht empfa ngen 
werden: das entspricht e ine r 
Erfolgsrate von 99.5 Prozent. 
Das INMARSAT-System hat 
s ich a lso auch im Alltag als 
schnell und unerwartet zuver­
läss ig erwiesen; das es ke ine 
zusätzlichen Sate ll iten oder 
Bodenstationen benötigt, ist es 
auch für kleine Schiffe wi rt ­
schaftli ch. (df) 

•••••••••••••••••••••••• 

17. bis 19. Februa r 1994: 
Inte rnationa le Fachtagung 
,.Bewertung von GefahrslOf­
fen" 

Salzburg (A) 
Info: Institut für Genetik 

und allgemeine Biologie, He ll ­
brunn er Straße 34. A-5020 
Salzburg 

11. bis 13. April 1994: Bun­
destre ffen der AGS Seelsorge 
in Fe uerwehr und Reltungs-
dienst 

Witten 
Info: Diakoniewerk Ruhr. 

Pferdebachstraße 27, 58455 
Wilten 

22. und 23. April 1994 : 
Fac htagung .,Taucher-Tage 
'94" 

Regensburg 
Info: Hubel1us Bartmann, 

Miuerfe ldstraße 16a, 93309 
Kelhe im 

25. bis 28. April 1994: Se­
minar für Feuerwehr und Ret ­
tungsdienst: .. Hornhaut auf 
der Seele - Psychische Be la­
stungen im Rettungsdienst" 

Bad Münster am Stein 
Info: Pfarrer Müller-Lange, 

Akazienst raße 22, 53859 Nie­
derkassel 

Te,.",;ne 

14. Mai 1994: Sportveran­
staltung LFV Rheinland­
Pfalz: Weukampf nach der 
CT I F-Weukampfordnung 

Langenbach 
Info: Dieter Ge isler, 

Schloßwiese, 57520 Friede­
waid 

24. bis 26. Mai 1994: Fach­
tagung Strahlenschutz-Phys ik 
und Meßtechnik 

Karlsruhe 
Info: Fachverband für 

Strahlenschutz, Tagungsse­
kretariat , Postfach 3640, 
7602 1 Karlsruhe 

3. bis 8. Juni 1994: Inter­
schutz - Der Rote Hahn 

Hannover 
Info: De utsche Messe- und 

Ausste llungs-AG. Messe-
gelände, 3052 1 Hannover 

20. Juni bis I. Juli 1994 : 
Prüfungslehrgang Feuerwehr­
tauche r Stufe I 

Kelhei m 
Info: Hubem lS Bartmann, 

Miuerfeldstraße 16 a, 93309 
Ke lheim 

11. bis 15. Juli 1994 : Fo rt­
bildungswoche für Notfall ­
seelsorger/ innen 

Jettingen 
Info: Pfarrer H. v. Wieters­

heim, Wolliner Straße 32, 
9045 1 Nürnbe rg 

5. bis 7. September 1994: 
"We nn der Tod plö tzlich 
kommt" - Seminar für Fe uer­
wehr und Rettungsdienst 

Bad Boll 
Info: Pfarrer Müller-Lange, 

Akazienstraße 22, 53859 Nie­
derkassel 

4. bis 6. November 1994: 
Psychische Belastungen im 
Rettungsdie nst - Seminar für 
Feuerwehr und Rettungsdienst 

Enkenbach (Pfa lz) 
Info: Pfarrer Müller-Lange, 

Akazienstraße 22, 53859 Nie­
derkasse l 

Seminare und Lehrgänge von 
Instituten und Finnen 

Brand- und Katastro­
phe nschutzschule Heyroths­
ber ge, Biederitzer Straße 5, 
39175 Heyrothsbe rge: Die 
LehrgangspHi ne "Ausbi ldung 
im erweiterten Katas trophe n­
schu tz (Januar bis Dezembe r 
1994)" und ,.Feuerwehrausbil­
dung (Januar bis Juli 1994") 

können von Interessenten an­
gefordert werden. 

Verba nd de r Sach"ersi­
che re r e. V., Pasteurstraße 17 
50735 Köln: 

25. und 26. Janua r 1994: 
Fachlagung Sanierung von 
Brandschäden. 

24. bis 28. J a nuar, 21. bis 
25. Februa r, 14. b is 18. M ärz, 
21. bis 25. März, 11. bis 15. 
April, 18. bis 22. April 1994 : 
Lehrgang für Brandschutzbe­
auftragte. 

Technische Akad em ie 
W upperta l e. V., Postfach 
100409, 42097 Wuppertal : 

17. Februa r 1994 : Bra nd­
schutz in Hochhäusern . 

7. März 1994 : Brandschu tz 
in Gemeinden. 

9. Miirl 1994: Gefahrstof­
fe. 

25. und 26. April 1994: 
Grundlagenseminar Brand-
schutz. 

•••••••••••••••••••••••• 
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lIetIölkerungsschun : Herr Dr. 
Hirsch, seit mehr als 20 Jahren sind 
Sie parlamentarisch tätig . Machen 
Sie die 25 Jahre voll ? 

Dr. Hirsch: Das hängt vom Wähler 
ab. Ich werde jedenfalls noch einmal 
kandidieren. 

Belfölkelungllchuh: : Wenn Sie Ihr 
parlamentarisches Leben Revue pas­
sieren lassen, was waren die Höhe­
punkte? 

Dr. Hirsch: Die Bilanz wird immer 
am Ende gezogen. In der Zeit von 
1975 bis 1980 habe ich als der da­
malige Innenminister von Nordrhein­
Westfalen für den Katastrophen­
schutz und die fre iwilligen Organisa­
tionen viel tun können, insbesondere 
in finanzieller Hinsicht. Für die Feuer­
wehr habe ich die Feuerschutzsteuer 
revitalisiert, die sich als die wesentli­
che Finanzquelle erwiesen hat. Im 
übrigen nenne ich die Stichworte 
" Einheitliches Polizeigesetz", Kalkar, 
Funktionalreform, Gemeindefinanzie­
rung, Terrorismusbekämpfung. Am 
meisten hat mich der Tag der Wie­
dervereinigung berührt, den ich am 
Brandenburger Tor in Berlin erlebt 
habe. Darauf habe ich 40 Jahre ge­
wartet. 

Belfölkelungsschuh: : Bei den heu­
tigen innenpolitischen Problemen, 
Stichwort Asylbewerber, organisierte 
Kriminalität, Lauschangriff, Daten­
schutz usw., macht es da noch be­
sonders viel Freude, innenpolitischer 
Sprecher einer liberalen Bundestags­
fraktion zu sein? 

Dr. Hirsch: Zeiten der Angst sind 
schlechte Zeiten für Liberale. Ich kann 
mir etwas Schöneres vorstellen, aber 

"Kürzungen ohne 
Neukonzeption werden den 

neuen Bedingungen 
nicht gerecht" 

Innenpolitischer Sprecher der F.D.P.-Bundestagsfraktion 
Dr. Burkhard Hirsch zum ZiviJ- und Katastrophenschutz 

es ist notwendig, an die Selbstver­
antwortung und die Bereitschaft des 
Bürgers zur Mitarbeit zu erinnern, an­
statt ständig nach dem Staat, nach 
immer neuen Gesetzen und immer 
neuen Kontrollen zu schreien. 

Belfölkerungsschuh: : Zu den in der 
Öffentlichkeit ungeliebten Themen 
gehören die zivile Verteidigung, der 
Zivilschutz und der Katastrophen­
schutz. Halten Sie angesichts der 
veränderten sicherheitspolitischen 

,---- -

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.) ist seit 
1972 Mitglied des Deutschen Bun­
destages. Von 1975 bis 1980 war er 
Innenminister in Nordrhein-Westfa­
len. Seit 1980 gehört er wieder dem 
Deutschen Bundestag an. Der am 

Lage Organisation und Aufgaben­
steilung des Zivilschutzes noch für si­
tuationsgerecht? 

Dr. Hirsch: Trotz einiger Verände­
rungen in den letzten Jahren ist die 
Grundorganisation der zivilen Vertei­
digung immer noch so, wie sie es zu 
Zeiten des kalten Krieges war. Einige 
Zeitgenossen scheinen nicht zur 
Kenntnis zu nehmen, daß sich die Si­
cherheitslage und die Bedro­
hungsannahmen grundsätzlich geän-

29. Mai 1930 in Magdeburg gebo­
rene Liberale ist verheiratet und hat 
zwei Kinder. 

Der promovierte Jurist fällt durch 
unkonventionelle und gelegentlich 
radikal-demokratische Vorstellun­
gen in der politischen Öffentlichkeit 
auf. Grund- und Menschenrechte 
sind für ihn unantastbare politische 
Bedingungen, für deren Bewahrung 
und Schutz er unbeirrt eintritt. 

In den letzten Jahren hat er sich 
als innenpolitischer Sprecher seiner 
Fraktion für eine behutsame Weiter­
entwiCklung des Zivilschutzes ein­
gesetzt . Er warnte vor populisti­
schen Veränderungen nach dem 
Motto "der ewige Frieden ist ausge­
brochen", ohne in eine Kriegs- oder 
Angsthysterie zu verfallen. 

Der Düsseldorfer Politiker war 
mehrere Jahre Landesvorsitzender 
seiner Partei in Nordrhein-Westfa­
len und gehört seit 1971 dem F.D.P.­
Landesvorstand NRW sowie seit 
1973 dem F.D.P.-Bundesvorstand 
an. 
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'-------~> bi~lo~ <~ _____ ---' 
dert haben. Ein flächendeckender 
Landkrieg in Deutschland liegt heute 
weit jeder realistischen Annahme. 
Gefährdungen heute, denen wir in der 
Bundesrepublik Deutschland ausge­
setzt sind, sind eher globale Risiken, 
punktuelle staatsterroristische Be­
drohungen und grenzüberschreiten­
de Katastrophen. Deutschland kann 
sehr wohl von kriegerischen Auswir -
kungen in anderen Ländern betroffen 
sein, jedoch nicht unmittelbar, viel­
mehr mittelbar. Hierauf haben wir uns 
einzustellen. 

klfölkerungllchun : Ist das nicht 
alles Aufgabe des friedensmäßigen 
Katastrophenschutzes, für den die 
Länder zuständig sind? 

Dr. Hirsch: Teifweise ja, deswegen 
fordere ich auch eine Aufhebung der 
bisherigen Unterscheidung zwischen 
friedensmäßigem und verteidigungs­
fallbezogenem (erweitertem) Kata­
strophenschutz. 

krtöfkerungllchun : Ihr Amts­
nachfolger in Nordrhein-Westfalen, 
Innenminister Dr. Herbert Schnoor, ist 
hier radikaler. Er fordert die Auflösung 
des BVS und die Überführung des 
Technischen Hilfswerkes in kommu­
nale Einrichtungen. Halten Sie das für 
angemessen? 

Dr. Hirsch: Herr Schnoor fordert 
zutreffend eine vollständige und un­
geschminkte Aufgabenkritik. Aber 
erst danach können die notwendigen 
Konsequenzen gezogen werden. Es 
hifft auch nicht weiter, wenn die Län­
der ständig auf das Geld des Bundes 
schielen und der Bund auf die Mög­
lichkeiten der Länder und jeder ver­
sucht, den anderen über den Tisch zu 
ziehen. Außerdem ist dieses Thema 
von besonderer Sensibifität. Der Ka­
tastrophen- und Zivilschutz steht und 
fäfft mit dem ehrenamtfichen Engage­
ment. Jeder, der auch nur einmal mit 
einer ehrenamtfichen Organisation zu 
tun hatte, weiß, daß ehrenamtliche 
Helferinnen und Helfer sich nicht per 
ordere de mufti von einer Organisati­
on in die andere verlagern lassen. Es 
gibt Gründe dafür, daß der eine Hel­
fer zur Freiwilligen Feuerwehr und die 
andere Helferin zum DRK oder zum 
THW oder zum BVS geht. Dies hat die 
Politik zu respektieren und darf nicht 

"Trotz einiger Veränderungen ist die Grundor­
ganisation der zivilen Verteidigung Immer noch 
so, wie sie zu Zeiten des kalten Krieges war." 

versuchen, über die Köpfe der Men­
schen hinweg gewachsene Struktu­
ren zu zerschlagen. 

krtölkerungsschun : Sie sprechen 
die ehrenamtlichen Helferinnen und 
Helfer an. Ist "professionelle Ehren­
amtlichkeit" nicht bei einer Vielzahl 
gesellschaftlicher und staatlicher 
Aufgaben gefordert? 

Dr. Hirsch: Selbstverständlich ist 
sie das. Wir werden uns von dem al­
ten Begriff der Professionalisierung 
durch Arbeit lösen müssen. Sehr vie­
le gesellschaftlich notwendige und 
sinnvolle Tätigkeiten können heute 
nur noch ehrenamtfich erbracht wer­
den. Mehr als 1 Miffion Menschen 
sind in der Bundesrepublik Deutsch­
land in den Organisationen der Frei­
willigen Feuerwehr, des DRK, des 
ASB, der JUH, des MHD, des BVS 
und des THW tätig. Dieses Engage­
ment kann nicht hoch genug ge­
schätz1 werden und verdient unser al­
ler Respekt und Unterstützung. Gera­
de deswegen fordere ich Behutsam­
keit im Umgang mit diesen Helferin­
nen und Helfern und bei der Diskus­
sion neuer organisatorischer Vorstel­
lungen. Mitbestimmung darf es nicht 
nur auf Gewerkschafts- und Unter­
nehmensebene geben. Mitbestim­
mung muß es zukünftig auch in allen 
Organisationen und Einrichtungen 
des ehrenamtlichen Engagements 
geben. 

krtöfkerungsschun : Ehrenamt­
lichkeit ein Wert an sich? 

Dr. Hirsch: Ja, das schließt nicht 
aus, daß sich die ehrenamtfichen Hel­
ferinnen und Helfer bei staatlichen 
Aufgaben im Zivil- und Katastro­
phenschutz den allgemeinen Vorga­
ben anpassen. Zivil- oder Selbst­
schutz müssen koordiniert werden. 
Der Bundesgesetzgeber muß Vorga­
ben entwickeln, die innerhalb des 
zukünftigen Zivilschutzes verwirklicht 
werden. 

krtöfkerungllchun : Gibt es hier­
zu neue Ideen oder zwingt die geän­
derte Sicherheitslage lediglich zum 
Reduzieren von Zahlen? 

Dr. Hirsch: Vor dem Hintergrund 
der geänderten Bedrohungsannah­
men reicht es heute nicht mehr aus, 
nur am System zu kurieren. Auch im 
Zusammenhang mit dem immer stär­
ker werdenden Spar.zwang der öf­
fentfichen Haushalte sind völlig neue 
Strukturen und Organisationsformen 
gefragt. Schlicht prozentuale Kür.zun­
gen ohne grundsätzliche Neukonzep­
tion werden den neuen Bedingungen 
nicht gerecht. 

Bevölkerungsschun : Und wie soll 
dieses konkret geschehen? 

Dr. Hirsch: Die Innenpolitiker der 
F.D.P. und die Haushaltspolitiker- wie 
beispielsweise meine Kollegin Ina AI­
bowitz - fordern die Aufhebung der 
Unterscheidung zwischen friedens­
mäßigem und verteidigungsfallbezo­
genem (erweitertem) Katastrophen­
schutz. Dies bedeutet nicht, daß der 
Bund sich aus der Finanzierung für 
den erweiterten Katastrophenschutz 
vollständig verabschiedet. Vielmehr 
ist daran gedacht, im Wege der Ver­
waltungsvereinfachung den friedens­
mäßigen Katastrophenschutz der 
Länder dergestalt zu unterstützen, 
daß der Bund für die verteidigungs­
fallbezogenen Aufgaben bestimmte 
pauschalierte Zuweisungen einer­
seits den Ländern, andererseits aber 
auch direkt den im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organisationen, 
also den Freiwiffigen Feuerwehren, 
dem DRK, dem ASB, der JUH, dem 
MHD und der DLRG zuweist. 

Bevölkerungsschun : Reicht eine 
flächendeckende pauschalierte Zu­
weisung denn aus, wenn Sie von 
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punktuellen staatsterroristischen Be­
drohungen sprechen? 

Dr. Hirsch: Nein, natürlich nicht. 
Neue Gefährdungen begründen auch 
die Notwendigkeit neuer Katastro­
phenschutzeinrichtungen. Es wäre 
organisatorischer Unfug und finanzi­
ell unmöglich, in allen Städten und 
Kreisen auf solche Anschläge vorbe­
reitet zu sein. Dies könnte heute kein 
Mensch mehr finanzieren . Möglich ist 
es jedoch, sogenannte "Schnellein­
satzgruppen" zu schaffen, die für sol­
che Einsätze zur Verfügung stehen 
könnten. Ich denke hier an ähnliche 
Einrichtungen, die das DRK mit dem 
DRK -Hilfszug oder das THWetwa mit 
der SEEBA geschaffen haben. 

Bnölkerungsschun : Eine deut­
sche "Task-Force" für den Katastro­
phenschutz? 

Dr. Hirsch: Wenn dieser Begriff 
nicht so abgedroschen wäre, ja. Vie­
les, was wir heute auch im Bereich der 
humanitären Auslandshilfe leisten, 
könnte von diesen Schnelleinsatz­
gruppen erbracht werden. Hierbei 
können grundsätzlich alle im Kata­
strophenschutz mitwirkenden Orga­
nisationen beteiligt werden. Ich den­
ke auch, daß hierin eine wichtige Auf­
gabe und Organisation für das THW 
liegt. Das THW könnte die Keimzelle 
einer solchen schnellen Einsatzgrup­
pe sein. 

Belfölkerungsschun : Reicht die 
materielle und personelle Verände-

"Alle Aulgaben und Organisationen, die unler 
den Aspeklen des kallen Krieges sinnvoll und 
notwendig waren, gehören auf den Prüfstand ." 
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rung des erweiterten Katastrophen­
schutzes aus oder müssen auch an­
dere Einrichtungen den neuen Be­
drohungen angepaßt werden? 

Dr. Hirsch: Alle Aufgaben und Or­
ganisationen, die unter den Aspekten 
des kalten Krieges sinnvoll und not­
wendig waren, gehören auf den Prüf­
stand. Einige sind zwischenzeitlich 
entbehrlich geworden und können 
durch andere Einrichtungen, die der­
artige Aufgaben bereits friedens­
mäßig wahrnehmen, übernommen 
werden. 

Belfölkerungsschun : Nennen Sie 
Beispiele? 

Dr. Hirsch: Hierzu gehören ohne 
Zweifel die Zentralwerkstätten des 
Katastrophenschutzes, das können 
gewerbliche Kfz-Werkstätten orts­
näher und gleichermaßen kosten­
günstig übernehmen. Hierzu gehören 
die vom Bund finanzierten Katastro­
phenschutzschulen in den Ländern. 
Katastrophenschutz ist eindeutig 
Aufgabe der Länder. Die verteidi­
gungsfallbezogene Ausbildung der 
Führer und Unterführer des Katastro­
phenschutzes kann durch hierfür be­
sonders abgestellte Lehrkrähe der 
Katastrophenschutzschule des Bun­
des übernommen werden. Hierzu 
gehört auch der bisherige Warndienst 
und der Schutzraumbau. In der 
Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland haben wir zu keinem 
Zeitpunkt einen höheren Schutzgrad 
als füretwas mehr als drei Prozent der 
Gesamtbevölkerung erreicht. Aus­
schließlich unter verteidigungsfallbe­
zogenen Aspekten ist es heute nicht 
mehr zu vertreten, den weiteren Aus­
bau dieses Schutzraumes zu fordern 
und zu unterstützen. Vorhandene 
Hilfskrankenhäuser können den Kata­
strophenschutzbehörden der Länder 
übergeben werden. Sie sind für den 
Zweck, zu dem sie einmal geschaffen 
worden sind, nicht mehr erforderlich. 
Ebenfalls kann die SanitätsmitteIbe­
vorratung so weit zurückgeführt wer­
den, als Arznei- u. Verbandmittel EG­
weit nicht innerhalb von sechs Mona­
ten beschaffl werden können. 

Belfölkerungsschun : Bauen Sie 
die gesamte Zivilverteidigung ab? 

Dr. Hirsch: Nein. Aber heute ist der 
überwiegende Teil dessen, was früher 
unter ziviler Verteidigung verstanden 
wurde, auf planerische Maßnahmen 
zu beschränken. Diese planerischen 
Maßnahmen müssen von einer Ex­
pertencrew so gestaltet sein, daß sie 
in Krise und Krieg unmittelbar auf­
wuchsfähig sind. Dies is t möglich und 
unter politischer Prioritätensetzung 
auch erforderlich. 

"Heule Ist der überwiegende Teil dessen , was 
früher unter ziviler Verteidigung verstanden wur­
de , aul planerische Maßnahmen zu beschrän­
ken ." 

Belfölkerungsschun : Der Bevölke­
rung sind ZV- , ZS- und Selbstschutz­
maßnahmen nur dann näher zu brin­
gen, wenn sie entsprechend infor­
miert und ausgebildet wird. 

Dr. Hirsch: Die allgemeine Infor­
mation und die allgemeine Ausbil­
dung im alltäglichen Unfallschutz ist 
Angelegenheit der Länder, der Be­
rufsgenossenschahen, der Kommu­
nen und vieler anderer. Hier hat der 
Bund keinen besonderen Nachholbe­
darf. Was der Bund jedoch sicher­
stellen muß, is t, daß die gerade Ge­
nannten hinreichende Informations­
und Ausbildungshilfen bekommen, 
um die verteidigungsfallbezogenen 
Besonderheiten der BeVÖlkerung 
übermitteln zu können. 

Belfölkerungsschutz : Also die bis­
herigen Aufgaben des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz (BVS)? 

Dr. Hirsch: Die Aufgaben, die dem 
BVS übertragen sind, nämlich Infor-



mation und Ausbildung der Bevölke­
rung, der Behörden und Betriebe sind 
wichtige und grundlegende Aufga­
ben. Wenn aber die kommunalen 
Spitzen verbände und die Länder sa­
gen, daß sie diese Aufgaben selbst 
wahrnehmen können, dann soll der 
Bund dieses Angebot dankend ent­
gegennehmen. Dem Bund bleibt es 
dann vorbehalten, den geeigneten 
Sachverstand vorzuhalten, der für 
verteidigungsfallbezogene Fragen 
notwendig ist. Nicht am Symptom 
herumkurieren heißt auch, in dieser 
Frage neue Wege gehen. 

klfö/kerungsschut% : Der BVS 
nicht mehr als Körperschaft, sondern 
in anderer Rechtsform? 

Dr. Hirsch: Es ist ein alter Grund­
satz der Organisationslehre, daß sich 
die Aufgabe ihre Organisationsform 
sucht und nicht umgekehrt. Nach der 
Entwicklung der letzten Monate 
scheint es mir nicht mehr zwingend 
erforderlich zu sein, daß der BVS wei­
terhin als Körperschaft unter koope­
rativer Beteiligung der Länder und der 
kommunalen Spitzenverbände tätig 
sein muß. Vielmehr sollten wir eine 
verbesserte Organisationsform der­
gestalt suchen, die die Aufgaben der 
bisherigen Akademie für zivile Vertei­
digung, die der Katastrophenschutz­
schule des Bundes und des Bundes­
verbandes für den Selbstschutz in 
eine gemeinsame Bundesausbil­
dungseinrichtung überführt. Ich glau-

"Wir sollten eine verbesserte Organisations­
form dergestalt suchen , die die Aufgaben der 
bisheri gen AkzV, der KSB und des BVS in eine 
gemeinsa me Bundesausbildungseinri chlung 
überführt. " 

"Entscheidend ist , daß die Aufgaben des BVS 
auch zukünHig sachgerecht wahrgenommen 
werden." 

(Fotos: GolI) 

be, daß hier auch eine standortnahe 
und damit effiziente Unterstützung 
der Katastrophenschutzorganisatio­
nen in den Ländern ermöglicht wird. 
Diese "Bundesakademie für Informa­
tion und Ausbildung" oder wie immer 
sie diese neue Bundesausbildungs­
einrichtung nennen wollen, sollte sich 
auch um eine europäische Harmoni­
sierung des grenzüberschreitenden 
Zivil- und Katastrophenschutzes 
bemühen. 

kvö/kerungsschut% : Seit Oktober 
1990 sind Sie Vorstandsmitglied des 
BVS. Ihre Wahlzeit endet im Novem­
ber dieses Jahres. Heißt das, nach 
mir verbrannte Erde? 

Dr. Hirsch: Nein, ganz im Gegen­
teil. Entscheidend ist, daß die Aufga­
ben des BVS auch zukünftig sachge­
recht wahrgenommen werden. Sie 
müssen einerseits zentral, in einer 
zentralen Informations- und Ausbil­
dungsstätte, andererseits in den Re­
gionen zur Unterstützung des frie­
densmäßigen Katastrophenschutzes 
wahrgenommen werden. Dies kön­
nen die ehren- und hauptamtlichen 
Mitarbeiter des BVS um ein vielfaches 
besser in der von mir vorgeschla­
genen Organisations form, als wenn 
drei Organisationen nebeneinander­
her wirtschaften. Und welchen Na­
men diese von mir skizzierte Organi­
sation nachher trägt, halte ich in der 
Tat für zweitrangig. Entscheidend ist, 
daß die wichtigen Aufgaben Informa­
tion und Ausbildung auch zukünftig 
wahrgenommen werden. 

Belfö/kerungsschut% : Im FAZ-Fra­
gebogen haben Sie als Ihren Haupt­
charakterzug "respektlose Beharr­
lichkeit" angegeben. Werden Sie die­
se "respektlose Beharrlichkeit" auch 
bei der Umsetzung der von Ihnen ge­
forderten neuen Organisationen an 
den Tag legen? 

Dr. Hirsch: Ja, und ohne jede Ein­
schränkung. Wir haben bereits Ge­
spräche mit dem Koalitionspartner 
CDU/CSU aufgenommen, um zu ei­
ner organisatorischen, materiellen 
und inhaltlichen Verbesserung des Zi­
vil- und Katastrophenschutzes zu 
kommen. Wenn der Wähler es denn 
so will, werde ich in der nächsten Le­
gislaturperiode peinlich darauf ach­
ten, daß dieser wichtige Bereich ei­
nerseits mit der erforderlichen Sensi­
bilität neu organisiert, andererseits 
aber in der Tat vom Grunde auf neu 
strukturiert wird. 

Bevö/kerungsschut% : Sie wün­
schen sich im FAZ -Fragebogen als 
natürliche Gabe, "überzeugen zu 
können". Brauchen Sie diese Eigen­
schaft bei Ihren Gesprächen mit dem 
Koalitionspartner und den eigenen 
Haushältern? 

Dr. Hirsch: Jeder. der etwas Neu­
es inszenieren und bewegen will, be­
darf dieser Kunst. Man überzeugt ja 
nicht nur dadurch, daß man in der Sa­
che Recht hat. Vielmehr muß man die 
Bedürfnisse des Gesprächspartners, 
sei es jetzt der Koa/itionspartner. sei­
en es die haushaltspolitischen Freun­
de, mit ins Kalkül einfließen lassen. 
Nicht nur der einzelne Mensch, auch 
Parteien und Fraktionen gehen Ver­
abredungen ein und müssen sich in 
der Kunst der gegenseitigen Über­
zeugung üben. 

Das Interview mit Dr. Burkhard 
Hirsch führte Peler Eykmann. 
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Paul MIcheei, Ruhl1lohle AG 

Des Risikos 
immer bewußt 

Die Männer von der Zentralen Grubenwehr in Herne-Wanne 
leisten aktive Grubenbrandbekämpfung und Einsätze 

in Katastrophenfällen 

In Deutschland sind Ereignisse 
wie die Gruben-Katastrophe im 
hessischen Borken im Sommer 
1988 zum Glück selten. Da kann 
schon eher eintreten, was im Früh­
sommer 1992 die Zeitungsspalten 
der örtlichen und regionalen Blät­
ter im Kreis Recklinghausen füllte: 
Auf dem zur Ruhrkohle AG 
gehörenden Bergwerk Fürst Leo­
pold/Wulfen in Dorsten war es 
plötzlich bei Auffahrungsarbeiten 
im Flöz "Erda" in rund 1000 Metern 
Tiefe zu einem massiven Wasser­
einbruch gekommen. Bis zu 1000 
Kubikmeter Wasser strömten pro 
Minute in die Strecke. Gottlob be­
stand keine unmittelbare Gefahr 
für die Bergleute. 

Dafür waren die materiellen Aus­
wirkungen um so größer. Vor allem 
der Arbei tsausfall , der infolge der Be­
hinderung durch die riesigen Wasser­
massen entstand, war beträchtlich. 
Daß Zeit auch hier Geld bedeutete, 
lag klar auf der Hand. Neben den Ein­
satzkräften der Schachtanlage Fürst 
Leopold/Wulfen selbst, war es vor al­
lem der Technische Sonderdienst der 
Ruhrkohle AG, der sich wieder einmal 
bewährte. In wochenlangem Einsatz 
gelang es, den Wassereinbruch zu 
stoppen und die ungeheuren Was­
sermengen abzupumpen. Spezial­
geräte und Know-how der Gruben­
wehren machten es möglich. 

Auf der stillgelegten Zeche Pluto in 
Herne-Wanne untergebracht, verfügt 
diese Einrichtung des Bergbaus über 
eine "Zentrale Grubenwehr" , die ge­
meinsam mit den Betriebsbereichen 
"Bergtechnik" und "Betriebe ohne 
Produktion" vor allem die Aufgabe 
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hat, "vorbeugende und aktive Gru­
benbrandbekämpfung sowie Einsät­
ze in Katastrophenfällen" wahrzu­
nehmen. 

Für alle Fälle gerüstet 

Diese Zentrale Grubenwehr - 200 
Mitglieder stark, bestens ausgerüstet 
und körperlich in guter Form - hat, 
und ist damit auch ein wenig mit der 
Feuerwehr zu vergleichen, ihren Wert 
in sich: Sie ist stets für alle Fälle gerü­
stet, verhindert oder lindert Katastro­
phen, schützt Menschen und Materi-

Rund um die Uhr 
si nd die Männer 

der Zentralen 
Grubenwehr ein· 

satzbere lt. 

r 

, 

, ,-

• 

al - und kommt am besten gar nicht 
erst zum Einsatz. Diese Männer sind 
uneigennützig bereit, ihre Gesundheit 
und ihr Leben für andere Menschen 
einzusetzen. 

Kein Wunder, daß Grubenwehr­
männer von höchster Stelle aner­
kannt und gewürdigt werden. So 
gehört es zur Tradition, daß diese 
Männer - wenn sie 15 beziehungs­
weise 20 Jahre Mitglied der Gruben­
wehr sind - von keinem geringeren 
als dem Bundespräsidenten geehrt 
werden: Mit dem Grubenwehr-Ehren­
zeichen, einem Orden, der im Rang 
dem Bundesverdienstkreuz gleich­
gestellt ist. 

• 



Den im Bereich der Ruhrkohle AG 
liegenden Dienststellen des Bundes­
verbandes für den Selbstschutz sind 
diese Männer von der Zentralen Gru­
benwehr auf Pluto nicht unbekannt. 
Im Gegenteil: Man tauscht sich mit In­
formationen und Meinungen aus, 
profitiert von den Erfahrungen des je­
weils anderen, und die Schulungen, 
so die Sanitätsausbildung BKO durch 
BVS-Mitarbeiter, sind längst zu einer 
festen Einrichtung geworden. Dabei 
gehen die BVS-Lehrer, was vom 
Bergbau dankbar anerkannt wird, auf 
die ganz speziellen Bedingungen der 
Bergwerke ein. 

"Der Technische Sonderdienst", 
so definierten der Leiter des Techni­
schen Sonderdienstes, Jürgen Gres­
hake, und der Oberführer der Zentra­
len Grubenwehr, Ernst-Theo Ritters­
würden, "ist ein Dienstleistungsbe-
trieb, dessen Programm überwie- 4,5 Kilogramm Schutzbekleidung und 12,5 Kilogramm Geräl hal/eder Grubenwehrmann zu tragen. 
gend auf außergewöhnliche Be-
triebsvorfälle zugeschnitten ist." 

24-Stunden-Dienst 

Die Hauptaufgabe des Betriebsbe­
reiches Bergtechnik, Zentrale Gru­
benwehr und Betriebe ohne Produk­
tion sind die vorbeugende und aktive 
Grubenbrandbekämpfung sowie Ein­
sätze in Katastrophenfällen. Ein 24-
Stunden-Dienst stellt sicher, daß je­
derzeit zwei Grubenwehrtrupps ein­
satzbereit zur Verfügung stehen. Sie 
können im Bedarfsfall durch weitere 
Trupps ergänzt werden. Ausbildung 
und maschinelle Ausstattung ent­
sprechen dem jeweiligen Stand der 
Technik. Tätigkeiten, wie Torkretieren 
und Hinterfüllen von Strecken, Erstel­
len von Streckenbegleitdämmen, 
Rauben von Streben, Verfüllen von 
Schächten, Verbringung von Kraft­
werksrestprodukten u. a. ergänzen 
das Arbeitsprogramm. 

Die Überwachung verfüllter 
Schächte, die Betreuung von Ab­
brüchen, Sanierungs- und Rekultivie­
rungsmaßnahmen stillgelegter Berg­
werksbetriebe sowie die Bearbeitung 
der in diesem Zusammenhang anfal­
lenden behördlichen Vorgänge sind 
Aufgaben der Betriebe ohne Produk­
tion. 

Das Leistungsangebot des Be­
triebsbereiches Wettermeß- und Re­
geltechnik umfaßt schwerpunktartig 
die Installation, Wartung und In­
standsetzung im Innen- und Außen­
dienst von unter- und übertage ein­
gesetzten stationären sowie tragba­
ren Wettermeß- und Regelgeräten, 

Fernwirk- und Steuerungsanlagen, 
mechanischen Meß- und Regelein­
richtungen sowie sonstigen elektro­
nischen Bauteilen. Er verfügt über an­
erkannte Sachverständige auf die­
sem Gebiet und unterstützt die Zen­
trale Grubenwehr durch den Betrieb 
von fünf Inertisierungsanlagen. 

Diese eher nüchterne Erläuterung 
der Aufgaben kann nur annähernd 
verdeutlichen, was der Einsatz der 
Zentralen Grubenwehr im Ernstfall 
tatsächlich für jeden einzelnen be­
deutet. Ernst-Theo Ritterswürden zö­
gert, wenn er Ereignisse wie in Bor­
ken oder Katastrophen wie 1992 auf 
dem Bergwerk Haus Aden in Lünen 
mit all seinen schrecklichen Folgen in 
die Erinnerung zurückruft. Bei sol­
chen Einsätzen, auch wenn sie am 
Ende für die vom Unglück Betroffe­
nen manchmal leider vergeblich sind, 
drängen menschliche Aspekte alles 
andere in den Hintergrund. Nur so viel 
läßt sich meistens feststellen: Retter 
und - wenn es sie gibt - Gerettete 
sind hier nicht selten eine Art Schick­
salsgemeinschaft. Alle noch so 
großen Anstrengungen und Gefahren 
im Notfall werden durch den - wenn 
auch noch so kleinen - Erfolg ge­
rechtfertigt. 

Selbstlosigkeit 
selbstverständlich 

Am Ende stehen fast immer Aner­
kennung, Dankbarkeit, ja auch Be­
wunderung für eine Truppe, für die At­
tribute wie Freiwilligkeit und Selbstlo-

sigkeit selbstverständlich sind. Kör­
perliche Fitness und Bereitschaft sind 
die eine Seite der Anforderung, um 
diesem verantwortungsvollen Dienst 
am Nächsten gerecht zu werden; Er­
fahrung, Können und Wissen um die 
Materie, die da heißt Helfen und Ret­
ten, sind die andere Seite. 

Die Vorschriften stecken hier klare 
Richtlinien ab. Der Rahmen läßt in 
diesem Punkt keinen Ermessens­
spielraum zu. Es gibt klare, zeitlich 
und inhaltlich abgesteckte Vorgaben. 
Üben und Schulen, den nie auszu­
schließenden "Ernstfall" ständig vor 
Augen, sind das A und 0 des Gru­
benwehrmannes. 

Im Übungshaus des Technischen 
Sonderdienstes, über vier Etagen 
verteilt, sind Einrichtungen und Gerä­
te weitgehend den realen Bedingun­
gen im Ernstfall angepaßt. An diesem 
Vormittag beherrschen Truppführer 
Klaus Niehaus und die Wehrmänner 
Kurt Kunick, Armin Kordonowski, 
Dieter Perneberg und Jörg von Seest 
das Geschehen. Kritisch beobachtet 
vom stellvertretenden Oberführer 
Gerd Wächter, betreut von Geräte­
wart Dieter Cznotka. Die Flamm­
schutzübung, die für heute angesetzt 
ist, wird den Männern alles abverlan­
gen. Allein schon Kleidung und Aus­
rüstung, die dem Betrachter eher fu­
turistisch anmuten, haben es in sich: 
orangefarbener Overall (schwer ent­
flamm bar) mit integriertem Kopf­
schutz, das Sauerstoffgerät BG 174 
(BG = Bergbau-Schutzgerät), Kopf­
lampe, Sicherheitsschuhe. 4,5 Kilo­
gramm schwer ist die Kleidung; 12,5 
Kilogramm wiegen die Geräte. 
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Härteste 
Übungsbedingungen 

Eineinhalb Stunden Übung hat der 
Trupp jetzt zu absolvieren. Da sind 60 
Züge an einem Schlaggerät zu lei­
sten; 60mal müssen dabei 30 Kilo­
gramm über eineinhalb Meter von 
oben nach unten "gezogen" werden; 
physikalische Messungen schließen 
sich an. Anschließend gilt es, eine 
Übungsstrecke zu befahren. Was der 
Bergmann "befahren" nennt, heißt in 
Wirklichkeit kriechen. Denn die 280 
Meter lange Strecke, die sich durch 
das Übungshaus windet, ist nur etwa 
80 Zentimeter hoch. In voller Ausrü­
stung geht's voran, die Verhältnisse 
sind den Bedingungen unter Tage an­
ge paßt. Das gilt auch für die Tempe­
raturen: 28 Grad Hitze plus Feuchtig­
keit. "Das ist wie im Dschungel", er­
läutert Gerd Wächter die Strapaze. 
Und es kommt noch "dicker": Künst­
lich entfachter Nebel verhindert bei­
nahe jede Sicht, eine extra eingebau­
te Engstelle gilt als zusätzliche Er­
schwernis; jetzt wird es so eng, daß 
die Männer ihre Geräte abnehmen 
müssen. Allein das ist unter den Be-
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dingungen mühsam und kostet 
Schweiß; schließlich sind nochmals 
60 Schläge je 30 Kilogramm zu schaf­
fen . 

Das Ende der nunmehr fast einein­
halbstündigen Übung, die hier "Si­
mulation" heißt, verlangt dem Gru­
benwehrmann noch einmal alles ab: 
Das Sauerstoff-Schutzgerät wird vor­
sätzlich außer Betrieb gesetzt; er­
satzweise hat der Grubenwehrmann 
seinen Sauerstoff-Selbstretter (SSR 
120 TR) zu benutzen. Für den Wech­
sel gibt es eine Zeitvorgabe von 60 
Sekunden. Wenn es "schiefgeht", 
bleiben dem Mann unter der Maske 
noch drei Minuten Sauerstoffreserve. 

Zum Glück ist das alles nur eine 
Übung. Wenn die Wehrmänner es ge­
schafft haben, heißt es noch mal 
Messen und Auswerten - nüchterne 
Zahlen. "Du bist dann ganz schön ge­
schafft", sagt Dieter Perneberg. Er 
und seine Kumpel haben, je nach­
dem, zwischen einem und zwei Kilo 
weniger auf der Waage. Diese Übung 
ist eine von fünf, die jährlich zu ab­
solvieren sind. Übungen unter Tage, 
vor Ort, dauern rund vier Stunden. Sie 
sind verständlicherweise besonders 
realistisch. 

Körperliche 
Kondition Isl­
wie hier bel 
den Zügen am 
Schlaggeräl ­
unerläßllch . 
(Folos: 
Klingenburg) 

Körperliche 
Kondition unerläßlich 

Fit sein und fit bleiben ist prinzipi­
ell jedem einzelnen überlassen. Man­
cher bevorzugt das Einzeltraining in 
Form von Jogging, andere ziehen den 
Mannschaftssport vor. Wie "fit" der 
einzelne ist, zeigt sich spätestens 
beim Test im Übungshaus: Auf einem 
dem Hometrainer ähnlichen Gerät 
muß hier jeder eine Mindestleistung 
von 75 "Dynavit" (Einheiten) errei­
chen. Sonst wird er erst gar nicht zur 
Übung zugelassen. Parameter sind 
bei diesem Zwölf-Minuten-Test zum 
Beispiel das Alter, das Gewicht und 
die Leistung. 

Der Technische Sonderdienst ist 
neben der werkseigenen Gnuben­
wehr - über die jedes Bergwerk sei­
ber verfügt - insbesondere für die 
Bekämpfung von Grubenbränden 
und sonstigen Katastrophen zustän­
dig. Stärke und Schlagkraft liegen -
anders als bei den Grubenwehren auf 
den Schachtanlagen - in der Tatsa­
che, daß der Dienst rund um die Uhr 
geht. Allzeit bereit, heißt die Devise. 
Hier, auf Pluto, wird im Ernstfall der 
Alarm für die gesamte Grubenwehr, 
auch für die Kollegen auf den Zechen, 
zentral ausgelöst. 

Die Ausrüstung für den einzelnen, 
aber auch Großgeräte wie beispiels­
weise Inertisierungsanlagen zur 
Bekämpfung von Grubenbränden 
oder Seilwinden zur Rettung von 
Bergleuten aus dem Schacht sind 
zentral in Wanne-Eickel gelagert. Der 
Grubenrettungswagen, komplett 
ausgerüstet mit Kleidung, Masken, 
Prüfgeräten, Feuerlöschgeräten, Er­
satzteilen, kann im Falle eines Alarms 
in den meisten Fällen in weniger als 
einer halben Stunde am Einsatzort 
sein. Das Fahrzeug ist so ausgestat­
tet, daß sich die aus insgesamt 25 
Personen bestehende Mannschaft 
während der Fahrt ankleiden und ein­
satzbereit machen kann. 

Indes, auch die besten menschli­
chen und technischen Voraussetzun­
gen können ein letztes Restrisiko 
nicht ganz ausschließen, wie die Ge­
schichte der zu Anfang dieses Jahr­
hunderts gegründeten Grubenwehr 
lehrt. Auch Ernst-Theo Ritterswürden 
und seine Kollegen sind sich dessen 
bewußt. Auf diesen, hoffentlich nicht 
eintretenden Fall vorbereitet zu sein, 
ist deshalb das ganze Bestreben der 
Grubenwehrmänner. 



Ud. Ministerialrat Manfred Gallwltz, NIedersächsisches Innenministerium 

Information 
in der Katastrophe -

eine Katastrophe? 
Zweites Niedersächsisches Katastrophenschutz-Symposion 

stellte sich aktueller Gestaltungsherausforderung 

Am Anfang stand eine recht zwin­
gende Erst-Recht-Logik: Wenn wir 
schon schmerzliche Einbußen im Ka­
tastrophenschutz-System hinneh­
men müssen, haben wir uns verstärkt 
auf die verbleibenden, von den Rück­
führungen nicht betroffenen Schutz­
und Hilfsmöglichkeiten zu besinnen. 
Hierzu gehört die konzeptionell und 
sinnvoll eingesetzte Information. Ver­
haltenssteuernde Information kann 
dazu verhelfen, Menschen vor Schä­
den zu bewahren. Sie ist eine der 
wichtigsten Voraussetzungen zur 
Auslösung der gesamten Palette des 
Selbstschutzes. 

Dann kam die Nachdenklichkeit. 
Wird unsere Bevölkerung in Zeiten 
vielbeschworener Politik- und 
Staatsverdrossenheit behördlicher 
Information glauben und vertrauen? 
Wird sie tun. was ein Staat, der im­
mer im Verdacht steht, zu schönen 
und abzuwiegeln, ihr empfiehlt? Kön­
nen wir verhaltenssteuernde Infor­
mation als Mittel des Katastrophen­
schutzes noch unreflektiert einset­
zen? 

Damit hatten Leitwort und sachli­
cher Inhalt des Zweiten Niecersäch­
sischen Katastrophenschutz-Sym­
posions Gestalt angenommen. Zur 
Behandlung der Thematik "Staatliche 
Informationspolitik als Gestaltungs­
und Steuerungsinstrument in einer 
Großschadenslage - Funktion und 
Bedeutung, Möglichkeit und Gren­
zen -" trafen sich Mitte Oktober 1993 
50 führende Persönlichkeiten aus 
dem Bereich des Katastrophen­
schutzes in Niedersachsen an der 
Katastrophenschutzschule des lan­
des Niecersachsen in Bad Nenndorf, 

darunter die Spitzen von Feuerwehr, 
THW und BVS. 

Phase der Verunsicherung 
und Instabilität 

In seiner Eröffnungsrede stellte 
Staatssekretär Dohr in Vertretung des 
niecersächsischen Innenministers, 
Gerhard Glogowski, das Symposion 
in den Zusammenhang mit den neue­
sten Entwicklungen des Katastro­
phenschutzes und führte dazu aus: 

"Der Katastrophenschutz ist in jün­
gerer Zeit in eine Phase von Verunsi­
cherung und Instabilität geraten. Ur­
sache hierfür ist auch nach Einschät­
zung vieler Parlamentarier in Bonn die 
Art und Weise, wie die erforderliche 
Anpassung des erweiterten Katastro­
phenschutzes an die veränderte Lage 
gehandhabt worden ist. In einer sol­
chen Lage wollen wir mit unserem 
Katastrophenschutz-Symposion 
auch ein deutliches Zeichen für den 
Katastrophenschutz setzen. Er ist 
und bleibt in seiner dualen Anlage 
zwischen Bund und Ländern eine 
hochrangige Aufgabe staatlicher Da­
seinsvorsorge für den Bürger. 

In den Strudel möglicher Verände­
rungen ist auch die Institution gera­
ten, an der wir nun schon fast tradi­
tionellerweise das Katastrophen­
SChutz-Symposion durchführen - die 
Katastrophenschutzschule des lan­
des Niedersachsen in Bad Nenndorf. 
Mir liegt daran, mit dieser Veranstal­
tung den Stellenwert zu verdeutli­
chen, den diese Ausbildungseinrich­
tung für uns in Niecersachsen hat und 

an den Bund zu appellieren, mit ihrer 
Erhaltung dafür zu sorgen, daß die 
Verringerung von Quantität im Kata­
strophenschutz durch eine Anhe­
bung der Qualität wettgemacht wird. 
Und hierzu gehört Ausbildung und 
noch einmal Ausbildung - und zwar 
qualifizierte, wie sie nur an einer sol­
chen Schule vermittelt werden kann." 

Im folgenden umriß der Staatsse­
kretär die Einwirkungsmöglichkeiten 
der Informationspolitik auf Rettung 
und Hilfe in Großschadenslagen, 
stellte dem die derzeitigen Einbrüche 
im Warnsystem gegenüber und ge­
langte zu der Schlußfolgerung: 

"In unserer informationellen Ge­
sellschaft schätzen wir die Möglich­
keit, Schäden für Gesundheit und Le­
ben durch konzeptionell angelegte 
Verhaltensempfehlungen zu vermei­
den, zumindest zu verringern, hoch 
ein. Mit unserem Katastrophen­
schutz-Symposion wollen wir dazu 
anregen, diesen Aspekt stärker und 
grundsätzlicher im Katastrophen­
schutz berücksichtigt zu sehen." 

Zur grundlegenden Problematik 
staatlicher Informationspolitik drang 
der Staatssekretär mit folgenden 
Ausführungen vor: 

"Das führt zum zweiten natürlich zu 
der grundsätzlichen Frage, wie weit 
unsere Bevölkerung staatlicher Infor­
mationspolitik und entsprechenden 
Verhaltensempfehlungen Vertrauen 
schenkt und ihnen folgt. Wir alle, die 
wir seinerzeit dabei waren, stehen ja 
noch unter einem Tschernobyl-Infor­
mations-Trauma. Die tatsächlichen 
Ereignisse von Tschernobyl waren für 
uns in Niecersachsen bekanntlich 
keine Katastrophe. Was sich auch 
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hier ereignete, war eine Informations­
Katastrophe. Hin- und hergerissen 
zwischen Curie, Becquerel, Rem und 
Milli-Rem, das eine immer mit viel­
mehr Nullen als das andere, hatte un­
sere Bevölkerung seinerzeit sehr bald 
Überblick und Vertrauen verloren. Als 
kapitale Querschläger wirkten dabei 
noch die Meldungen von freien Orga­
nisationen und aus dem Universitäts­
bereich, die mit zum Teil wiederum 
anderen Maßeinheiten gänzlich an­
dere Werte vermittelten und in der 
Bevölkerung den Eindruck erweck­
ten, mit den staatlichen Informatio­
nen sollte vernebelt, verharmlost, ab­
gewiegelt werden. Staatliche Infor­
mationspolitik im Fall Tschernobyl hat 
in unserer Bevölkerung ein tiefes 
Mißtrauen gegenüber öffentlichen 
Verlautbarungen begründet und es 
uns schwer gemacht, dieses Mittel 
zur Steuerung und Schadensminde­
rung in Großschadenslagen einzu­
setzen. 

In der Folgezeit waren die zustän­
digen staatlichen Institutionen mit Ei­
fer bemüht, durch Vereinheitlichung 
von Maßstäben und Verfahrenswei­
sen wenigstens zu erreichen, daß 
gleichlautende Informationen an den 
Bürger gelangten. Wir mußten aber 
sehr bald erkennen, daß dies nicht 
viel mehr als ein Kurieren an den 
Symptomen sein konnte. Denn eine 
Fülle von beklagenswerten Ereignis­
sen in Parteien und Politik sowie Stil 
und Charakter von Politik selber führ­
ten zu dem, was wir heute als Partei­
en- und Staatsverdrossenheit bekla­
gen. Die Glaubwürdigkeit staatlicher 
Informationen und Verhaltensemp­
fehlungen bei Großschadenslagen 
wurde natürlich in diesen Strudel mit 
hineingezogen. Als Folge davon 
droht die Gefahr, daß staatliche Infor­
mationspolitik als Steuerungsinstru­
ment in einer Großschadenslage ihre 
Fähigkeit einbüßt, schadensverhin­
dernd und schadensmindernd zu wir­
ken. Dies ist ein Effekt, der uns alar­
mieren und unser ganzes Bemühen 
aktivieren muß, dem entgegenzuwir­
ken, " 

Optimistische Einschätzung 

Mit diesen Ausführungen waren 
die Grundfragen der Akzeptanz 
behördlicher Entscheidungen aufge­
worfen und "Staat und Politik in der 
Vertrauens krise" zur Erörterung ge­
steilt. Natürlich konnte und durfte 
sich zu dieser Thematik kein Referent 
äußern, der dem Verdacht ausgesetzt 
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war, in entsprechende Entwicklungen 
mit einbezogen zu sein. Da war es 
gut, einen der führenden Vertreter der 
Justiz in Niedersachsen, den Präsi­
denten des Verwaltungsgerichts 
Hannover, Dr. Karlheinz Dreiocker, für 
das Grundsatzreferat des Symposi­
ons gewinnen zu können. Der Refe­
rent überraschte seine Zuhörerschaft 
zunächst mit der grundsätzlich opti­
mistischen Einschätzung: 

"Ich hege keinen Zweifel daran, 
daß unsere Bevölkerung bereit ist, 
sich in aktuellen Großschadenslagen 
den Informationen, Gefahrenein­
schätzungen und Weisungen der Ka­
tastrophenschutzstäbe willig zu un­
terwerfen, wenn sich eine einsehba­
re Notwendigkeit hierfür ergibt, d. h. 
wenn die Bevölkerung selbst erkennt, 
daß sie von der Krise betroffen ist. 
Das haben die extremen Lagen z. B. 
bei der Flutkatastrophe 1962 in Ham­
burg und Schleswig-Holstein, aber 
wohl auch die Ölkrise 1974 ein­
drucksvoll gezeigt. Die Frage nach 
Autorität, Vertrauen und Akzeptanz 
stellt sich aber, wenn sich die Aus­
nahmesituation nicht ohne weiteres 
sichtbar vermitteln läßt, wie dies z. B. 
bei der Krisenlage nach dem Unfall in 
dem Kernkraftwerk Tschernobyl der 
Fall war. Die Strahlenbelastung wird 
nicht wahrgenommen und so hängt 
die Wirksamkeit der Gefahrenabwehr 
in derartigen Fällen vielfach von der 
Möglichkeit ab, kraft natürlicher 
Führungsautorität der Behörden not­
falls auch das blinde Vertrauen der 
Bevölkerung in die hoheitliche Infor­
mationspolitik und ihre Einsicht in die 
Notwendigkeit von Zwangsmaßnah­
men zu aktualisieren." 

Die Gründe für die damit umrisse­
nen Zugangsschwierigkeiten be­
hördlicher Empfehlungen bei den 
Bürgern sah der Referent zunächst 
einmal in einer tiefenpsychologi-

Dr. Drelocker, 
Präsldenl des 

Verwaltungsge­
rlchls Hannover, 

in der Diskussion. 
links daneben 
der Verfasser. 

schen Diaposition des Menschen als 
Staatsbürger, definiert schon 1835 
von dem Staatswissenschaftier Ale­
xis de Tocqueville in dessen Werk 
"Demokratie in Amerika": 

"Unsere Zeitgenossen werden im­
merfort durch zwei feindliche Leiden­
schaften bedrängt: Sie haben das 
Bedürfnis, geführt zu werden und das 
Verlangen, frei zu bleiben. Da sie we­
der den einen noch den anderen die­
ser entgegengesetzten Triebe ausrot­
ten können, trachten sie, beide zu 
gleicher Zeit zu befriedigen." 

Dort, wo eine derartige Disponiert­
heit auf paßgerechte Verhaltenswei­
sen von Staat und Behörden trifft, 
kann ein negativer Kumulationseffekt 
nicht ausbleiben. So hat nach Dr. 
Dreiocker die fast völlige Verwand­
lung hoheitlicher Gewalt in Versor­
gungs- und Sozialverwaltung bei 
weitgehendem Verzicht auf die Ent­
faltung staatlicher Macht und bewußt 
hingenommenen Vollzugsdefiziten zu 
entsprechenden Gewöhnungspro­
zessen bei den Bürgern geführt. Nicht 
nur, daß nunmehr jedes andere als 
verteilendes und begünstigendes 
Verhalten des Staates zu Mißtrauen 
und Ablehnung führt. Die Großzügig­
keit des Sozialstaates bewirkt darü­
ber hinaus "Unzufriedenheit und Un­
lust am Recht. Keine Kompromiß­
sondern wachsende Konfliktbereit­
schaft." 

Als "äußerst kompliziert" bezeich­
nete der Referent die "Forschung 
nach den Ursachen für die offen­
sichtliche Erosion staatlicher Auto­
rität und Ihres Gegenstücks, des 
Rechtsgehorsams der Bürger". Bei 
der Umschau unter den staatlichen 
Gewalten Gesetzgebung, Regierung 
und Verwaltung, Justiz ortete der Re­
ferent die Ursachen für die Erosion 
staatlicher Autorität in der Unfähig­
keit, staatliches Handeln der Breite 



unserer Bevölkerung - und nicht nur 
einer interessierten Klientel - einseh­
bar und mittragbar zu machen. Als 
Folge davon zollen nach einer Reprä­
sentativumfrage nur fünf Prozent der 
Bundesbürger einem Abgeordneten 
Respekt. Er rangiert damit noch hin­
ter dem Bademeister, der auf sechs 
Prozent kommt. 

Als weiteren Grund für dies ge­
störte Verhältnis zwischen Staatsau­
torität und Bürgern arbeitete Dr. 
Dreiocker das vielfache Fehlen einer 
klaren Führungsverantwortung, 
schon gar einer personifizierten 
Führungsverantwortung heraus. In 
diesem Zusammenhang nannte er 
den Kölner Regierungspräsidenten 
Antwerpes, "der sich seit langem mit 
großem Erfolg als Identifikationsfigur 
einer rechtsstaatlichen Verwaltung 
präsentiert" . 

Als Resümee seiner tiefgründigen 
und insgesamt kritischen-optimisti­
schen Umschau faßte der Referent 
zusammen: 

"Im ganzen besteht aber- ich deu­
tete es gerade an - kein Anlaß zu 
übertriebenem Pessimismus, wir ha­
ben eine Verfassung, wie wir sie uns 
rechtsstaatlicher nicht wünschen 
können. Die Einsicht in das Zwangs­
läufige unserer Entwicklung in der 
pluralistischen Ellenbogengesell­
schaft sollte uns ermuntern, uns auch 
angesichts der geschilderten Defizite 
einzurichten. Der konstatierte Ver­
trauensverlust und der Autoritätsver­
fall lassen sich über das von mir ge­
schilderte Maß hinaus nicht durch ge­
zielte Programme der staatlichen 
Behörden beeinflussen. Bedenken 
wir, daß die festgestellten Erosions­
erscheinungen auch den Umgang 
der Menschen mit ihren Familienan­
gehörigen daheim und mit ihren Kol­
legen am Arbeitsplatz erfaßt haben. 
Wo sollten wir also anfangen? 

Hüten wir uns vor blindem Aktio­
nismus wie etwa vor Eingriffen in das 
bewährte parlamentarische System 
des Grundgesetzes, wie sie immer 
häufiger diskutiert werden. 

Der Bundespräsident hat aus An­
laß der Gewalttätigkeiten in der Ham­
burger Hafenstraße gesagt: 

,Es ist die Frage, wie es uns gelingt, 
das Bewußtsein von der Funktion des 
Rechts und von seiner Durchsetzung 
in der ganzen Bevölkerung zu einem 
Konsens zu bringen.' 

Und er hat hinzugefügt: ,Das sind 
jahrelange Prozesse.' Insgeheim 
hege ich die Hoffnung, daß die Be­
reitschaft der Menschen zu Vertrau­
en und Akzeptanz gegenüber staatli­
chem Wirken nur verschüttet ist. Mei-

Blick in den 
Zuhörerraum 

ne Hoffnung gründet sich u. a. auf 
die allsonnabendliche Beobachtung, 
mit welcher Selbstverständlichkeit 
Deutschland die Spielregeln seines 
Sports verinnerlicht und akzeptiert. 

Ein Rezept für die Überwindung 
der Vertrauenskrise habe ich nicht. 
Ich hoffe, einsichtig gemacht zu ha­
ben, daß es keines geben kann." 

Vertrauensverfall gegenüber 
Staat und Politik 

Wenn Meinungspolarität zwischen 
Referenten als solche bereits den Er­
folg einer Veranstaltung signalisiert, 
dann wurde dieser Prozeß durch die 
Ausführungen von Dr. Dombrowski, 
Universität Kiel , eingeleitet. Der Refe­
rent analysierte zwei gegenläufige 
Entwicklungen. Zum einen sei verhal­
tenssteuernde Information in einer 
Großschadenslage zu einem in seiner 
Komplexität kaum noch erfaßbaren 
Aufgabenfeld geworden. Habe in 
früheren Zeiten - bedingt auch durch 
ein engeres und vertrauensvolleres 
Miteinander der Menschen - ein kur­
zer Wink oder eine bestimmte Chiffre 
zur Übermittlung eines Nachrich­
teninhalts ausgereicht, bedürfe es 
jetzt einer ungeheuer diffizilen und 
subtilen Anlage eines Informations­
systems. Zum Teil seien die Bedingt­
heiten der Abgabe und Aufnahme 
von Informationen sowie der Reak­
tionen darauf noch gar nicht erkannt. 

In einer solchen Situation seien ge­
steigerte Anforderungen an das Ver­
trauensverhältnis zwischen dem 
Staat als Informationsgeber und dem 
Bürger als Informationsempfänger 
gestellt. Schließlich müsse der Bür­
ger in der Ausnahmesituation einer 
Katastrophe nicht nur blind auf die In­
formation vertrauen, sondern ihrer 

Verhaltensempfehlung möglicher­
weise in Sekundenschnelle hinein in 
für ihn völlig unübersehbare Situatio­
nen folgen. Bei der verhaltenssteu­
ernden Information in der Großscha­
denslage gibt es keine Zeit zur kriti­
schen Uberprüfung und kein Rechts­
mittel! 

Dies müßte eigentlich auch das 
staatliche Gemeinwesen in Rech­
nung stellen und alles tun, um für Kri­
sen situationen dieses besondere 
Vertrauensverhältnis aufzubauen. 
Was geschähe, sei aber das gen aue 
Gegenteil. Zum einen schlüge natür­
lich der allgemeine Vertrauensverfall 
gegenüber Staat und Politik auch auf 
diesen Bereich durch. Zum anderen 
nähme die Gestaltung des Katastro­
phenschutzes selbst derzeit Formen 
an, die dem Betrachter das Urteil auf­
zwängen: Der Staat habe den Gesell­
schaftsvertrag mit seinen Schutzbe­
fohlenen aufgekündigt. Die Denatu­
rierung des Katastrophenschutzes 
als ganzem, die Aushöhlung des 
Selbstschutzes, die Verunsicherung 
der freiwilligen Helferschaft, führten 
zwangsläufig zu der Denkspirale: 
Wenn der Staat den Katastrophen­
schutz schon nicht mehr ernst nimmt, 
können wir seinen Informationen und 
Verhaltensempfehlungen in Groß­
schadenslagen auch nicht mehr blind 
vertrauen. Mit der Schlußfolgerung 
"Nichts geht mehr" hinterließ Dr. 
Dombrowski eine betroffene Zuhö­
rerschaft. 

In der nachfolgenden besonders 
lebhaften Diskussion wollten die 
Praktiker des Katastrophenschutzes 
dem Referenten nicht in diesen tiefen 
Pessimismus folgen. Aber auch ihnen 
versagte er den Silberstreif am Hori­
zont. 

Der Anlage des Symposions 
gemäß, von grundsätzlichen Er­
kenntnissen aus zu zunehmend pra­
xisnahen Ergebnissen zu führen, re-
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ferierte Prof. Dr. D. Ungerer von der 
Universität Bremen zum Thema "In­
formationsverfahren in der Praxis. Er­
kenntnisgrundlagen und -gewinnung 
als Voraussetzung einer sachgerech­
ten Informationspolitik" . 

Begrenzte Aufnahme­
und Reaktionsfähigkeit 

Dabei überraschte der Referent 
seine Zuhörer gleich in zweifacher 
Hinsicht. Selbst erfahrene Katastro­
phenschützer setzten in Erstaunen, 
wie minutiös die Wissenschaft bereits 
die Möglichkeiten und Grenzen 
menschlicher Aufnahme- und Reak­
tionsfähigkeit erforscht hat. Es muß­
te schon mit Verwunderung registriert 
werden, wie wenig hiervon der Praxis 
als Arbeitsgrundlage bisher zugäng­
lich geworden ist. Aber auch das Er­
kennen eines derartigen Defizits 
gehört zu den angestrebten Arbeits­
ergebnissen eines solchen Symposi­
ons und ermöglicht Abhilfe. 

Zum zweiten verblüffte die vom 
Referenten überzeugend vermittelte 
Einsicht in die Begrenztheit mensch­
lichen Vermögens in Krisen- und Pa­
niksituationen. Daß eine Art von sen­
sorischem Schutzmechanismus des 
Menschen in höchsten Streß- und 
Krisensituationen dessen "Kopf ein­
fach zumacht", ist allen Fachleuten 
geläufig, Katastrophenerprobte ha­
ben es sogar schon an sich und an­
deren erleben müssen. Daß dies aber 
derart rasch und weitgehend ge­
schieht, erfordert für die gemeinsame 
zukünftige Arbeit alle Beachtung. 
Wenn ein Mensch in höchster An­
spannungssituation nur noch in der 
Lage ist, sechs Worte einer Informa­
tion, eines Zurufs oder eines Befehls 
aufzunehmen und umzusetzen, dann 
ist dies ein Umstand, der beim Ein­
satz verhaltenssteuernder Informa­
tionen dringend beachtet werden 
muß. Wenn Fixiertheit auf einen 
Aspekt des Geschehens die Aufnah­
mefähigkeit für ein Parallelgeschehen 
und die Information darüber fast völ­
lig ausschließt, müssen auch hieraus 
in der Praxis Schlüsse gezogen wer­
den. 

Zum Abschluß seiner Ausführun­
gen belegte Prof. Ungerer seine 
Theorieerkenntnisse mit eindrucks­
vollen Beispielen aus dem Flugzeug­
unglück in Ramstein, dem Zusam­
menstoß zweier Passagierflugzeuge 
auf dem Flughafen in Mallorca und 
anderen Einsatzgeschehen. 

In der Abmoderation hob der Lei­
ter des Symposions, Leitender Mini­
sterialrat Manfred Gallwitz, als erstes 
Ergebnis hervor, daß die bisher vor­
bereiteten standardisierten Informa­
tionen über Funk und Fernsehen bei 
weitem nicht ausreichten. Das ge­
samte System müsse in Richtung auf 
eine Verfeinerung überprüft werden. 
Er griff auch die Anregung des Refe­
renten auf, Journalisten durch Schu­
lung und Training an die informatori­
sche Bewältigung von Katastrophen 
heranzuführen. Unerwähnt bleiben 
durfte dabei nicht die selbstkritische 
Einschätzung von Angehörigen der 
Katastrophenschutz- und Krisenstä­
be von Landkreis bis zu den Ministe­
rien. Im Mittelpunkt jedoch hat der­
freiwillige - Helfer in seiner mentalen 
Disponiertheit bei der Hilfe im Zen­
trum des Geschehens und damit in 
der äußersten Anspannungssituation 
zu stehen. 

Am zweiten Tag des Symposions 
vertiefte Dr. P. Wiedemann vom For­
schungszentrum JÜlich an hand um­
fassender empirischer Studien die 
Erkenntnisse und Einsichten in die 
Möglichkeiten und Grenzen verhal­
tenssteuernder Informationen. Als 
besonders beachtensbedürftig be­
zeichnete er das Phänomen, daß 
Menschen in Krisensituationen zu oft 
falschen Instinkt oder zumindest Ge­
wohnheitsreaktionen neigten. So trei­
be der Instinkt oder zumindest die 
Gewohnheit nach den Erfahrungen 
des Bombenkrieges die meisten Be­
troffenen einer Notsituation in den 
tiefsten Keller. Dies auch bei Scha­
denslagen wie z. B. Giftaustritten, bei 
denen dies die falscheste aller denk­
baren Reaktionen sei. Informations­
politik müsse sich daher auch darauf 
einstellen, diesen "Panzer tief sitzen­
der Gewohnheiten" zu durchbre­
chen. Naheliegenderweise sei das 
eine der schwierigsten Aufgaben. 

Mit besonderer Aufmerksamkeit 
aufgenommen wurde der Hinweis 
von Dr. Wiedemann, daß die gefähr­
lichsten Schadensbilder der Zukunft 
eher solche .schleichender Katastro­
phen" sein würden. Er nannte in die­
sem Zusammenhang besonders den 
Elektrosmog, aber auch den Anstieg 
der Küstengewässer. 

Gemeinsam 
zu lösende Aufgabe 

In unmittelbarer Darlegung be­
hördlicher Informationspraxis stellten 
dann der Katastrophenschutzrefe-
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rent des Niedersächsischen Innenmi­
nisteriums, Ministerialrat Volker Mül­
ler, der Leiter des polizeilichen Lage­
zentrums im Niedersächsischen In­
nenministerium, Polizeioberrat Bah­
der, der Leiter der Pressestelle im 
Niedersächsischen Innenministeri­
um, Volker Senke, sowie der in Nord­
deutschland bekannte Rund­
funkjournalist Bernd Nehls die der­
zeitige behördliche Praxis von Infor­
mationsgewinnung und Informati­
onsabgabe in Großschadenslagen 
dar. Schon bei der Ankündigung die­
ser praxisnahen Ausführungen war 
das Attribut .Defizite" gebraucht 
worden. Wie erwartet stellte sich 
dann tatsächlich heraus, daß die bis­
herigen Verfahrensweisen den Anfor­
derungen an eine schadensmindern­
de und schadensverhütende verhal­
tenssteuernde Informationspolitik 
des Staates nicht annähernd gerecht 
werden können. In der abschließen­
den Diskussion gaben die Spitzen­
vertreter des Katastrophenschutzes 
aus Niedersachsen entsprechenden 
Einsichten Ausdruck, definierten die 
Defizite und Bedarfslagen und be­
zeichneten baldige Abhilfe als eine 
nur von allen Beteiligten gemeinsam 
zu lösende Aufgabe. Sie soll in Nie­
dersachsen in Angriff genommen 
werden. 

Das Zweite Niedersächsische Ka­
tastrophenschutz-Symposion wurde 
vom für Katastrophenschutz zustän­
digen Abteilungsleiter im Innenmini­
sterium, Ministerialdirigent Herbert 
Antonischki, beschlossen. Er wertete 
die lebhafte Anteilnahme an der wis­
senschaftlichen Auseinandersetzung 
mit Informationspolitik in einer 
Großschadenslage als Beleg dafür, 
daß Niedersachsen sich mit der Be­
handlung dieser Thematik im "Main 
Stream" wissenschaftlicher Ausein­
andersetzung mit einem bedeutsa­
men Teilbereich des Katastrophen­
schutzes befände. Er beendete das 
Symposion mit der Feststellung: 

"Auch ein noch so gut vorbereite­
ter Katastrophenschutz wird es nicht 
erreichen können, die speziellen Si­
tuationen und Befindlichkeiten zu an­
tizipieren, die eine Großschadensla­
ge oder wahre Katastrophe mit sich 
bringt. Um so wichtiger ist es, das zu 
leisten, was wir z. Z. leisten können­
und dies ist, sich der einschlägigen 
Wirkungszusammenhänge so be­
wußt wie möglich zu werden und ver­
haltenssteuernde Information der Zu­
kunft optimal darauf einzustellen." 



"S-Bahn mit D-Zug 
kollidiert" 

3. Katastrophenseminar der Berliner Polizei 
endete mit Großübung 

Umgestürzte D-Zug- und S-Bahn­
Waggons, abgerissene Oberleitun­
gen, schreiende und blutende Passa­
giere, an- und abfahrende Rettungs­
wagen, landende Hubschrauber ... 
Der Eindruck eines schweren Eisen­
bahnunglücks auf dem Bahnhof Ber­
lin-Schöneweide konnte kaum reali­
stischer dargestellt werden, als auf 
der großen Übung aller Berliner Hilfs­
dienste am 18. September diesen 
Jahres. 

Gemeinsam mit Deutscher 
Reichsbahn, Berliner Feuerwehr, 
ASB, DRK, THW, Bundesgrenz­
schutz und Bundeswehr beendete 
die Berliner Kriminalpolizei mit dieser 
Übung praxisnah ihr drittes Katastro­
phenseminar, das vom 13. bis zum 
18. September in der Polizeiausbil­
dungsstätte im Berliner Stadtbezirk 
Marzahn stattfand. 

Unter der Leitung des Chefs der 
Berliner Kriminalpolizeilichen Kata­
strophenkommission (Krim.-Kat.­
Kom.), Kriminaloberrat Brandt, trafen 
sich Experten aus Rettungsdienst, 
Brand- und Katastrophenschutz, 
aber auch Mediziner, Psychologen, 
Theologen und Sozialwissenschaft­
Ier, um über die Ursachen und die Be­
wältigung von Katastrophen und 
Großschadensereignissen zu disku­
tieren. Während bei den vorangegan­
genen beiden Seminaren vor allem 
Flugzeugunfälle im Vordergrund 
standen, beschäftigten sich die 
Fachreferenten in diesem Jahr in er­
ster Linie mit größeren Unfallgesche­
hen im Straßen- und Schienenver­
kehr sowie mit der Betriebssicherheit 
großtechnischer Anlagen. 

Aufgrund der Bedeutung dieses 
Seminars für die Sicherheitsorgane 
des Landes Berlin, ließ es sich Poli­
zeipräsident Saberschinsky nicht 
nehmen, das Seminar persönlich zu 
eröffnen. Die Fachtagung ließ sich im 
wesentlichen in vier theoretische 
Blöcke einteilen: Fallbeispiele 
Großschadensereignisse, Anlagensi-

cherheit, medizinische Versorgung 
und psychosoziale Betreuung. 

Auf großes Interesse stießen die 
Fallbeispiele. Hier standen das Bus­
unglück von Donaueschingen, der 
Massenunfall auf der A 9 (Münchber­
ger Senke) bei Hof, die Zugunglücke 
von Berlin-Wannsee und Northeim 
sowie der Brand des Großtanklagers 
der Deutschen Shell AG in Hamburg­
Harburg zur Diskussion. Die verant­
wortlichen Einsatzleiter von Polizei 
und Feuerwehr vermittelten realisti­
sche Eindrücke von den Ereignissen 
und der Einsatztaktik. 

Da während des Seminars ein 
deutscher Air-Bus bei der Landung 
auf dem Warschauer Airport verun­
glückte und ausbrannte, konnte ein 
aktueller Zwischenbericht über die­
sen Unfall durch einen in Warschau 
anwesenden Lufthansavertreter vor­
getragen werden. Nicht zuletzt we­
gen der Aktualität des Ereignisses 
war dieser Bericht über die Ret­
tungsmaßnahmen für die Zuhörer 
von einer besonderen Intensität. 

Interessante Beiträge kamen dar­
über hinaus auch von den geladenen 
Vertretern aus Großindustrie, Ver­
kehrsbetrieben und Anlagenbau, die 

teilweise im Auditorium nicht unwi­
dersprochen blieben. Hier scheint 
gerade im Hinblick auf präventive 
Maßnahmen noch Sensibilisierungs­
bedarf zu bestehen. 

Einen Höhepunkt des theoreti­
schen Seminarteils stellte der Freitag 
dar, der dem menschlichen Verhalten 
in Katastrophensituationen und der 
psychosozialen Betreuung gewidmet 
war. Fachleute mit langjähriger Erfah­
rung , wie der ehem. Chef des Militär­
psychologischen Dienstes der 
Schweizer Armee, Dr. Guggenbühl, 
der Psychosomatiker Dr. med. Jatz­
ko von der Universität Kaiserslautern, 
der Sozialwissenschaftier und Kata­
strophenforscher Dr. Dombrowsky 
von der Universität Kiel und der Theo­
loge Pater Vincenz vom Berliner 
Strafvollzug, erläuterten anschaulich 
typische und atypische Verhaltensre­
aktionen von Menschen, die durch 
Großschadensereignisse und Kata­
strophen geschädigt oder als An­
gehörige unmittelbar davon betroffen 
wurden. Neben der Betreuung von di­
rekten Opfern nahm dabei die Be­
treuung der Angehörigen und vor al­
lem auch der eingesetzten Helfer ei­
nen besonders breiten Raum ein. 

Die ineinander verkeilten Waggons werden nach "Verletzten " abgesucht. 
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Aul dem Bahn· 
steig Ist eine 

Verletzten· 
sammelstelle 
eingerichtet. 

(Fotos: Luszelt, 

Für viele Seminarteilnehmer wurde 
hier erstmals in umfassender Weise 
über posttraumatische Belastungs­
symptome nach solchen Einsätzen 
und die Notwendigkeit entsprechen­
der therapeutischer Maßnahmen ge­
sprochen. Beeindruckende Beispiele 
posttraumatischer Symptomatiken 
zeigte hierzu Dr. med. Jatzko, der seit 
der Ramsteiner Flugtagkatastrophe 
1988 Opfer, Angehörige und Helfer 
psychologisch und medizinisch be­
treut. Psychologische Konditionie­
rung von Rettungsdienst- und Kata­
strophen schutz personal zur Vorbeu­
gung von "burn-out-syndromen" 
oder posttraumatischen Belastungs­
symptomen erläuterte der Kieler Ka­
tastrophenforscher Dr. Dombrowsky. 
Hier sind künftig Arbeitgeber, Polizei, 
Feuerwehren und Hilfsorganisatio­
nen verstärkt gefragt, entsprechende 
Programme für ihre Mitarbeiter und 
Helfer anzubieten, um Vorbeugung 
und Nachsorge auch und gerade für 
die Helferschaft effizient zu praktizie­
ren. 

Dem Aspekt des Todes und des 
Sterbens im Rahmen von Unfällen, 
Notfällen und Katastrophen widmete 
sich Pater Vincenz als Theologe und 
seit Jahren auf diesem Gebiet erfah­
rener Priester. Die Notwendigkeit von 
Sozial- und Trauerarbeit für die Hin­
terbliebenen wurden in diesem Bei­
trag plastisch deutlich. Möglichkeiten 
der Integration solcher Angebote im 
unmittelbaren Umfeld des Massen­
anfalls von Verletzten sind dringend 
zu prüfen, um ein bisher fast völlig 
vernachlässigtes Thema, das gerade 
für Sterbende und deren Angehörige 
eine besondere Relevanz besitzt, 
entsprechend zu würdigen. 

Nach fünftägiger Theorie rundete 
die Vollübung das 3. Katastrophen­
seminar der Berliner Polizei praxisbe-

zogen ab. Unter Regie der Deutschen 
Reichsbahn und der Krim.-Kat.-Kom. 
Berlin wurde ein Zugunglück mit 
Massenanfall von Verletzten auf dem 
Bahnhof Schöneweide angenom­
men. Die Reichsbahn hatte dabei hin­
sichtlich der Gestaltung des Übungs­
geländes an nichts gespart: Ausran­
gierte S-Bahn- und D-Zug-Waggons 
waren so präsentiert, daß der Unter­
schied zu einer echten Zug kollision 
kaum auszumachen war. Speziell für 
diese Übung waren Schienenab­
schnitte "elektrifiziert" worden, um 
den Einsatz auf einer unter Strom ste­
henden Strecke so realitätsnah wie 
möglich zu proben. 

Mehrere Dutzend "Fahrgäste" wa­
ren von der Schminktruppe des ASB­
Landesverbandes Berlin analog den 
Verletzungsmustern nach einem 
schweren Bahnunfall hervorragend 
geschminkt worden und simulierten 
in den teils umgestürzten Waggons 
Verletzte aller Kategorien. Dabei 
dachten die Übungsleiter auch dar­
an, eine beträchtliche Anzahl auslän­
discher Mitbürger in das Großscha­
densereignis zu integrieren, um z. B. 
bestehende Sprachprobleme und 
unterschiedliche Mentalitäten reali­
stisch darzustellen. Eine Gruppe aus­
ländischer Mitbürger war darüber 
hinaus während des gesamten Semi­
nars anwesend, um so in die Vorbeu­
gung und die Bewältigung von 
Großschadensereignissen einbezo­
gen zu werden. 

Der Ablauf der Rettungsaktion 
vollzog sich nach Auslösen des 
Alarms für die Berliner Feuerwehr, die 
SEG des DRK Berlin, das THW und 
Einheiten des BGS bzw. der Bundes­
wehr (SAR-Hubschrauber) routiniert 
und schnell. Allerdings waren unter­
schiedliche Schweregrade und Bela­
stungsproben für die Helfer zu beste-
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hen. Unter Waggons eingeklemmte 
oder aber von Eisenträgern aufge­
spießte Personen mußten ebenso 
schnell und sachkundig befreit und 
versorgt werden wie die große Anzahl 
lautstark schreiender Leichtverletz­
ter. Schon kurze Zeit nach dem Be­
ginn der Rettungsarbeiten sammel­
ten sich "Schaulustige" sowie "An­
gehörige" der Opfer, die teilweise in 
"aufgebrachter Stimmung" versuch­
ten, die Verletzten sammelstelle zu 
"stürmen", um nach ihren Verwand­
ten und Bekannten zu suchen. Spe· 
ziell für diese Personengruppen wur­
de eine Betreuungsstelle eingerich­
tet, ebenso wie für Nicht- bzw. Leicht­
verletzte, die es so schnell wie mög­
lich von den anderen Opfern zu se­
parieren galt. 

Die psychosoziale Betreuung die­
ser Personengruppen stand durch 
die Helfer dabei eindeutig im Vorder­
grund. Hier setzte dann auch die 
Hauptarbeit der Krim.-Kat.-Kom. ein, 
die sich um die Identifikation der To­
ten und Verletzten zu kümmern hat­
te, um den im Bahnhofsgebäude be­
findlichen Angehörigen rasch die 
nötige Klarheit zu beschaffen. Selbst­
verständlich galt es auch, Spuren, die 
zur Klärung des Unfallhergangs bei­
tragen konnten, sicherzustellen. 

Nicht zuletzt muß die gute Betreu­
ung der Pressevertreter hervorgeho­
ben werden. Auf einer eigens errich­
teten Plattform konnte die Presse das 
gesamte Geschehen lückenlos ver­
folgen. Eigens für diese Aufgabe ab­
gestellte Beamte betreuten die gela­
denen Medienvertreter und Gäste 
und instruierten sie über die jeweili­
gen Rettungs- und Bergungsmaß­
nahmen. 

Das 3. Katastrophenseminar der 
Berliner Kriminalpolizei muß in dieser 
Kombination von Theorie und Praxis 
sowie der Aufnahme brisanter Ein­
zelthemen als Erfolg für alle Teilneh­
mer gewertet werden. Die Kriminal­
polizeiliehe Katastrophenkommissi­
on hat mit dieser Einrichtung in Ber­
lin ein Forum geschaffen, das neben 
der fachlichen Beschäftigung mit re­
levanten Themen in erster Linie auch 
die Zusammenarbeit aller Dienste un­
tereinander und mit der Polizei nach­
haltig fördert. Es wäre sicherlich wün­
schenswert, wenn Tagungen, Semi­
nare und Übungen dieser Art auch 
anderswo Schule machen würden. 

Verfasser: 
Dipl.-Pol. Wolfram Geier 
Referatsleiter Rettungsdienst 
& Katastrophenschutz 
ASB-Bundesverband Köln 



Niedersachsen 

Unzureichende Aus­
bildungsmöglichkeiten 
an den Landesfeuer­

wehrschulen ? 
Mündliche Anfrage der enU-Abgeordneten Edda Schliepack 

an die niedersächsische Landesregierung 

Edda Schliepack: Die Feuerwehr­
männer und -frauen in Niedersach­
sen haben einen berechtigten An­
spruch darauf, für ihre gefährliche Ar­
beit im Dienste der Menschen unse­
res Landes optimal ausgebildet zu 
werden. Die Landesregierung wird of­
fenbar nach wie vor ihrer Verpflich­
tung nicht gerecht, diesen Anspruch 
zu erfüllen und ein ausreichendes 
Lehrgangsplatzangebot an Landes­
feuerwehrschulen zur Verfügung zu 
stellen. Als Beispiel verweise ich 
auf die negative Bilanz, die der Kreis­
feuerwehrverband Peine auf seiner 
diesjährigen Delegiertenversamm­
lung ziehen mußte: von Mitgliedern 
dieses Kreisfeuerwehrverbandes 
wurden im Jahre 1992 251 Lehrgän­
ge angefordert, nur 116 Anforderun­
gen konnten jedoch erfüllt werden. 
Nach meinen Informationen ist es um 
das Lehrgangsangebot landesweit 
ähnlich schlecht bestellt. 

Die niedersächsische GDU-Land­
tagsfraktion hat bereits mit ihrem Ent­
schließungsantrag vom 2. Septem­
ber 1991 hierauf mit Nachdruck hin­
gewiesen und die Landesregierung 
aufgefordert, das Lehr- und Ausbil­
dungspersonal deutlich zu verstär­
ken, Personalabwanderungen durch 
geeignete Maßnahmen vorzubeu­
gen, kurz- bis mittelfristig die Ausbil ­
dungskapazität zu erweitern und 
bauliche Erweiterungsmaßnahmen 
vorzunehmen. Dies scheint offenbar 
nicht in hinreichendem Maße ge­
schehen zu sein. 

Ich frage die Landesregierung: 
1. Wieviel Anforderungen für Lehr­

gangs plätze gab es landesweit 
1991 bzw. 1992, wieviel angefor­
derte Lehrgangsplätze konnten 
nicht zugeteilt werden? 

2. Trifft es zu, daß Führungslehrgän­
ge und die Ausbildung im Umgang 
mit gefährlichen Stoffen beson­
ders betroffen sind? 

3. Welche Maßnahmen wird die Lan­
desregierung wann ergreifen, um 
möglichst schnell Abhilfe zu 
schaffen? 

Innenminister Gerhard Glogowski 
namens der Landesregierung: Die Si­
tuation hinsichtlich des Lehrgangs­
platzangebotes und der personellen 
Verhältnisse an den Niedersächsi­
schen Landesfeuerwehrschulen ist 
bekannt. Die Landesregierung hat in 
der Beantwortung einer Kleinen An­
frage - LT-Drs. 12/1740 - am 12. Juli 
1991 dazu ausführlich Stellung ge­
nommen. 

Der derzeitige Überhang an ange­
forderten Lehrgangsplätzen hat ver­
schiedene Ursachen. Zu nennen 
sind: 
1. Ein stärkerer Wechsel in den 

Funktionen, bedingt durch die AI­
tersstruktur bei den Inhabern von 
bestimmten Funktionsstellen. Es 
ist dabei zu berücksichtigen, daß 
im Zuge der Verwaltungs- und Ge­
bietsreform viele Führungskräfte 
in den Freiwilligen Feuerwehren 
ihre Funktion aufgaben. Die nach-

gerückten Funktionsträger schei­
den jetzt und in den nächsten Jah­
ren aus. Bereits in den 70er Jah­
ren hat es einen erheblichen Lehr­
gangsstau gegeben, der abge­
baut wurde. Der Lehrgangsstau in 
den aDer Jahren war auf 200--300 
Plätze pro Halbjahr geschrumpft. 

2. Die Mitgliederzahlen in den Frei­
willigen Feuerwehren haben sich 
von 1 Da 271 aktiven Mitgliedern 
(1965) auf 141 517 aktive Mitglie­
der im Jahre 1992 erhöht. Es ist 
somit eine Steigerung im Mitglie­
derbestand der Freiwilligen Feu­
erwehren von rund 30 Prozent zu 
verzeichnen. 

3. Von der fachlichen Seite wurde an 
der Landesfeuerwehrschule in 
Gelle die Durchführung von fünf 
Parallellehrgängen mit jeweils 30 
Teilnehmern vorgeschlagen. Ge­
nehmigt wurden dann vier Paral­
lellehrgänge a 30 Teilnehmer als 
Grundlage des Neubaukonzep­
tes. Dies ist die Situation, die die 
jetzige Landesregierung bei Auf­
nahme ihrer Arbeit im Jahre 1990 
vorgefunden hat. 

Die Landesregierung hat - im Ge­
gensatz zu ihrer Vorgängerin - ener­
gisch Maßnahmen zur Verbesserung 
der personellen und materiellen Si­
tuation der Landesfeuerwehrschu­
len, insbesondere der Landesfeuer­
wehrschule Gelle, ergriffen. Maßnah­
men zur Erweiterung und Moderni­
sierung sind eingeleitet, nachdem 
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durch Änderung der Verteilung 
der Feuerschutzsteuermittel sicher­
gestellt ist, daß die beabsichtigten 
Maßnahmen ausreichend finanziert 
werden können. 

Die Landesregierung hat bewie­
sen, daß durch Anderung der haus­
haltsmäßigen Vorgaben bezüglich 
der Verwendung des Landesanteils 
aus der Feuerschutzsteuer eine be­
schleunigte Inangriffnahme des Er­
weiterungsprojektes der Landesfeu­
erwehrschule Gelle möglich ist, auch 
wenn das Bauvorhaben der Landes­
feuerwehrschule Loy noch nicht ab­
geschlossen ist. Im Sinne der Förde­
rung des Brandschutzes ist es nach 
Auffassung der Landesregierung un­
abdingbar, die Maßnahme Gelle par­
allel durchzuführen und nicht nach­
einander. 

Sie sehen also, daß die der Lan­
desregierung vorgeworfenen Ver­
säumnisse völlig gegenstandslos 
sind, vielmehr noch einmal deutlich 
hervorzuheben ist, daß die Probleme, 
die die Landesregierung lösen wird, 
bei der Regierungsübernahme be­
reits vorhanden waren. Dies voraus­
geschickt beantworte ich die münd­
liche Anfrage namens der Landesre­
gierung wie folgt: 

Zu 1.: Die Anforderung von Lehr­
gangsplätzen ist kein zeitlich abge­
schlossener Vorgang, der zu absolu­
ten Anforderungs- und Zuteilungs­
zahlen führt. Nicht berücksichtigte 
Anmeldungen werden im nächsten 
Zuteilungszeitraum als neue Anfor­
derung angemeldet. Daher kann ein 
direktes Verhältnis von Bedarf und 
Zuteilung nicht hergestellt werden; 
vielmehr kann nur festgestellt wer­
den, wie hoch die nicht berücksich­
tigten Anmeldungen am Ende eines 
Zuteilungszeitraumes sind. Am 31. 
Dezember 1991 lagen 3676 Anmel­
dungen vor, die nicht bedient werden 
konnten und demnach im Jahre 1992 
erneut beantragt wurden. Am 31. De-
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zember 1992 belief sich die Zahl auf 
3380 nicht berÜCksichtigte Anmel­
dungen. 

In den Jahren 1991 und 1992 sind 
an den Landesfeuerwehrschulen 
Gelle und Loy rund 5500 bzw. 6500 
Lehrgangsplätze belegt worden. Die 
Differenz zwischen 1991 und 1992 er­
gibt sich vornehmlich aus der über­
durchschnittlichen Zahl von Teilneh­
mern an Langzeitlehrgängen der Be­
rufsfeuerwehren, durch die die Ver­
fügbarkeit der Plätze für Angehörige 
der Freiwilligen Feuerwehren verrin­
gert wurde und durch vorübergehen­
de personelle Schwierigkeiten infolge 
unvorhergesehenen Ausscheidens 
von Angehörigen der Landesfeuer­
wehrschule Gelle aus dem Landes­
dienst. 

Zu 2.: Die Führungslehrgänge be­
anspruchen den größten Teil des 
Lehrgangsangebotes der Landesfeu­
erwehrschulen; zu diesen Lehrgän­
gen gehören Trupp-, Gruppen-, Zug­
führerlehrgänge und Lehrgänge für 
Führer von Verbänden. 1992 entfallen 
von insgesamt 6500 in Anspruch ge­
nommenen Lehrgangsplätzen etwa 
4900 auf diese Führungslehrgänge. 
Daraus ergibt sich zwangsläufig, daß 
sich ein Lehrgangsfehlbedarf über­
proportional auf diese Lehrgänge 
auswirkt. 

Die Lehrgänge im Bereich "Ge­
fährliche Stoffe" gehören erst seit we­
nigen Jahren zum Ausbildungsange­
bot der Landesfeuerwehrschule Gei­
le. Auch die Ausrüstung der Feuer­
wehren mit entsprechendem Gerät 
erfolgt erst seit einigen Jahren; sie ist 
noch nicht abgeschlossen. Die Not­
wendigkeit zur Gefahrgutausbildung 
besteht demnach erst seit relativ kur­
zer Zeit; der kurzfristig eingetretene 
Ausbildungsbedarf kann nicht eben­
falls kurzfristig, sondern bestenfalls 
mittelfristig abgebaut werden. Die 
Voraussetzungen hierzu werden u. a. 
durch die Erweiterung der Landes-

Eine fundierte 
Ausbildung ist für 
die Feuerwehr 
unverziehtbar . 

(Foto: SOlS) 

feuerwehrschule Gelle geschaffen. 
Seit 1993 führt auch die Landesfeu­
erwehrschule Loy Gefahrgutlehrgän­
ge durch, nachdem die dazu erfor­
derliche Ausrüstung beschafft wer­
den konnte. Die Einführung der Lehr­
gänge in Loy führt zu einer Verbesse­
rung des Lehrgangsangebotes im 
Bereich der gefährlichen Stoffe. 

Zu 3.: Die Planung der baulichen 
Maßnahmen zur Erweiterung der Ka­
pazität der Landesfeuerwehrschule 
Gelle um 40 Lehrgangsplätze auf 160 
Lehrgangsplätze ist abgeschlossen. 
Das Staatshochbauamt Gelle wird 
unverzüglich die Detailplanungen 
und die Ausschreibung der Maßnah­
men durchführen. Der Baubeginn soll 
im Frühjahr 1994 erfolgen. Das ge­
samte Bauvorhaben wird 1996 abge­
schlossen sein. 

Die Erweiterung der Lehrgangska­
pazität bedarf nicht nur baulicher, 
sondern auch personeller Maßnah­
men. Zur Abdeckung des zusätzli­
chen Personalbedarfs ist beabsich­
tigt, das Lehr- und Ausbildungsper­
sonal um fünf Planstellen des geho­
benen und vier Planstellen des mitt­
leren feuerwehrtechnischen Dienstes 
zu erweitern. Einstellungen sind un­
ter Berücksichtigung der unter­
schiedlich langen Ausbildungsdauer 
bereits erfolgt. Es wird angestrebt, 
die personelle AufstOCkung zeitgleich 
mit dem Abschluß der Baumaßnah­
men zu verwirklichen. 

Die Umbaumaßnahmen an der 
Landesfeuerwehrschule Loy sind, 
soweit sie den Lehrgangs- und Un­
terkunftsbereich betreffen, abge­
schlossen. Damit stehen in Loy 60 
LehrgangsplätzelWoche zur Verfü­
gung. Die Personalausstattung im 
Lehr- und Ausbildungsbereich der 
Landesfeuerwehrschule Loy ent­
spricht den derzeitigen Erfordernis­
sen. 

Zusammenfassend ist festzustel­
len, daß an beiden Landesfeuerwehr­
schulen in Zukunft 220 Lehrgangs­
plätze zur Verfügung stehen werden. 
Mit diesem Platzangebot kann der 
Bedarf an Führungslehrgängen, an 
technischen Lehrgängen, an Sonder­
lehrgängen und an Sonderveranstal­
tungen ablledeckt werden. Eine we­
sentliche Anderung im Mitgliederbe­
stand der Feuerwehren ist für die 
nächsten Jahre nicht zu erwarten. 
Auch eine Erweiterung des bereits 
jetzt sehr weitgefächerten Angebotes 
an verschiedenen Lehrgangsarten 
dürfte sich in den nächsten Jahren in 
Grenzen halten. 



15. Deutscher Jugendfeuerwehrtag mit Bundesjugendlager und Bundeswettkampf der Jugendfeuerwehr 

Spiel, Sport, Wettkampf 
Rund 400 Jugendliche aus dem In- und Ausland in Trier­
Buntes Lagerleben mit abwechslungsreichem Programm 

Eine Woche lang stand das über 
2000jährige Trier im Zeichen der Ju­
gendfeuerwehren. Im Rahmen des 
15. Deutschen Jugendfeuerwehrta­
ges trafen sich rund 400 Jugendliche 
aus allen Bundesländern sowie aus 
Finnland, Luxemburg, Frankreich, 
Tschechei , Spanien und Israel vom 
24. Juli bis 1. August 1993 zum 5. 
Bundesjugendlager mit "Europäi­
scher Jugendwoche" in der ältesten 
Stadt Deutschlands. Angegliedert 
waren die Delegiertenvollversamm­
lung der Deutschen Jugendfeuer­
wehr sowie der Bundeswettkampf 
der Jugendfeuerwehren. 

Zum festlichen Auftakt im Mosel­
stadion hatten sich die Organisatoren 
etwas besonderes einfallen lassen. 
Nach dem Einmarsch der Jugendli­
chen schwebten vier Gleitschirm­
springer im Stadion ein und brachten 
die Trierer Stadtfahne, die Fahne der 
Jugendfeuerwehr sowie die Europa­
und Deutschlandfahne mit, die 
anschließend unter großem Beifall 
der zahlreichen Zuschauer gehißt 
wurden. 

Zur Eröffnungsveranstaltung 
konnte der Leiter der Bundesjugend­
feuerwehr, Johann Kroboth. auch den 
rheinland-pfälzischen Innenminister 
Walter Zuber begrüßen. 

In seiner Ansprache hob der Mini­
ster besonders das völkerverbinden­
de Element der Jugendfeuerwehr 
hervor. "Dieses Zeltlager gleicht ei­
nem Brückenschlag zwischen jungen 
Menschen verschiedenster Natio­
nen." Ausländerfeindlichkeit habe 
keine Chance bei den Jugendlichen, 
die in der großen Feuerwehrfamilie 
Solidarität und Hilfsbereitschaft prak­
tizierten. 

Buntes lagerleben 

In den folgenden Tagen erwartete 
die Jugendlichen ein prall gefülltes 

Ein Blick auf die Zeltstadt des B-=-un::.:d-=-es~ju~g-=-en--=-d--=-Ia,,-ge::.:rs::.:. ____________ _ 

Der rheinland­
pfälzische 

Innenminister 
Walter Zuber 

begrüßt 
ausländische 

Teifnehmer 
des Bundes­

jugendlagers. 

Vortührungen des 
Work-Shops 

"Tanz", 
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Oben: Angelrelen 
zum Wettkampf. 

Rechls: 
Der "Wasser­
graben" wird 

übersprungen. 

Rechls: 
Oie ersle Hürde 

isllelchl 
zu nehmen. 

Unlen: An der 
lellerwand wird 0" Zell verloren. 

Lagerleben. Das vielseitige Pro­
gramm ließ kaum Wünsche offen und 
keine Langeweile aufkommen. Die 
Stadt wurde besichtigt, Feuerwa­
chen und Jugendfeuerwehren im 
Umland von Trier besucht, eine 
Stadt-Rallye durchgeführt und natür­
lich hatte die Lagerleitung auch einen 
"heißen" Rockabend im Gemein­
schaftszeit organisiert. Gleich zu Be­
ginn des Zeltlagers bildeten sich 
Werk-Shops, deren Themen von 
Theater, Musik, Sport über Holzar­
beiten, Kochen, Foto bis hin zu Tanz, 
Umwelt, Computer u. v. m. reichten. 
Die Ergebnisse stellten die einzelnen 
Gruppen gegen Ende der Woche im 
Festzeit ver. 

Aber was ist schon ein Jugendla­
ger ohne ein "Spiel ohne Grenzen". 
Das an das Zeltlager angrenzende 
Moselstadion war der richtige Rah­
men für die "Lager-Olympiade". 33 
abwechslungsreiche und knifflige 
Aufgaben begeisterten die jungen 
Feuerwehrleute. Sieger dieses rund­
um gelungenen Spaßes wurde die 
Jugendfeuerwehr aus der Tschechei. 

Mit einer Ländervorstellung in der 
Fußgängerzone verabschiedeten 
sich die Jungfeuerwehrleute am 
Samstag von den Trierern. Zu den 
vielfältigen Aktionen der einzelnen 
Gruppen zählten ein Irrgarten zum 
Thema Ausländerintegration, Lösch­
vorführungen mit einem Mini-Lösch-
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fahrzeug, die Vorstellung eines Ju­
gendfeuerwehr-Löschbootes, Ge­
schicklichkeitsspiele, Bastelshops u. 
v. m. Eine Ausstellung historischer 
Feuerwehrfahrzeuge und -gerät­
schaften vor der Porta Nigra war der 
Höhepunkt der Aktivität in der Innen­
stadt. 

Neuer Bundesjugendleiter 

Eingebettet in den 15. Deutschen 
Jugendfeuerwehrtag war die Dele­
giertenvollversammlung der Deut­
schen Jugendfeuerwehr am 30. Juli. 
Mit auf dem Programm: die Neuwahl 
des Bundesjugendleiters. Johann 
Kroboth, der diese Führungsaufgabe 
acht Jahre lang innehatte, kandidier­
te nicht mehr für dieses Amt. Die Ver­
sammlung wählte mit großer Mehr­
heit den Bremer Schornsteinfeger­
meister Marcus Schleef (26) zum neu­
en Bundesjugendleiter der Deut­
sehen Jugendfeuerwehr. Seine Stell­
vertreter wurden Dieter Henze aus 
Niedersachsen und Gerhardt Barth 
aus Bayern. 

In seiner Rede stellte Schleef die 
Schwerpunkte seiner künftigen Ar­
beit als Bundesjugendleiter vor. Hier­
zu zählen u. a. ein höherer Stellenwert 
der Jugendarbeit, Vorbeugemaßnah­
men gegen die Beeinflussung der Ju­
gendlichen durch rechtsextreme 
Gruppen und Ausländerfeindlichkeit, 
ein Jugendaustausch innerhalb Euro­
pas, um im Zuge der Europäischen 
Gemeinschaft und Völkerverständi­
gung sprachliche und gesellschaftli­
che Barrieren zu überwinden, und die 
Weiterführung der 3.-Welt-Arbeit. 
Wichtig ist Schleef auch, daß die Ar­
beit der Jugendfeuerwehr in den neu­
en Bundesländern fortgeführt und 
ausgebaut wird . 

Ein besonderer Dank ging an den 
scheidenden Bundesjugendleiter 
Kroboth. "Ohne seine unermüdliche 
Arbeit in den vergangenen Jahren 
wäre die Deutsche Jugendfeuerwehr 
heute nicht das, was sie ist", sagte 
Schleef unter großem Beifall der De­
legierten. 

Gelungener Ausklang 

Den Abschluß des Deutschen Ju­
gendfeuerwehrtages bildete der 
Bundeswettkampf der Jugendfeuer­
wehren am Sonntag. Günstiger konn­
te der alle zwei Jahre stattfindende 
Wettbewerb nicht gelegt werden, 



"Wie war das 
doch noch mal 
mit dem 
verflixten 
Knoten?" 

lautstark 
unterstützen 
die Fans ihre 
MannschaH. 

Der neue 
Bundesjugend· 
leiter Marcus 
Schleet. 

Innenminister 
Walter Zuber und 
DFV·Präsident 
Hinrich Struve 
beglückwünschen 
die Sieger. 

(Fotos: Sers 8, 
DJF 3) 

denn an fachkundigen Zuschauern 
mangelte es nicht. Die Tribüne im Mo­
sei stadion war prall gefüllt mit den Ju­
gendgruppen des Zeltlagers und an­
gereisten Schlachtenbummlern, als 
die 31 Wettkampfmannschaften ins 
Stadion einmarschierten. Der Präsi­
dent des Deutschen Feuerwehrver­
bandes, Hinrich Struve, begrüßte die 
Akteure und eröffnete den Wettbe­
werb mit den Worten: "Ich wünsche 
Euch das Glück des Tüchtigen, 
nehmt die Eindrücke dieses Wett­
kampfes als bleibende Erinnerung 
mit nach Hause." 

Als erste Aufgabe mußten die 
Wettkampfgruppen den Hindernis­
lauf absolvieren. Hier war eine 
Schlauchleitung zu verlegen, wobei 
sich ein "Wassergraben" , eine 70 
Zentimeter hohe Hürde, eine zwei 
Meter hohe Leiterwand , ein Kriech­
tunnel und ein schmales Laufbrett in 
den Weg stellten. Am Ende der 
Strecke waren Knoten zu binden, be­
vor es unter Abbau der Schlauchlei­
tung zurückging zum Start punkt. 

Mit großem Hallo wurden die ein­
zelnen Gruppen am Start von ihren 
Fans begrüßt. Unter Anfeuerungsru­
fen, Trompetenstößen, Sirenenge­
heul und Trommelwirbeln der 
Schlachtenbummler ging es auf die 
Hindernisstrecke. Das motivierte, 
half beim Kampf um Zeit und Punkte. 

Neben Jungengruppen und ge­
mischten Teams gingen auch 
Mädchenmannschaften an den Start . 
Sie erhielten besonderen Beifall, und 
manch einer war überrascht, wie bra­
vourös die Wettkämpferinnen die 
Aufgaben meisterten. 

Parallel zum Hindernislauf traten 
die Mannschaften zum Staffellauf, 
dem zweiten Teil des Wettkampfs, an. 
Die neun Akteure konnten sich die 
1500-Meter-Strecke selbst einteilen. 
"Laufwunder" übernahmen einen 
größeren Abschnitt, die "Fußkran­
ken" spurteten nur eine kurze 
Strecke. 

Gegen Mittag war der Bundes­
wettkampf beendet. Wer die Nase 
vorn hatte, wurde geheimgehalten. 
Erst bei der Siegerehrung am Nach­
mittag, zu der auch Innenminister 
Walter Zuber ins Stadion kam, war 
der begeisterte Aufschrei der Ju­
gendfeuerwehr Dannenbüttel zu 
hören. Die Wettkämpfer aus Nieder­
sachsen erreichten mit 1009 Punkten 
den ersten Platz. Es war knapp, denn 
mit nur einem Punkt weniger folgte 
die Mannschaft aus Homberg-Mühl­
hausen, Hessen. Den dritten Platz er­
kämpfte sich das Team aus Schall­
stadt, Baden-Württemberg. - güse -
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Engagement des Bundes 
bei der Gefahrenabwehr 

in den neuen 
Bundesländern 

Aufbaustand des erweiterten Katastrophenschutzes in 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, 

Berlin, Thüringen und Sachsen (Stand: August 1993) 

1. Teil 

Bevor der Aufbaustand des Zivil­
und Katastrophenschutzes in den 
fünf neuen Bundesländern und in 
Berlin dargestellt wird , soll auf die 
früheren Verhältnisse und Struktu­
ren in der ehemaligen DDR einge­
gangen werden. 

In der ehemaligen DDR (nachfol­
gend nur noch DDR genannt) wurden 
die ersten Luftschutzmaßnahmen 
1951 von der Freien Deutschen Ju­
gend (FDJ) und im Herbst 1952 von 
der am 7. August 1952 gegründeten 
Gesellschaft für Sport und Technik 
(GST) vorbereitet. Verantwortlich für 
alle Fragen der Sicherheit in der 
DDR war jedoch noch bis zum 25. 
März 1954 der Hohe Kommissar der 
UdSSR. 

Am 11. Februar 1958 wurde der zi­
vile Luftschutz erstmals gesetzlich 
geregelt. Danach gliederte er sich in 
den öffentlichen Luftschutz - auch als 
Betriebsluftschutz bezeichnet - und 
in den Selbstschutz. Weiter wurden 
verschiedene Spezialformationen 
aufgestellt. Der Luftschutz war seit 
seiner Gründung Bestandteil der 
Landesverteidigung. Organisatorisch 
unterstand er bis zum September 
1970 als eigene Verwaltung dem Mi­
nisterium des Innern. 

Bereits Mitte der 60er Jahre zeich­
nete sich ab, daß die bisherige Luft-

schutz-Konzeption aufgegeben wer­
den mußte. An die Stelle des Luft­
schutzes Irat die Konzeption der Zi­
vilverteidigung. Mit Bildung des Na­
tionalen Verteidigungsrates am 10. 
Februar 1960 wurden Gesamtpla­
nungen des Luftschutzes von diesem 
geleitet. 

Zivilverteidigung der DDR 

Nach dem Vorbild der ehemaligen 
UdSSR war die Umstrukturierung 
des DDR-Luftschutzes mit dem Ge­
setz über die Zivilverteidigung von 17. 
September 1970 abgeschlossen. 
Personal , Material und Einrichtungen 
waren bis zu diesem Zeitpunkt be­
reits in die Zivilverteidigung überführt 
worden. Zugleich wurde der Kata­
strophenschutz ein Bestandteil der 
Zivilverteidigung. Die Leitung lag 
beim Minister des Innern. 

Nach dem IX. Parteitag (1976) 
zeichnete sich eine Herauslösung der 
Zivilverteidigung aus dem Bereich 
des Innenmisteriums und eine Unter­
stellung unter die Befehlsgewalt des 
Ministers für Nationale Verteidigung 
ab. Seit dem Verteidigungsgesetz 
vom 13. Oktober 1978 bildete die Zi­
vilverteidigung einen "wichtigen Be­
standteil in der Landesverteidigung". 
Damit schloß sich die DDR den 
Grundstrukturen aller anderen War­
schauer Paktstaaten an. 

Der 11. Februar wurde seit 1978 in 
der DDR als "Tag der Zivilverteidi-
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gung" begangen. Seit Dezember 
1981 mußten alle gesunden Bürger 
der DDR einmal in fünf Jahren an ei­
ner Zivilschutz-Übung teilnehmen. 

Die Zivilverteidigung gliederte sich 
seit 1978 in die Hauptabteilungen: 
- Bevölkerungsschutz (Zivilschutz), 
- Katastrophenschutz, 
- Sicherstellung und Einsatzverwal-

tungen, 
- Einsatzkräfte der Zivilverteidigung 

sowie 
- Ausbildung und Schulen. 

Der Bevölkerungsschutz wieder­
um gliederte sich in die Dienste: 
- Warn- und Informationsdienst, 
- Kernstrahlungs- und chemische 

Kontrolle, 
- Gesundheitsdienst, 
- Selbstschutz, 
- Schutzraumbau und 
- Kulturgutschutz. 

Der zentrale Warndienst war in das 
Kommando "Luftstreitkräfte/Luftver­
teidigung" in Strausberg/Eggersdorf 
integriert, welches das Luftab­
wehrsystem leitete. Die Zentrale des 
Warndienstes befand sich in Fre­
dersdorf bei Strausberg. Je ein wei­
teres Warnamt befand sich in den fünf 
DDR-Militärbezirken. 

Der Schutzraumbau im Rahmen 
des Bevölkerungsschutzes fiel in den 
Bereich des Ministeriums für Bauwe­
sen. Im allgemeinen Schutzraumbau 
für die Bevölkerung wurden fast aus­
schließlich Anlagen aus dem 2. Welt­
krieg wiederhergestellt. 



Selbstschutz 

Der Selbstschutz umfaßte im 
Ernstfall alle Maßnahmen der Selbst­
und Nachbarschaftshilfe. Nach Para­
graph 6 des Verteidigungsgesetzes 
hatten die Bürger der DDR sowie ge­
sellschaftliche Organisationen und 
Vereinigungen das Recht und die 
Pflicht, an der Vorbereitung und 
Durchführung der Maßnahmen der 
Zivilverteidigung mitzuwirken. Dies 
schloß auch die Vorbeugung und 
Bekämpfung friedlicher Katastro­
phen mit ein. 

Leiter des Selbstschutzes war der 
Vorsitzende des Wohnbezirksaus­
schusses der Nationalen Front . Der 
zugehörige Wohnbereich umfaßte 
3000 bis 4000 Einwohner, die aus 
ihren Reihen ein Selbstschutzkomi­
tee bildeten. Zu deren Aufgaben 
gehörte unter anderem die Erarbei­
tung "operativer Dokumente" (Ein­
satzpläne) und die Gewinnung von 
Mitarbeitern für die Zivilverteidigung. 

Katastrophenschutz 

Das Verteidigungsgesetz von 1978 
bezog den Katastrophenschutz als 
Element der Zivilverteidigung mit ein 
und wurde daher zentral und mi­
litärisch vom Minister für Nationale 
Verteidigung geführt. 

Nach 1945 gab es in der Sowjeti­
schen Besatzungszone (SBZ) keine 
Organisationen zur Milderung von 
Notständen und Unglücksfällen. Das 
Deutsche Rote Kreuz war von der so­
wjetischen Militäradministration für 
Deutschland aufgelöst worden. Die 
Feuerwehren besaßen nur in den sel­
tensten Fällen Einsatzmittel. Ledig­
lich die Hilfswerke der bei den christ­
lichen Kirchen konnten - wenn auch 
nur in bescheidenem Umfang - Hilfe­
leistungen bei Unglücksfällen durch­
führen . So zum Beispiel 1945 bei der 
Überflutung des Oderbruchs. 

Mit der Verwaltungsreform von Juli 
1952 wurde im Ministerium des In­
nern eine Abteilung Katastrophen­
bekämpfung geschaffen. Aber erst 
nach der Souveränitätserklärung der 
UdSSR gegenüber der DDR vom 25. 
März 1954 wurde eine zentrale Kata­
strophenkommission unter Vorsitz 
des Ministers des Innern geschaffen. 
Auf der Ebene der Bezirke und Krei­
se unterstanden die Katastrophen­
kommissionen dem jeweiligen Vorsit­
zenden des Rates. 

Nach der Katastrophenschutzver­
ordnung vom 28. Februar 1963 oblag 
der operative Einsatz in Katastro­
phenfällen ausschließlich der Volks­
polizei (VP). 

Mit der Verordnung über den Kata­
strophenschutzvom 15. Mai 1981 er­
folgte die letzte Präzisierung der Auf­
gaben des Katastrophenschutzes in 
der DDR. Sogenannte "Havarien" 
(betriebliche Störfälle) waren keine 
Katastrophen im Sinne der Verord­
nung. Ihre Vorbeugung und Bekämp­
fung erfolgte durch gesonderte 
Rechtsvorschriften. 

Die Einheiten des Katastrophen­
schutzes und der Zivilverteidigung 
der DDR bildeten die Feuerwehren 
und das Deutsche Rote Kreuz der 
DDR. Die Leitung der Feuerwehren 
hatte der Minister des Innern, der zu­
gleich Chef der Deutschen Volkspoli­
zei war. Die Freiwilligen Feuerwehren 
waren ehrenamtliche Einrichtungen 
der örtlichen Staatsorgane. Sofern 
Einsätze während der Arbeitszeit an­
standen, erfolgte die Freistellung von 
der Arbeit bei Zahlung des Durch­
schnittsverdienstes durch den Be­
trieb oder die Genossenschaft. 

DRK der DDR 

Das Deutsche Rote Kreuz der DDR 
war eine durch Entscheidung des Mi­
nisterrates gegründete gesellschaft­
liche Organisation. Zu seinen Aufga­
ben gehörte insbesondere die Aus­
bildung von Hilfskräften, die Erste­
Hilfe-Leistung bei Unglücksfällen, 
Sport- und Kulturveranstaltungen, 
Massenkundgebungen sowie die 
Mitwirkung bei Katastrophen und im 
Verteidigungsfall. 

Im Rahmen der Zivilverteidigung 
war das DRK Bestandteil des medi­
zinischen Schutzes der Bevölkerung. 
Ihm waren dabei folgende Aufgaben 
zugewiesen: 
- Ausbildung der Bevölkerung in 

Selbst- und Nachbarschaftshilfe, 
- Ausbildung von Gesundheits­

heifern 
und 

- Aufstellung von Sanitätszügen der 
Zivilverteidigung auf betrieblicher 
Ebene. 
Organisatorisch war das DRK der 

DDR nach dem Produktions- und Ter­
ritorialprinzip aufgebaut, das heißt: 
Grundorganisationen bestanden in 
den Betrieben, Verwaltungen, Ge­
nossenschaften und in den Wohn be­
reichen der Nationalen Front. Die 
Spitze der Organisation bildete ein 

Zentralausschuß mit Sitz in Dresden, 
ihm nachgeordnet waren Bezirks­
und Kreiskomitees. Die geWählten 
ehrenamtlichen Vorsitzenden bedurf­
ten der Bestätigung durch die leiten­
den Staatsorgane in den Bezirken 
bzw. Kreisen. 

Zum friedensmäßigen Katastro­
phenschutz konnten auch die kaser­
nierten Volkspolizei-Bereitschaften 
herangezogen werden. Im Kriegsfall 
hatten sie - zusammen mit den 
Kampftruppen - die Territorialvertei­
digung zu übernehmen [1]. 

In der Zeit bis zur deutschen Wie­
dervereinigung am 3. Oktober 1990 
wurde die Hauptabteilung Zivilvertei­
digung der Nationalen Volksarmee 
(NVA) aufgelöst. Die alten Zivilvertei­
digungsgesetze wurden aufgehoben, 
ein neu es Katastrophen- und Zivil­
schutzgesetz aber nicht mehr erlas­
sen. 

Wiedervereinigung 

Mit dem Tag der Wiedervereini­
gung galt auf dem Gebiet der ehe­
maligen DDR auch das Gesetz über 
die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes. Grundlage dafür war Arti­
kel 8 des Einigungsvertrages, der die 
Überleitung von Bundesrecht regelte 
[2] . 

Bezüglich der noch unzureichen­
den technischen Hilfeleistung konn­
ten sich die neuen Länder im Falle ei­
ner Naturkatastrophe oder eines 
schweren Unglücks nach Artikel 35 
Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) rich­
ten. Hiernach besteht die Möglich­
keit, daß ein Land Polizeikräfte ande­
rer Länder, Kräfte und Einrichtungen 
anderer Verwaltungen sowie des 
Bundesgrenzschutzes und der Streit­
kräfte zur Hilfeleistung anfordern 
kann. Die Formulierung "Kräfte und 
Einrichtungen anderer Verwaltun­
gen" beinhaltet auch die Möglichkeit 
der Anforderung des Technischen 
Hilfswerks (THW) [3]. 

Mit Inkrafttreten des Katastro­
phenschutz-Ergänzungsgesetzes er­
gaben sich jedoch Probleme. Das 
bundesdeutsche Zivilverteidigungs­
recht geht von der Existenz einschlä­
giger Ländergesetze (Katastrophen­
sChutzgesetze) aus und baut auf die­
se auf. Vielfach fehlt jedoch für die Er­
weiterung noch die notwendige 
Grundlage. Artikel 9 des Einigungs­
vertrages regelt diesbezüglich, daß 
ehemaliges DDR-Recht als Länder­
gesetz in den fünf neuen Bundeslän-
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dern für eine Übergangszeit fortgeI­
ten kann [4J. 

SO gelten teilweise heute noch: 
- das Gesetz über den Brandschutz 

in der DDR vom 19. Dezember 
1974, 

- die Verordnung über den Katastro­
phenschutz vom 15. Mai 1981 und 

- die Verordnung über den Havarie­
schutz vom 13. Oktober 1981 . 

Erweiterung 
des Katastrophenschutzes 

Für die Bekämpfung der besonde­
ren Gefahren eines Verteidigungsfal­
les ergänzt der Bund die Katastro­
phenschutzmaßnahmen der Länder, 
indem er auf diese vorhandenen 
Maßnahmen aufbaut - sie also "er­
weitert". 

Während die Feuerwehren und das 
Technische Hilfswerk als öffentliche 
Organisationen zur Mitwirkung im 
Bereich der Erweiterung des Kata­
strophenschutzes verpflichtet sind, 
haben sich auch folgende private Or­
ganisationen dazu bereit erklärt : 
- der Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) , 
- die Deutsche Lebens-Rettungs-

Gesellschaft (DLRG), 
- das Deutsche Rote Kreuz (DRK), 
- die Johanniter-Unfall-Hilfe (JUH) 

und 
- der Malteser-Hilfsdienst (MHD). 

Doppelnutzen 

Das vom Bund zusätzlich zur Ver­
fügung gestellte Gerät steht den Län­
dern auch zur alltäglichen Schadens­
bekämpfung und zur Abwehr von Ka­
tastrophen im Frieden zur Verfügung. 
Somit kommen die aufgewendeten 
Haushaltsmittel sowohl dem Bund 
(zuständig für den Schutz der Bevöl­
kerung im Krieg) als auch den Län­
dern (zuständig für den Schutz im 
Frieden) zugute. Bezeichnet wird dies 
als "Doppelnutzen". 

Auch nach Ende des Ost-West­
Konflik1s ist eine Fortführung dieser 
erweiternden Maßnahmen des Bun­
des notwendig. Berichte in den Me­
dien, über Krisen und Kriege (auch in 
Europa), belegen dies täglich. Zumal 
die beschaffte Ausstattung der Be­
völkerung bereits tagtäglich zugute 
kommt. 

Die neue sicherheits politische 
Lage erfordert eine Anpassung an die 
veränderte Situation. Dabei kann je­
doch nach Expertenmeinung nicht 
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von einem Wegfall der äußeren Be­
drohung, sondern - wie die Verhält­
nisse in der ehemaligen Sowjetunion 
und auf dem Balkan zeigen - nur von 
deren Veränderung ausgegangen 
werden. 

Außerdem werden intensive An­
strengungen zur Schaffung eines 
adäquaten Katastrophenschutzes in 
den neuen Bundesländern für 
äußerst notwendig angesehen. Auf­
grund politischer Entscheidung 
konnten rund ein Jahr lang nach der 
Wiedervereinigung keine faktischen 
Maßnahmen getroffen werden. Nun­
mehr genießt die Einrichtung von 
Einheiten und Fachdiensten der Er­
weiterung des Katastrophen­
schutzes in den neuen Bundeslän­
dern Vorrang vor Ersatzbeschaffun­
gen im Westen. 

Katastrophenschutzgebiete 

Um eine bedarfsgerechte Zuord­
nung der Einheiten und Fachdienste 
in den nunmehr 16 Bundesländern zu 
ermöglichen, mußte ein neuer Vertei­
lerschlüssel geschaffen werden. Die­
ser neue Schlüssel sieht vor, daß die 
Bundesrepublik Deutschland in 440 
Katastrophenschutzgebiete einge­
teilt wird . Grundlage dafür soll die 
durchschnittliche Einwohnerzahl ei-

nes Landkreises in den alten Bun­
desländern sein. Hiernach zählt ein 
Katastrophenschutzgebiet rund 
180000 Einwohner. In den neuen 
Bundesländern, in denen eine kom­
munale Neugliederung erst 1994 
stattfinden wird , haben derzeit drei 
Landkreise zusammen etwa 180000 
Einwohner. Nunmehr entfallen 84 Ka­
tastrophenschutzgebiete auf die 
neuen Länder. 

Dies bedeutet aber auch, daß be­
sondere Gefahrenschwerpunkte 
nicht mehr in dem Maße berücksich­
tigt werden können, wie dies in der 
Vergangenheit geschah. Die Hilfsor­
ganisationen befürchten daher in be­
stimmten Regionen einen überdurch­
schnittlichen Abbau von Einheiten, 
verbunden mit einer entsprechenden 
Verminderung der Helfermotivation. 

Während die Umsetzung dieser 
Maßnahme im Westen noch einige 
Zeit beanspruchen wird, erfolgt die 
Zuweisung von Einheiten des erwei­
terten Katastrophenschutzes im 
Osten bereits auf dieser Grundlage 
(Abbildung 1). Aus haushaltstechni­
schen Gründen wurde die Zahl der 
aufzubauenden Einheiten vorerst auf 
jeweils 80 abgerundet. Ebenso wird 
an Stelle der zwei vorgesehenen Sa­
nitätszüge jedem Katastrophen­
schutzgebiet in den neuen Bundes­
ländern vorerst nur ein Zug zugewie­
sen. 

Vertei lerschl Ussel fti r die Ei nheiten 
des erweiterten Katastrophenschutzes 

in den neuen Bundesländern 
(ohne Bertin) 
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Die Katastrophenschutzgebiete 
sollen mit folgenden Einheiten aus­
gestattet sein: 
- 2 Löschzüge Rettung (LZ-R), 
- 1 Löschzug Wasserversorgung 

(LZ-W), 
- 1 Technische Einsatzleitung (TEL), 
- 2 Sanitätszüge (SZ) und 
- 1 Betreuungszug (Btl). 

Diese Einheiten werden bis Jah­
resende 1993 in den neuen Ländern 
aufgestellt, bei den Sanitätszügen -
wie bereits erwähnt - vorerst nur eine 
Einheit. 

Weiterhin gehören zu einem Kata­
strophenschutzgebiet (Aufbau in den 
neuen Ländern innerhalb der näch­
sten zwei Jahre): 
- 1 ABC-Zug, 
- 1 Fernmeldezug (FmZ), 
- 1 Verpflegungstrupp (Vpf!. Tr) und 
- 1 ABC-Melde- und Auswertestelle 

(AMAS1). 
Der Aufbau wird von den Lan­

desinnenministerien im Auftrage des 
Bundes durchgeführt. 

Darüber hinaus stellt das Techni­
sche Hilfswerk zusätzlich folgende 
Einheiten auf: 
- 2 Bergungszüge (BZ) und 
- 1 Instandsetzungszug (IZ). 

Deren Aufbau fand zu einem 
großen Teil bereits statt und soll 
ebenfalls innerhalb der nächsten zwei 
Jahre abgeschlossen sein. Darüber 
hinaus stellt das THW organisations­
eigene Spezialeinheiten auf. Grund­
lage des Systems zur Schadens­
bekämpfung sind bewegliche Einhei­
ten und ortsfeste Einrichtungen. Ent­
sprechend ihrer jeweiligen Verwen­
dung sind sie derzeit in neun Fach­
dienste mit entsprechend unter­
schiedlichen Aufgabensteilungen ge­
gliedert (Abbildung 2). Mit der Auf­
stellung der Einheiten und Einrich-

Fachdienste des Katastrophenschutzes 
Brandschutzdienst Menschenrettung und Schutz von Sachen vor Feuer, 

Brandbekämpfung 
Bergungsdienst Bergung von Menschen und Sachen aus Gefahrenlagen 

einschließlich Wassergefahren, behelfsmäßige Herrich-
tung von Wegen und Überll.ängen, Räumarbeiten 

Instandsetzungsdienst Unaufschiebbare, behelfsmäßige Instandsetzungsarbei-
ten zur Behebung von Gefahren und Notständen, insbe-
sondere an Versorgungsleitungen (Elektrizität, Gas, 
Wasser, OLl und Abwassemetzen zum Schutz der Be-
völkerung sowie zur Fortfuhrung lebenswichtiger Be-
triebe 

Sanitätsdienst Sanitätshilfe, erste ärztliche Versorgung, Krankentrans-
port 

ABC-Dienst Feststellung atomarer, biologischer und chemischer Ge-
fahren, Dekontamination von Menschen und Sachen 

Betreuungsdienst Beratung und Betreuung in Not geratener Menschen, 
Mitwirkung bei der vorübergehenden Unterbringung, 
Versorgung mit Verpflegung und Gegenständen des 
dringenden Bedarfs, Mitwirkung bei Bevölkerungsbe-
wegungen (Evakuierungsmaßnahmen) 

Veterinärdienst Verhinderung, Verminderung und Beseitigung von 
Schäden. die bei Katastrophen an Tieren, Lebensmitteln 
tierischer Herkunft, Futtermitteln und Trankwasser auf-
treten 

Fernmeldedienst Herstellwlg, Betrieb und Unterhaltung von Femmelde-
verbindungen zwischen der Führung und den Einheiten 
und Einrichtungen des Katastrophenschutzes 

Versorgungsdienst Materielle Versorgung der Einheiten und Einrichtungen, 
Aufgaben der Materialerhaltung 

Abb. 2 

tungen werden in erster Linie die pri­
vaten und öffentlichen Hilfsorganisa­
tionen beauftragt. 

Diese Einheiten und Einrichtun­
gen, die keiner Organisation an­
gehören und dem Hauptverwal­
tungsbeamten unmittelbar unterste­
hen, werden "Regieeinheiten" ge­
nannt [5] . 

Können wegen besonderer örtli­
cher Verhältnisse bestimmte Fach­
dienstaufgaben keiner privaten Orga­
nisation übertragen werden, besteht 
für den Hauptverwaltungsbeamten 
des Landkreises oder der kreisfreien 
Stadt die Möglichkeit, zusätzliche 
Einheiten und Einrichtungen zu bil­
den. 

Derzeit gibt es in den neuen Bun­
desländern noch keine Regieeinhei­
ten. Dies hängt vorwiegend mit dem 
"Aufbauprogramm Ost" im Bereich 
des erweiterten Katastrophen­
schutzes zusammen: Die Fach-

Oekontaminatlons-Mehrzweckfahrzeug (OMF) an der BKS in Heyrothsber- Mannschaftstransport'ahrzeug der Marke " tFA W 50" des THW-Ortsver· 
ge (Sachsen-Anhalt). :b::.:an:,:d::.Bs::.:F:..:r::.an::.k::.'u::.rI/::.:O::d:.:e:..:r. ______________ _ 
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dienstkomponenten, die auch in den 
alten Bundesländern zu einem 
großen Teil von Regieeinheiten getra­
gen werden, beginnt man erst jetzt 
aufzubauen (beispielsweise Führung, 
ABC- und Fernmeldedienst). Sobald 
sich in den neuen Bundesländern die 
ersten kommunalen Regieeinheiten 
gebildet haben, wird auch dort die Ar­
beitsgemeinschaft der Helfer in den 
Regieeinheiten/ -einrichtungen des 
Katastrophenschutzes in der Bun­
desrepublik Deutschland e. V. (AR-
KA1) präsent sein [6J. . 

Die Sanitätsorganisationen 

Bereits vor der Wiedervereinigung 
begannen der Arbeiter-Samariter­
Bund (ASB), das Deutsche Rote 
Kreuz (DRK), die Johanniter-Unfall­
Hilfe (JUH) und der Malteser-Hilfs­
dienst (MHD) mit dem Aufbau im heu­
tigen Mecklenburg-Vorpommern, in 
Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Thü­
ringen und Sachsen. Der Arbeiter-Sa­
mariter-Bund gründete beispielswei­
se schon am 27. Januar 1990 einen 
Ortsverband in Güstrow (Mecklen­
burg-Vorpommern). Damit konnte 
der ASB in den neuen Bundesländern 
dort wieder anfangen, wo vor dem 
Verbot der Nationalsozialisten von 
1933 und später von der sowjeti­
schen Militärregierung die Mehrheit 
aller ASB-Ortsverbände (63 Prozent) 
aktiv war. 

Ein großes Ziel wurde in Angriff ge­
nommen: Auch im "Osten" sollte 
schnellstmöglich der gleiche Stan­
dard im Rettungs- und Sanitätsdienst 
erreicht sein wie im "Westen". 
Während das Deutsche Rote Kreuz 
vielfach auf vorhandenen Strukturen 
des Roten Kreuzes der DDR aufbau­
en konnte, begann die Aufbauarbeit 
der anderen Sanitätsorganisationen 
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"bei Null". Zu berücksichtigen ist 
hierbei, daß ASB, DRK, JUH und 
MHD vorrangig soziale Dienste, 
Krankentransport und Rettungs­
dienst aufzubauen haben. Der Be­
reich "Katastrophenschutz" konnte 
daher nicht immer an erster Stelle der 
Aufbauarbeit stehen. 

Die Liegenschaftsproblematik in 
den neuen Bundesländern erschwert 
die Aufbauarbeit der Hilfsorganisatio­
nen. Viele Eigentumsverhältnisse 
sind ungeklärt, und teilweise wirft die 
Rückgabe von Liegenschaften große 
neue Probleme auf. 

Der katholisch orientierte Malte­
ser-Hilfsdienst lehnt sich zudem an 
vorhandene Strukturen der katholi­
schen Kirche an. Somit beschränken 
sich seine Aktivitäten auf bestimmte 
Regionen in den neuen Bundeslän­
dern. 

Problem He[fergewinnung 

Hauptproblem aller Organisatio­
nen - nicht nur der Sanitätsorganisa­
tionen - ist die Gewinnung ehren­
amtlicher Helfer. Arbeitslosigkeit und 
andere soziale Sorgen stehen häufig 
einem ehrenamtlichen Engagement 
im Wege. Bereits durchgeführte Wer­
beaktionen führten zu dem Ergebnis, 
daß sich rund 80 von 100 Interessen­
ten für eine hauptberufliche, nicht 
aber für eine ehrenamtliche Tätigkeit 
interessierten. So muß weiterhin in­
tensive Informationsarbeit geleistet 
werden: Ehrenamtlichkeit ist etwas 
anderes, als die in der DDR früher so­
genannte "Gesellschaftspolitische 
Tätigkeit". Unter dieser Überschrift 
wurde den Menschen zu DDR-Zeiten 
sehr viel vermeintliches ehrenamtli­
ches Engagement abverlangt [7J. 
Nach Ansicht aller Hilfsorganisatio-

Retlungstrans­
portwagen der 
ASB·landes­
rettungsschule in 
Heyrothsberge, 
Sachsen-Anhalt . 

(Graphiken und 
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nen wächst der künftigen Helferwer­
bung hier eine wichtige Rolle zu. 

Von der Möglichkeit der Befreiung 
vom Wehrdienst wird zunehmend -
wenn auch noch nicht in dem Umfang 
wie in den alten Bundesländern - Ge­
brauch gemacht. Doch auch dort 
sind die Zahlen rückläufig. Die vertei­
digungspolitische Entwicklung und 
entsprechende Wehrrechtsreformen 
der letzten Jahre haben hierzu ge­
führt. Das Aufkommen an freigestell­
ten Helfern reicht schon heute weder 
in den alten noch in den neuen Bun­
desländern aus und wird sich, darin 
stimmen alle Organisationen überein, 
demnächst weiter verringern. In die­
sem Zusammenhang muß erwähnt 
werden, daß sich viele hauptamtliche 
Mitarbeiter der Sanitätsorganisatio­
nen zusätzlich ehrenamtlich, bei­
spielsweise in Katastrophenschutz­
einheiten, engagieren. 

In der Frage des personellen Nach­
wuchses für die Einheiten des erwei­
terten Katastrophenschutzes wird 
man sich noch viel einfallen lassen 
müssen. Die Anfänge dazu sind ge­
macht. So werden vielerorts "Tage 
des Helfers" und andere Informati­
onsveranstaltungen zur Werbung von 
Helferinnen und Helfern veranstal tet. 
Es darf jedoch nicht vergessen wer­
den, daß die Sicherstellung eines 
funktionierenden Rettungsdienstes 
und die sozialen Aufgabengebiete 
aus Sicht der Organisationen vorran­
gig betrieben werden. Das heißt, es 
sind kaum Prioritäten für den Kata­
strophenschutz gegeben oder in 
nächster Zeit zu erwarten. 

Gerätschaften 
und Dienstbekleidung 

Ausstattung und Ausrüstung der 
ehemaligen DDR findet vielfach wei­
terhin Verwendung. So hat beispiels­
weise die Johanniter-Unfall-Hilfe vie­
le Feldküchen der Nationalen Volks­
armee übernommen. In den meisten 
Fällen findet die übernommene DDR­
Ausrüstung im Rahmen der Aus­
landshilfe der Hilfsorganisationen 
Verwendung. Einstimmig wird die 
Meinung vertreten: Wenn man Helfer 
gewinnen will, muß man auch ent­
sprechende Angebote machen kön­
nen! Fehlende oder veraltete Aus­
stattung sei kein geeignetes Werbe­
argument. Nach und nach treffen 
auch die vom Bund neu beschafften 
Arzttruppkraftwagen und Kranken­
transportwagen (mit vier Tragen) in 
den neuen Bundesländern ein. 



Äußerlich sind die Helferinnen und 
Helfer bemüht und interessiert, sich 
so wenig wie möglich von der Helfer­
schaft aus dem Westen zu unter­
scheiden. Dienstbekleidung, zum 
Beispiel von der Zivilverteidigung 
oder dem DRK der DDR werden -
wenn auch mit westlichen Uniformef­
fekten ausgestattet - ungern weiter 
benutzt. Einsatzkleidung aus Unifor­
men der ehemaligen Nationalen 
Volksarmee wird strikt abgelehnt. 

Zusammenarbeit 

Gut funktioniert die Zusammenar­
beit der Organisationen untereinan­
der. Während es in der Zeit des Über­
gangs ein gewisses Konkurrenzver­
halten bei der Übernahme von Trä­
gerschaften für die Einheiten des er­
weiterten Katastrophenschutzes 
gab, ist hier mittlerweile eine Norma­
lisierung eingetreten. So veranstalte­
ten Johanniter-Unfall-Hilfe und Mal­
teser-Hilfsdienst Ende 1992 in Hey­
rothsberge ein viertägiges Informati­
onsseminar zu Themen des Kata­
strophenschutzes. Im Mittelpunkt 
des Seminars stand die gemeinsame 
Erklärung der vier Hilfsorganisatio­
nen, ASB, DRK, JUH und MHD, zur 
Neukonzeption des Zivil- und Kata­
strophenschutzes. Schwerpunktthe­
men waren: 
- die Neugestaltung des Hilfelei­

stungssystems, 
- die Ausbildung der Helfer und des 

Führungspersonals und 
- das Ehrenamt im Zivil- und Kata­

strophenschutz. 
Weiter stellten die Organisationen 

ausdrücklich fest, daß ein effektiver 
Zivil- und Katastrophenschutz - be­
sonders in den neuen Bundesländern 
- erforderlich ist, um den Schutz der 
Bevölkerung zu gewährleisten. 

Im Juli 1993 veranstaltete der Ar­
beiter-Samariter-Bund in Potsdam 
eine Fachtagung zum Thema 
"Schnelleinsatzgruppen". Auch die in 
einigen neuen Bundesländern einge­
richteten Ausschüsse für Katastro­
phenschutz fördern das gemeinsame 
Handeln. 

Die Sanitätsorganisationen über­
nehmen die Trägerschaften im erwei­
terten Katastrophenschutz vorwie­
gend im Sanitäts- und Betreuungs­
dienst. Darüber hinaus besteht Inter­
esse an den für 1994 aufzustellenden 
Fernmeldeeinheiten. Der Malteser­
Hilfsdienst hat beispielsweise seine 
Bereitschaft zur Übernahme von zwei 
Fernmeldezügen (in Magdeburg und 
Cottbus) erklärt . 

Verteilerschlüssel 

Bisher wurden jeweils 80 Sanitäts­
(1991) und Betreuungszüge (1992) in 
den neuen Ländern aufgestellt . Die 
Zuweisung der Einheiten auf die Län­
der erfolgt nach einem vom Bund 
festgelegten Schlüssel. Innerhalb 
der Länder wird die Verteilung in Ab­
sprache mit den zuständigen Kata­
strophenschutzbehörden und den 
Trägerorganisationen durch die Lan­
desinnenministerien vorgenommen. 

Zusätzlich engagieren sich die Sa­
nitätsorganisationen im Landeskata­
strophenschutz. Wie in den alten 
Bundesländern, wird auch hier ein 
Hauptaugenmerk auf die Schaffung 
sogenannter "Schnelleinsatzgrup­
pen" (SEG) gelegt. An vielen Stand­
orten haben sich Sanitätshelfer, Ret­
tungssanitäter und -assistenten so­
wie Ärzte zusammengeschlossen 
und solche Einheiten aufgebaut. Das 
Land Brandenburg hat als erstes 
Bundesland die Einrichtung von 
Schnelleinsatzgruppen rechtlich ver­
ankert. 

Feuerwehren 

Die Feuerwehren gelten als eine 
der ältesten Bürgerinitiativen [8]. Wie 
im Westteil Deutschlands, spielte die 
Feuerwehr in der ehemaligen DDR 
eine wichtige gesellschaftspolitische 
Rolle, insbesondere in ländlichen Ge­
bieten. 

Rückblickend auf die Tätigkeit der 
Feuerwehren in den neuen Bundes­
ländern seit dem 9. November 1989 
kann uneingeschränkt festgestellt 
werden , daß diese - trotz vieler Ver­
änderungen - ihre Arbeitsfähigkeit 
und Eigenständigkeit bewahrt haben. 
Außerdem gelang es den Feuerweh­
ren weitgehend, ihren Personal be­
stand zu halten. Verstärkt gibt es je­
doch heute während des Tages Pro­
bleme mit der Einsatzstärke. Grund 
dafür ist die häufig größere Entfer­
nung vom Arbeitsplatz zur Feuerwa­
che. Hinzu kommt nicht selten die 
Sorge um den eigenen Arbeitsplatz, 
bei zu häufiger Abwesenheit bedingt 
durch Feuerwehreinsatztätigkeiten. 

Viele derzeitige Probleme beruhen 
auf teilweise noch immer fehlenden 
rechtlichen Regelungen oder unzu­
reichender Rechtskenntnis [9]. Nach­
holbedarf besteht bei allen Feuer­
wehren im Ostteil Deutschlands auf 
dem Gebiet des Rettungswesens 
und bei Unfällen mit Gefahrstoffen. 
Umfangreiche Aus- und Fortbil-

dungsprogramme auf Landesebene 
werden diese Defizite jedoch mittel­
fristig beseitigen. 

Optimierung der Ausstattung 

Wie notwendig schnelle Verbesse­
rungen der Arbeitsbedingungen und 
vor allem der technischen Ausrü­
stung sind, haben die verheerenden 
Waldbrände bei Weißwasser (Sach­
sen) im Mai/Juni 1992 und an ande­
ren Orten gezeigt. Damals waren, ne­
ben verschiedenen anderen Hilfs­
d iensten, rund 300 Einsatzgruppen 
der Feuerwehr zwei Wochen mit der 
Schadens bekämpfung beschäftigt. 
Völlig unzureichende Kommunikati­
onstechnik, zum Teil fehlende ge­
setzliche Grundlagen und mangel­
hafte Technik führten neben den öko­
nomischen Schäden zu katastropha­
len Auswirkungen der Brände auf die 
Umwelt [10] . 

Daß schnelle Veränderungen je­
doch möglich sind, zeigt im Bereich 
der Kommunikationstechnik das 
Land Brandenburg. Inzwischen wird 
dort mit dem Aufbau einer digitalen 
Funkalarmierung das modernste 
Funkalarmierungssystem Europas 
eingerichtet. Ein großer Teil der bran­
denburgischen Einsatzkräfte ist die­
sem System bereits angeschlossen 
[11] . -FH-

(wird fortgesetzt) 
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Wolfram Geier 

Schnelleinsatzgruppen -
Nutzen und Effizienz 

bei der Gefahrenabwehr 
Die schnelle und wirksame 

Bekämpfung von Großschadenser­
eignissen und Katastrophen stand im 
Mittelpunkt einer offenen Fach- und 
Arbeitstagung, die der Arbeiter-Sa­
mariter-Bund Deutschland e. V. zu­
sammen mit seinem Landesverband 
Brandenburg am 19. Juni 1993 in 
Potsdam durchführte. 

Zur Arbeitsthematik der "Schnell­
und Sondereinsatzgruppen" (SEG) 
trafen sich unter der Schirmherr­
schaft des brandenburgischen In­
nenministers Fachleute und Ent­
scheidungsträger aus den Bereichen 
des Rettungsdienstes, des Katastro­
phenschutzes sowie anderer Sicher­
heits- und Gefahrenabwehrorgane 
von Ländern, Kreisen und Kommu­
nen. Als Tagungsort stand das Poli­
zeipräsidium der Landeshauptstadt 
zur Verfügung. Potsdam bzw. das 
Bundesland Brandenburg waren 
nicht zufällig als Tagungsort des Ar­
beiter-Samariter-Bundes gewählt 
worden, denn als bislang einziges 
Bundesland organisiert Brandenburg 
den planmäßigen Aufbau von lan­
deseigenen "Sondereinsatzgruppen" 
zur Rettungsdienstverstärkung bzw. 
schnellen und wirksamen Bekämp­
fung größerer Schadensereignisse 
und friedensmäßiger Katastrophen. 
Naturgemäß war die Repräsentanz 
aus den neuen Bundesländern ent­
sprechend groß und seitens der Ver­
anstalter beabsichtigt. 

Regierungsdirektorin Beate Coel­
len, die die Grüße des Innenministers 
überbrachte, wünschte in diesem Zu­
sammenhang der Verbreitung eines 
Sonder- oder Schnelleinsatzgrup­
pensystems den entsprechenden Er­
folg und begrüßte die Initiative des 
ASB, unter diesem Aspekt eine für 
alle Organisationen und Institutionen 
offene Fachtagung zu veranstalten. 

Mit den Hilfsorganisationen 
diskutieren 

ASB-Bundesarzt Dr. med. Fried­
helm Barteis hob in seiner Eröffnung 
darauf ab, daß der Arbeiter-Samari­
ter-Bund das Thema "SEG" und ihres 
organisierten Aufbaus nicht abge­
schottet, sondern zusammen mit an­
deren Hilfsorganisationen, den Feu­
erwehren, den öffentlichen Gebiets­
körperschaften und staatlichen Insti­
tutionen diskutieren wolle, um die ge­
samte Breite der Fachkompetenz auf 
diesem Sektor zu konzentrieren. Im 
Zuge der Neukonzeption des Zivil­
und erweiterten Katastrophen­
schutzes, der sich derzeit noch in ei­
nem "Selbstfindungsprozeß" befin­
de, müsse verstärkt über die Einbin­
dung der Einheiten im Rahmen des 
"Doppelnutzens" in die alltägliche 
Gefahrenabwehr und -bekämpfung 
nachgedacht werden. Die Form der 
"Schnell- und Sondereinsatzgrup­
pen" solle dabei eine relevante Rolle 
spielen. 

In zwei großen Themenblöcken 
widmeten sich im weiteren Verlauf 
der Fachtagung zahlreiche Referen­
ten speziellen Fragen des Aufbaus, 
der Organisation und des Einsatzes 
von SEG. 

Unter dem Vorsitz des stellvertre­
tenden Bundesgeschäftsführers des 
ASB, Heribert Röhrig, beschäftigte 
sich die Tagung am Vormittag vor­
nehmlich mit der Notwendigkeit des 
Aufbaus von SEG sowie der Vorstel­
lung verschiedener bestehender Ein­
satzeinheiten aus den alten und neu­
en Bundesländern. 

Aufgrund der finanziellen Lage in 
den öffentlichen Haushalten sei mit 
Sparmaßnahmen in allen Bereichen, 
auch denen der Daseinsfür- und -vor­
sorge und der Gefahrenabwehr, zu 
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rechnen. Um keine Versorgungs­
lücken entstehen zu lassen, bzw. be­
stehende Lücken trotzdem zu 
schließen, müßten, so Röhrig , neue 
Konzepte im Rettungsdienst und Ka­
tastrophenschutz greifen, wobei die 
SEG einen wichtigen Beitrag auch in 
ökonomischer Hinsicht liefern könn­
te. 

Schnittstelle 
genau definieren 

In einem einleitenden Grundsatz­
referat zum Thema "Die SEG als Bin­
deglied zwischen Rettungsdienst 
und Katastrophenschutz" wurde 
aufgrund der Lage im Rettungs­
dienst, der Situation im Katastro­
phenschutz sowie einer Risikoanaly­
se von Gefahrenpotentialen in der 
modernen Industriegesellschaft, die 
Notwendigkeit von zusätzlichen Si­
cherheits- und Gefahrenbekämp­
fungssystemen unterstrichen. Der 
Referatsleiter Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz beim ASB-Bun­
desverband, Wolfram Geier, insistier­
te dabei auf ein integriertes, einheitli­
ches System in der Bundesrepublik, 
das neben dem regulären, öffentli­
chen Rettungsdienst, den Einheiten 
des friedensmäßigen sowie des er­
weiterten Katastrophenschutzes, 
auch die Schnell- und Sonderein­
satzgruppen umfassen müsse. Die 
Schnittstelle zwischen rettungs­
dienstlicher Regelversorgung und 
Katastrophenfall sei endlich genau zu 
definieren und die "Grauzone" da­
zwischen auszuleuchten und mit effi­
zienten Maßnahmen abzusichern. 

Die "Sondereinsatzgruppen" 
Brandenburgs stellten Regierungsdi­
rektorin Beate Coellen zusammen mit 
Herrn Tiedt vom Innenministerium 



vor. Neben einem entsprechenden 
Ausbildungsplan, einem Stärke- und 
Ausstattungsnachweis (STAN) wurde 
der Indikationskatalog, aber auch die 
Übertragung an die Hilfsorganisatio­
nen und Kommunen sowie die Finan­
zierung aus Landesmitteln erläutert. 
Besonders vorteilhaft für den Groß­
und Katastropheneinsatz erscheint 
die grundsätzlich landesweite glei­
che Ausstattung der SEG sowie Be­
stückung der Fahrzeuge und Helfer. 
So befinden sich beispielsweise in je­
dem SEG-Fahrzeug die Notfallkoffer 
oder andere Ausstattungen nach 
STAN immer am sei ben Platz; jedes 
Fahrzeug der einen SEG ist so kom­
patibel zum Fahrzeug einer anderen 
Landes-SEG; jeder Helfer findet sich 
in der Ausrüstung jeder dieser Ein­
satzgruppen sofort zurecht, was ein 
nicht zu unterschätzender positiver 
Faktor im realen Einsatzfall ist. Zur 
Demonstration der vorgestellten 
Konzeption hatte der DRK-Kreisver­
band Zossen, der Träger einer sol­
chen Landes-SEG ist, sowohl Fahr­
zeuge und Material als auch das vor­
handene Versorgungszelt auf dem 
Freigelände des Polizeipräsidiums 
aufgebaut. 

Unterschiedliche 
AufgabensteIlungen 

Selbstverständlich kommen auf 
Schnell- und Sondereinsatzgruppen 
entsprechend ihrem Stationierungs­
und Einsatzort teils unterschiedliche 
AufgabensteIlungen zu. Anschaulich 
wurde dies für den großstädtischen 
Bereich an den Beispielen der SEG 
des Deutschen Roten Kreuzes in Ber­
lin durch den Landesarzt Dr. med. 
Burghardt und der SEG des ASB­
Landesverbandes in Hamburg durch 
deren Einsatzleiter Thorsten Harms 
erläutert. 

Eine Verknüpfung von erweitertem 
Katastrophenschutz, friedensmäßi­
gem Katastrophenschutz und Ret­
tungsdienst scheint dem ASB-Kreis­
verband Gera in Thüringen gelungen 
zu sein, die zum Zeitpunkt der Pots­
damer Fachtagung ihr einjähriges 
Bestehen feiern konnte. In dieser 
Stadt-Land-Übergangsregion sind 
seit Bestehen der SEG vor allem ret­
tungsdienstliche Verstärkungs­
einsätze (vor allem bei größeren Ver­
kehrsunfällen) zu verzeichnen gewe­
sen. 

Der Leitende Notarzt der Stadt 
Gera, Dr. med. Karl-Hermann Opelt, 
verwies in seinem Referat wohl mit 

Recht auf die gelungene Realisierung 
des "Doppelnutzens" durch die Um­
rüstung und Nutzung zweier Viertra­
ge-KTW des erweiterten Katastro­
phenschutzes für die Schnelleinsatz­
gruppe Gera. 

Im nachmittäglichen zweiten The­
menblock, der unter Vorsitz von Dr. 
med. Frank-l. Bertschat von der Lei­
tenden Notarztgruppe Berlin stand, 
wechselten sich medizinische The­
men mit Fallbeispielen ab. Unter an­
derem wurden Aspekte der medika­
mentösen Therapie bei Reizgasver­
giftungen sowie der Analgesie disku­
tiert. Ein Novum anläßlich solcher 
Veranstaltungen war sicherlich auch 
der Beitrag des Sicherheitsinge­
nieurs Rolf-Dieter Erbe, der es sehr 
anschaulich verstand, Probleme der 
Arbeitssicherheit von Rettungs­
dienst- und Katastrophenschutzhel­
fern sowohl beim Großschadenser­
eignis als auch im Rettungsdienstall ­
tag zu thematisieren. 

Einsatzbeispiele und Probleme in 
der Zusammenarbeit zwischen SEG 
und anderen Institutionen, vorgetra­
gen von Einsatzleitern der ASB-SEG 
Erlangen (S. Naumann) sowie der 
DRK-SEG Berlin (H. Weber), ergänz­
ten das Programm. 

Zwei Referate mit einer etwas an­
deren Gewichtung schlossen den 
zweiten Themenblock gekonnt ab. 
Kriminaloberrat Brandt, Leiter der 
Berliner Mordkommission und zu­
ständig für die kriminalpolizeiliche 
Katastrophenschutzkommission in 
der Bundeshauptstadt, erläuterte die 
Arbeit dieser Institution, die sich 
hauptsächlich mit der Identifikation 
von Katastrophen- oder Großscha­
densopfern befaßt. Diese schwierige 
und auch psychisch stark belastende 
Arbeit trägt im entsprechenden Fall 
maßgeblich dazu bei , Angehörige 
von Opfern schnellstmöglich mit der 
nötigen Gewißheit zu versorgen. 

In diesen Kontext reihte sich auch 
der zweite Beitrag von Regierungsdi­
rektorin Coellen ein, der sich mit der 
Nachsorge, d. h. der psychischen Be­
treuung der eingesetzten Helfer­
schaft, befaßte. Dieses wichtige The­
ma gewinnt glücklicherweise gerade 
in den letzten Jahren trotz der an­
fänglich fehlenden Akzeptanz an Bo­
den. Großschadensereignisse mit ei­
ner Vielzahl von Verletzten und Toten 
bergen eine Reihe gravierender psy­
chologischer Probleme in sich, deren 
Bewältigung durch eine gezielte 
"Nachsorge" in psychologischer so­
wie spiritueller Hinsicht erleichtert 
werden könnte. 

Ergebnisse und Forderungen 

Unter Leitung des Präsidenten des 
ASB-Landesverbandes Branden­
burg, dem Fraktionsvorsitzenden der 
SPD im Brandenburgischen Landtag, 
Steffen Reiche, MdL, faßte eine Po­
diumsdiskussion die Ergebnisse und 
Forderungen der Fachtagung zusam­
men. Deutlich wurde von allen Teil­
nehmern der Forderung Nachdruck 
verliehen, Schnell- oder Sonderein­
satzgruppen verstärkt zu institutiona­
lisieren und zum Teil eines integrier­
ten Gefahrenabwehr- und Gefahren­
bekämpfungssystem zu machen. Der 
Weg Brandenburgs sei diesbezüglich 
ein Pilotprojekt, von dem man sich 
wünsche, daß es viele Nachahmer 
finden möge. Problematisch seien al­
lerdings Fragen der Finanzierung. 

Der Novellierung des Zivil- und 
erweiterten Katastrophenschutzes 
müsse unter diesen Gesichtspunkten 
ebenfalls eine hohe Bedeutung bei­
gemessen werden. Dem "Doppelnut­
zen" könne beispielsweise durch die 
Möglichkeiten der Schaffung kombi­
nierter Einsatzsysteme, wie Ein­
heiten des erweiterten Katastro­
phenschutzes und aufzustellender 
Schnelleinsatzgruppen, deutlich Le­
bensfähigkeit und Zugkraft verliehen 
werden. Die notwendige Motivati­
onssteigerung der ehrenamtlichen 
Helferschaft sowie die Gewinnung 
neuer ehrenamtlicher Einsatzkräfte 
könne darüber hinaus durch solche 
Instrumente erreicht werden. 

Vertreter des ASB-Bundesverban­
des sowie des Landesverbandes 
Brandenburg schlossen die Fachta­
gung mit der Ankündigung, schon in 
naher Zukunft den in Potsdam be­
gonnenen Diskussionsprozeß in ähn­
licher Form fortzuführen. 
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Oberbrandrat Dlpl.-Ing. Axel Häger, Landesfeuerwehrschule Baden-Württemberg 

Orientieren mit 
topographischen Karten 

- Theorie und Praxis 
Ziel der nachstehenden Aus­

führungen ist es, dem Leser "Orien­
tierungsmerkmale" für schwieriges 
Gelände vorzustellen und somit über­
tragbare und praktische Anhalts­
punkte für das Zurechtfinden abseits 
des ausgebauten Straßennetzes an­
zubieten. 

Topographische Karten sind orts­
beschreibende Karten, die Siedlun­
gen, Verkehrswege, Gewässer, 
Geländeformen, Vegetation und an­
dere Charakteristika und Erschei­
nungsformen der Erdoberfläche 
möglichst genau und vollständig wie­
dergeben. Topographische Objekte 
werden durch Kartenzeichen (Signa­
turen) dargestellt und durch Namen 
oder Schriftzusätze näher erläutert. 
Durch sinnvolle Farbgestaltung wird 
eine Vielzahl von Informationen über­
sichtlich dargeboten. 

Das Zurechtfinden mittels topo­
graphischer Karten (Maßstab 
1 :50000) ist im Verlauf von Straßen 
und anderen ausgebauten Verkehrs­
wegen mit keinen nennenswerten 
Schwierigkeiten verbunden. Zahlrei­
che "markante Punkte" wie Bahn­
übergänge, Brücken, Straßenkreu­
zungen, Orts- und Hinweisschilder 
sowie andere Charak1eristika ermög­
lichen eine ständige Neuorientierung. 

Muß jedoch das ausgebaute 
Straßennetz verlassen und auf Wege 
ausgewichen werden, so wird die Ori­
entierung zunehmend schwieriger. 
Dies um so mehr, je unübersichtlicher 
und bewaldeter und unebener das 
entsprechende Gelände ist. Nur 
durch permanente Aufmerksamkeit 
und ständige Überprüfung des eige­
nen Standorts kann in schwierigem 
Gelände ein "Verirren" vermieden 
werden. Dazu gehört die fortgesetz­
te Suche nach neuen Orientierungs­
punkten, die allerdings für Ungeübte 
nicht immer leicht zu finden sind. An­
sonsten belanglose Dinge, denen 
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Karte und Kom­
paß sind tür eine 
Orientierung in 
unbekanntem 
Gelände unerläß­
lieh. 

man normalerweise kaum Aufmerk­
samkeit schenkt, gewinnen als "Ori­
entierungsmerkmale" an Wichtigkeit. 

In den nachfolgenden Ausführun­
gen wird versucht, in möglichst an­
schaulicher Weise eine Verknüpfung 
zwischen Karteneintragungen einer­
seits und tatsächlich sichtbaren "Ori­
entierungsmerkmalen" vor Ort ande­
rerseits herzustellen. Ausgewählt 
wurde dazu eine Reihe zum Teil rela­
tiv schwer auffindbarer Merkmale in 
überwiegend unübersichtlichem, hü­
geligem bzw. bergigem Waldgebiet. 
Zudem soll auf unauffällige Details im 
Kartendruck hingewiesen werden, 
die nur bei genauestem Studium er­
kannt werden. 

Alle Koordinatenangaben bezie­
hen sich auf das Kartenblatt L 7314 
BADEN-BADEN im 100-km-Quadrat 
MU (Maßstab 1 :50000, Serie M 745, 
Ausgabe 5-DMG). 

landschaftstypen 

In besiedeltem, verkehrsmäßig er­
schlossenem und ebenem Gelände 
ohne Bewuchs gibt es kaum Schwie­
rigkeiten bei der Orientierung. Topo­
graphische Fixpunkte sowie der Ver­
lauf von Straßen, Wegen und Gewäs­
sern können über große Entfernun­
gen hin gesichtet und verfolgt werden 
(Bild 1).- Die uneingeschränkte Fern­
sicht macht es in der Regel überflüs­
sig, auf unbedeutende Orientierungs­
merkmale zu achten. 

Etwas schwieriger kann die Orien­
tierung in hügeligem und stellenwei­
se bewaldetem Gelände werden, da 
hier die Fernsicht mitunter einge­
schränkt ist (abhängig vom Standort). 
Allerdings bieten sich noch genügend 
Anhaltspunkte, die eine gen aue Orts­
bestimmung relativ leicht ermögli­
chen (Bild 2). 



Bild 1: Ausschnitt aus Karte L7128, NÖRDLINGEN: Eben, kein Bewuchs. 
--------

Bild 2: Ausschnitt aus Karte L8324, WANGEN IM ALLGÄU: Hügelig, z. T. bewaldel. 

Der Schwierigkeitsgrad steigt mit 
zunehmender Walddichte und ist in 
.~ergigem, dicht bewaldetem Gelän­
·de als sehr hoch einzustufen, immer 
vorausgesetzt, daß das ausgebaute 
Straßennetz verlassen werden muß 
(Bild 3b). Die völlig fehlende Fernsicht 
muß hier mitunter durch eine Vielzahl 
im Verlauf des Vorgehens aneinan­
dergereihter und zum Teil recht unsi­
cherer "Orientierungsmerkmale" 
kompensiert werden, von denen je­
des einzelne die Richtigkeit des eige­
nen Standorts bestätigen muß. 

Darstellung 

Um die Anfertigung von Karten war 
man bereits im Altertum bemüht. Die 
ersten Straßen- und Wegekarten wa­
ren jedoch nur regional oder im Zuge 
einzelner Wege brauchbar und ent­
sprachen in keinster Weise unseren 
heutigen Anforderungen. Oftmals 
waren es auch reine Ansichten, ver­
gleichbar einer Panoramakarte, die 
zwar einige Merkmale enthielt, je­
doch als Orientierungshilfe relativ un­
brauchbar war (Bild 4). 

Heutige topographische Karten 
sind schematisierte, maßstabsge­
rechte, senkrechte Projektionen 
(Draufsichten) des betrachteten Teils 
der Erdoberfläche. Im Gegensatz zu 
Luftbildern sind in Karten bereits ge­
ringe Geländeunebenheiten erkenn­
bar und auffällige Punkte, die im Luft­
bild oft nicht sichtbar sind, werden 
besonders hervorgehoben. 

Orientierungsmerkmale 

Verkehrswege 
Verkehrswege sind z. B.: 

- Straßen, 
- Eisenbahnlinien, 
- Flüsse und schiffbare Kanäle, 
- Wege und pfade. 

Ausgebaute Verkehrswege sind si­
chere Orientierungsmerkmale. Sie er­
möglichen es zudem, auf einfache Art 
und Weise eine Karte bei genauer 
Kenntnis des eigenen Standorts ein­
zunorden. Die Standortbestimmung 
ist bei markanten Höhen- und Rich­
tungsänderungen sowie bei sich 

Links: Bild 3a: Übersicht aus Karte L7314 , BA­
DEN-BADEN mit Einzeichnung der nachfolgend 
behandelten Objekte I Punkte). 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 11-12/93 139 



Bild 3b: Übersicht aus Karte l7314, BADEN-BADEN (bergiges, dicht bewaldetes Gelände mit Einzeichnung der nachfolgend behandelten Oblekle/punk­
tel . 
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Bild 4a: Ausschnitt aus "Der Schwäbische Kreis" nach Seltzlin, 1572. 

Bild 4b: Ausschnitt aus einem Auloallas. 

kreuzenden Verkehrswegen einfach. 
Schwieriger wird die Orientierung im 
Zuge von Waldwegen und Pfaden. 

Markante Punkte 
Unter "markanten Punkten", dar­

gestellt durch "topographische Ein­
zelzeichen", versteht man auffällige 
Besonderheiten im Bewuchs, der Be­
bauung oder Bodenform. Beispiele 
hierzu sind 
- Kirchen, Bildstöcke, Kapellen, 
- Ruinen, Türme, 
- Brunnen, Quellen, Wasserbehälter 

(Bild 6), 
- freistehende Schornsteine, 
- Tunnelportale, 
- einzelne hervorragende Bäume 

(Bild 7), 
- trigonometrische Punkte (Bild 8), 
- Rasthütten (Bild 9) u. a. m. 

Das Auffinden von Quellen, Ruinen 
(außer Burgruinen) und trigonometri­
schen Punk1en kann mitunter große 
Schwierigkeiten bereiten. Die oben 
genannten Punkte ermöglichen aller­
dings eine genaue Festlegung des ei­
genen Standortes. 

Gewässer 
Größere Gewässer wie Seen, Flüs­

se und Kanäle (Bild 15) sind eindeu­
tige und in der Regel leicht auffind­
bare Orientierungsmerkmale, an­
hand derer sichere Ortsbestimmun­
gen möglich sind. Schwieriger wird 
das Auffinden kleinerer Tümpel (Bild 
10), Bäche (Bild 11) und Quellen, die 
häufig erst dann geortet werden kön­
nen, wenn man fast unmittelbar da­
vor steht. Aber auch derart kleine Ge­
wässer sind sichere Standortindizien. 

Geländeformen 
Geländeformen sind in der Regel 

durch künstliche Bebauung kaum 
veränderbare, großflächige Orientie­
rungsmerkmale. Bei genauer Be­
trachtung der Höhenlinien sind Ber­
ge, Täler und Sättel (Bild 12) auf der 
Karte relativ leicht zu erkennen. 
Straßen und Wege folgen häufig in 
etwa dem Verlauf einer Höhenlinie 
bzw. dem Verlauf eines Tals. Beim 
Überschreiten von Anhöhen werden 
natürliche Bergsättel benutzt; der 
höchste Punk1 eines Berges hinge­
gen wird fast ausnahmslos ausge­
spart und ist, wenn überhaupt, mei­
stens nur durch "Stichwege" er­
schlossen. Er kann daher nur selten 
zur Orientierung herangezogen wer­
den. 

Aufgrund der räumlichen Ausdeh­
nung der meisten Erhebungen ist es 
daher häufig unabdingbar, die vor­
handene Geländeform mit den 
Höhenlinien auf der Karte zu verglei­
chen. Außer im Falle örtlich sehr be­
grenzter, auffälliger Geländeformen 
(z. B. Steinbrüche) kann nämlich an­
hand der Geländeform all eine keine 
sichere Ortsbestimmung vorgenom­
men werden; diese ist nur zusammen 
mit anderen Orientierungsmerkmalen 
möglich. Allerdings muß die Gelän­
deform "stimmen", d. h. daß man den 
Gefälleverlauf beachten muß (Hang 
rechts oder links des Weges, anstei­
gender oder abfallender Verlauf des 
Weges) und daß man starkes Gefälle 
von geringem unterscheiden können 
muß (Bilder 11 a, 17 a, 18 a, 19 a). 

Stimmt die Geländeform nicht 
überein mit dem Verlauf der Höhenli-

Bild 5: Bahnübergang , 311984 

Bild 6: Wasserbehälter, 465862. 
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Bild 7: EInzelslehender Baum, 426866. 

Bild 8: Trigonomelrischer Punkt, 449852. 

Bild 9: Rasthüne, 479937. 

Bild 10: Tümpel, 448902 (unmittelbar östlich des 
kle inen Sees). 

nien, so ist dies ein untrügliches Zei ­
chen dafür, daß der eingeschlagene 
Weg falsch ist. 

Kleinere Felsengruppen und Stein­
brüche unterscheiden sich im Kar­
tendruck nicht voneinander (Bilder 13 
und 14). Insbesondere Felsengrup­
pen sind aufgrund des Bewuchses 
mitunter schwer zu lokalisieren. 

Dämme und Einschnitte sind 
künstlich angelegt und oftmals im 
Verlauf von Verkehrs- und Wasser­
wegen anzutreffen (Bild 15). 

Bodenbewuchs 
Die Bewuchsart ist innerhalb von 

Waldgebieten nur als sehr unsicheres 
Orientierungsmerkmal anzusehen. 
Die Trennung zwischen Laub-, Nadel­
und Mischwald ist vom Kartenbild her 
oft nicht klar möglich; zudem handelt 
es sich hier um sehr großflächige Ori­
entierungsmerkmale mit nur geringer 
Verwertbarkeit. Der Verlauf von Be­
wuchsgrenzen hingegen bietet eher 
Anhaltspunkte. So sind Waldränder 
und Lichtungen (Bild 16) in der Regel 
als brauchbare Orientierungsmerk­
male anzusehen. Allerdings ist gera­
de bezüglich der Bewuchsgrenze zu 
beachten, daß selbst eine neue Kar­
te nicht den aktuellen Stand wieder­
gibt, sondern meistens den von vor 
fünf Jahren oder früher. Zwi­
schenzeitlich können neue Schnei­
sen und Lichtungen geschlagen oder 
bestehende erweitert worden sein. 
Ebenso ist es möglich, daß ehemali­
ge Lichtungen durch Aufforstungs­
maßnahmen kaum noch zu erkennen 
sind. 

Wegeführung 
Folgt man dem Verlauf eines We­

ges, so sollte man sich in unüber­
sichtlichem Gelände ständig über 
den eigenen Standort im klaren sein. 
Um darüber Gewißheit zu erhalten, 
muß man in entsprechenden Interval­
len oftmals schwer differenzierbare 
Orientierungsmerkmale beachten, 
die im einzelnen vielleicht weniger 
aussagekräftig sind, in ihrer Gesamt­
heit jedoch eine relativ sichere Fest­
legung des eigenen Standorts er­
möglichen. Die Orientierung ist dann 
auch in schwierigstem Gelände bei 
aufmerksamer Beobachtung be­
stimmter Kriterien möglich. Dazu 
zählen vor allem: 

- Kurven, 
- Kreuzungen, Abzweigungen, We-

gespinnen, 
- Neigungen des Geländes (Hang la­

gel sowie des Weges, 
- zurückgelegte Entfernungen. 
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Bild lla: Bachlauf, 461916. Slandort Fahrweg, 
ca . 100 m östlich des Bachlaufs; Blickrichlung 
Weslen . Der Bach ist nichlzu erkennen. Slärke· 
res Gefälle von Süd nach Nord. Im Hinlergrund 
In lelchlem Bogen deutlich erkennbare Rich· 
lungsänderung nach rechls. Ke /n Gefälle des 
Weges. 

Bi /d llb: Slandort Waldweg , dlrekl vor dem 
Bachlauf; BlIckrichtung Süden. Der Bach/auf isl 
ersl in unmilielbarer Nähe zu erkennen . 

Bild 12a: Satlel , 471909. Slandort Sanei , Punkt 
972 , B/ickrichlung Nordweslen. 

Bild 12b: Slandort Sanei , Punkt 972, Blickr/ch· 
tung Nordosten. 



Bild 13: Felsengruppe , 429893. Slandort Fahr­
weg, Blickrichtung Südwesten auf Felsengruppe . 

Bild 14: Steinbruch, 459920. Standort Fahrweg 
südlich Steinbruch . Blickrichtung Norden auf 
Steinbruch. 

Bild 15a: Einschnill , 314005. Standort südliche 
Kanalbrücke , Blickrichtung Nordwesten . 

Bild 15b: Damm, 315007. Standort nördliche Ka­
nalbrücke , Blickrichtung Nordwesten . 

Bild 16: Lichtung , 466906. Standort Südostrand 
der Lichtung, Blickrichtung Nordwesten . 

Bei Kurven muß differenziert wer­
den: 
- Ist es nur eine geringfügige Rich­

tungsänderung (Bilder 17 a, 18 a)? 
- Ist die Richtungsänderung ausge­

prägter (bis zu 90°, Bild 11 a)? 
- Handelt es sich um eine Serpenti­

ne / Schleife / Kehre (über 900 , Bild 
19 a)? 

- Ist die Richtungsänderung abrupt 
oder erfolgt sie in einem größeren 
Bogen? 
Bei Kreuzungen, Abzweigungen 

und Wegespinnen ist es ebenfalls von 
größter Wichtigkeit, zu beachten, daß 
die Karte keinesfalls immer den aktu­
ellen Stand wiedergibt. Häufig sind 
eingezeichnete Wege und Pfade wie­
der zugewachsen und nicht mehr 
oder kaum noch aufzufinden (Bilder 
17 a / b, 18 a / b, 20 a / b). 

Ebenso häufig sind neu angelegte 
Wege, auch breite Fahrwege, noch 
nicht eingezeichnet und tragen zur 
Verwirrung bei. 

Man kann sich daher keinesfalls 
auf das Abzählen von Kreuzungen 
und abzweigenden Wegen beschrän­
ken, sondern man muß die jeweils 
zurückgelegte Entfernung vom letz­
ten "gesicherten Standort" aus mit 
berücksichtigen, was erhebliche 
Konzentration erfordern kann. Zur si­
cheren Lokalisierung ist auch in etwa 
der Abzweigwinkel eines Weges zu 
berücksichtigen. 

Die zurückgelegten Entfernungen 
zwischen einzelnen Orientierungs­
merkmalen sowie, in besonders 
schwierigen Lagen, die Himmelsrich­
tung von Wegen, sind absolut siche­
re Hilfsmittel und sollten genutzt wer­
den. Entfernungen können erfah­
rungsgemäß bis zu etwa 200 m, ma­
ximal 300 m in unübersichtlichem 
Gelände geschätzt werden. Bei 
größeren Distanzen sind die Abwei­
chungen zwischen Schätzung und 
Realität nicht mehr vertretbar. 

Bei der Verwendung von Fahrzeu­
gen bietet sich der Kilometerzähler 
zur Registrierung von Entfernungen 
an, wobei die Genauigkeit bei etwa 
± 100 m liegt. Werden Strecken zu 
Fuß zurückgelegt, kann in schwieri­
gen Lagen das Zählen der Schritte 
zur relativ genauen Distanzermittlung 
ratsam sein. Dabei ist keine Umrech­
nung nötig, die Annahme" 1 Schritt 
= 1 m" ist völlig ausreichend. 

Ausbildung 
Zur optimalen gleichzeitigen Be­

achtung der vorgestellten Punkte 
gehört praktische Erfahrung. 

Selbst umfangreiche theoretische 
Kenntnisse im Bereich der Karten-

Bild 17a: Schwer erkennbare Kreuzung, 463921 . 
Standort Waldweg, ca . 100 m westlich von der 
Kreuzung mit dem Pfad; Blickrichtung Osten . Der 
Pfad ist kaum zu erkennen. Stärkeres Gefälle von 
Südost nach Nordwest. Im Hintergrund in 
großem Bogen vertaufende leichte Richtungsän­
derung nach rechts erkennbar. Leichte Steigung 
des Waldweges. 

Bild 17b: Standort unmitlelbar an der Kreuzung; 
der nach Nordosten abzweigende , nicht mehr ge­
nutzte Pfad Ist nun deutlicher zu erkennen . 

Bild 17c: Standort unmillelbar an Kreuzung; 
Btickrichtung Südwesten . Der nach Südwesten 
abzweigende, ansteigende Pfad ist leicht zu er­
kennen . 

Bild lBa: Schwer erkennbare Abzweigung , 
473922. Standort Waldweg , ca . 50 m südlich von 
der Abzweigung des Pfades; Blickrichfung Nor­
den. Der nach links abzweigende Pfad ist nicht 
zu erkennen . Stärkeres Gefälle von Ost nach 
West. Im Hintergrund leichte Richtungsände­
rung nach rechts erkennbar. Waldweg gefälle­
frei . 
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Bild 18b: Slandort unmitlelbar an Abzweigung; 
Bllckrichlung nach Nord-Nordwest. Der abzwei­
gende , zugewachsene, slark ablallende Pfad isl 
schwach zu erkennen. --------

Bild 18c: Slandort Pfad, ca . 200 m nord-nord­
westlIch der AbzweIgung . Blickrichlung nach 
Süd-Südoslen Rlchlung Waldweg . Slarke Slel­
gung des Pfades. 

Bild 19: Serpenllne I Schlelle I Kehre , 466920. 
Slandort an Abzweigung des Waldweges vom 
Fahrweg (469921); Bllckrichlung Weslen . Die 
Rechlskehre Isl deulllch zu erkennen. Leichles 
Gefälle von Süd nach Nord. Waldweg fasl eben , 
ab der Kehre leIchI abfallend . 

Bild 20: Auf Karte wegen Überdruck durch GII­
terlinle kaum erkennbare Abzweigung , 473940 
(über 3. Buchslaben "e" des Wortes "Slelglel­
lerwald"). Slandort unmittelbar an Abzweigung 
des Pfades vom Waldweg; Blickrichlung Oslen. 
Der nichl mehr genullte Pfad iSI zugewachsen 
und kaum noch wahrnehmbar. Leichles Gelälle 
des Waldweges nach Nord . 

Der sländige Ver­
gleich zwischen 
Karteneinlragun­
gen und Gelände 
isl wIchtig, um 
ein Verirren zu 
vermeiden. 

DIe Zuhilfenahme 
des Kompasses 
Ist In SChwIerigen 
Lagen unum­
gänglich, um dIe 
Karte genau ein­
lunorden. 

Marschpausen 
mit Verpflegungs­
und Gelränkeaus­
gabe sInd will­
kommene Unter­
brechungen. 

kunde können nicht die praktische 
Ausbildung ersetzen. Wichtig ist es, 
die auf ein vernünftiges und praktika­
bles Maß beschränkte Theorie mit 
der Anwendung in der Praxis zu ver­
binden. Dies kann bereits mit relativ 
wenig Aufwand erreicht werden (z. B. 
Einnorden der Karte an verschiede­
nen Standorten, Auffinden sichtbarer 
Punkte im Gelände und Vergleich mit 
Karteneinzeichnung, Schätzen von 
Entfernungen, usw.). 

Optimal sind praktische Orientie­
rungsübungen, die jedoch aus den 
vorgenannten Gründen nicht auf das 
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Straßennetz beschränkt bleiben soll­
ten. Es kommt dabei auch nicht dar­
auf an, große Entfernungen zurück­
zulegen, sondern der Schwerpunkt 
sollte daraufhin ausgerichtet sein, 
möglichst viele schwer auffindbare 
Ziele zu erreichen sowie ein beson­
deres Augenmerk auf die vielfältigen 
geschilderten Details zu richten. 

(Quelle: "Brandschutz") 



Vom Kleinfahrzeug bis zur Drehleiter 

Premiere 
in Uim 

Neue Fahrzeuggeneration 
von Iveco Magirus 

setzt Maßstäbe 

EuroFire - ein neuer Begriff im 
Brandschutzbereich. Was sich dahin­
ter verbirgt, präsentierte Iveco Ma­
girus jüngst auf seinem Testgelände 
nahe Ulm der Öffentlichkeit. Hier am 
Fuß der Schwäbischen Alb konnten 
sie in Augenschein genommen wer­
den, die ersten Vertreter der neuen 
Fahrzeuggeneration mit dem Mar­
kennamen EuroFire. 

Die neue Produktreihe löst die nun­
mehr seit zehn Jahren gebaute Fahr­
zeugpalette auf der Basis der Club­
oder MK-Baureihe ab. Doch hinter 
der neuen Generation von Lösch­
und Drehleiterfahrzeugen steht nicht 
nur die Übernahme der bekannten 
Lkw-Fahrgestelle EuroCargo (Mittel­
klasse) und EuroTech (schwere Fahr­
zeuge) in die Brandschutzproduktion. 
Iveco Magirus hat auch kräftig an den 
Aufbauten gearbeitet. Mit der Folge, 
daß die neuen Löschfahrzeuge ein 
völlig neues Konzept für die Gerä­
teaufbauten aufweisen. Auch bei den 
Drehleitern gaben sich die Ulmer In­
genieure nicht mit dem bisher er­
reichten hohen Standard zufrieden, 
sondern nahmen eine umfassende 
Überarbeitung der Podiums- und Lei­
tertechnik vor. 

Je nach zulässigem Gesamtge­
wicht kommen bei der neuen Gene­
ration Fahrgestelle der Baureihen Eu­
roCargo (6-10 und 12-15 t) und Eu­
roTech (über 16 t) zum Einsatz. Die 
Fahrgestelle werden an die feuer­
wehrspezifischen Belange angepaßt, 
wobei die wichtigen Serienkompo­
nenten wie Motoren und Getriebe un­
verändert bleiben. 

Abschied 
von der luftkühlung 

Mit EuroFire kommt für Iveco Ma­
girus auch der Abschied vom Kon­
zept des luft gekühlten Dieselmotors. 
Zukünftig werden wassergekühlte 
Vier- und Sechszylinder-Turbodiesel 
mit 100 kW (136 PS) bis 272 kW (370 
PS) die roten Autos aus Ulm antrei­
ben. Mit den neuen Motoren soll der 
Geräuschminderung und Schad­
stoffbegrenzung Rechnung getragen 
werden. Eine Ausnahme wird es aber 
weiterhin geben: Für die Drehleiter 
niedriger Bauart (DLK 23-12 nB CG), 
die allerdings nicht zu der neuen Ge­
neration zählt, bleibt es beim luft­
gekühlten Achtzylinder. 

Wie bisher, kommen auch bei Eu­
roFire die Fahrgestelle samt Mann­
schaftskabine direkt vom Lkw-Mon­
tageband. Die Kabinen - je nach 
Fahrzeug Gruppen- (1 /8), Staffel­
(1/5) oder Truppkabine (1 /2) - ent­
sprechen allen Anforderungen natio­
naler Normen und den europäischen 
Normentwürfen. Neben fortschrittli­
cher Technologie und einem moder­
nen Design bieten die Kabinen große 
Kopffreiheit und guten Rundumblick. 
Erreicht wurde dies durch eine bis zu 
15 Zentimeter größere Innenhöhe, 
auch die Breite des Innenraumes 
wuchs um 10 Zentimeter. Einsatz­
ergonomisch angebrachte Bedien­
elemente, Armaturen und Funktions­
schalter für den Fahrer unterstreichen 
die an der Praxis orientierte Konzep­
tion . 

"Truck of the Year" - Eine Aus­
zeichnung, die die beiden Lkw-Bau­
reihen EuroCargo 1992 und EuroTech 
1993 erhielten, zeugt davon, daß Ive­
co Magirus Maßstäbe in der Fahr­
zeugtechnologie setzen konnte. Der 
Einsatz der beiden Baureihen als 
Ausgangsbasis für die Produk1ion 
brandschutzspezifischer Fahrgestel­
le sichert auch dort Funk1ionalität, 
Fahrkomfort und Wirtschaftlichkeit. 
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Aufbaukonzept 
weiterentwickelt 

Beim lOS (Individual Organisation 
System) genannten Aufbaukonzept 
für die neue Fahrzeuggeneration han­
delt es sich um eine umfassende Wei­
terentwicklung des bewährten Sy­
stems Alu Fire. Damit wird die flexible 
Anpassung des Aufbaus an verschie­
denartige Anforderungen erleichtet. 
Womit in der späteren Nutzung die 
Möglichkeit besteht, Änderungen für 
neue Beladungen durch die Feuer­
wehr selbst durchzuführen. 

Das System besteht im wesentli­
chen aus einem Gitterrahmen, aus 
standardisierten Vorder-, Zwischen­
und Rückwänden, Boden- und Dach­
gruppe sowie Zwischenböden in vier 
unterschiedlichen Abmessungen. 
Außenbeplankung, neu entwickelte, 
wasser- und staubdichte Rolläden 
sowie ebenfalls neue Schubladensy­
steme komplettieren den Aufbau. Alle 
Bauteile sind aus Leichtmetall gefer­
tigt. 

Je nach Fahrzeuggröße wird der 
Aufbau in drei oder vier Sektionen un­
terteilt. Neben einem harmonischen 
Erscheinungsbild hat das den Vorteil 
der erhöhten Aufbaufestigkeit. Auch 
werden dadurch die Spannbreiten 
der Rolläden kleiner, was ihren ver­
spannungsfreien Lauf und somit ab­
solut dichte Geräteräume zur Folge 
hat. Die Zwischenböden sind leicht 
nach oben oder unten zu versetzen. 
Durch herausziehbare Trittstufen las­
sen sich die Geräteräume leicht er­
reichen und die Entnahme von Gerä­
ten wird sicherer. 

Neues in den Geräteräumen 

Ein Blick in die Geräteräume zeigt , 
daß man in Ulm auch hier nicht 
untätig war. Das Herz der Löschfahr­
zeuge, die Heckpumpe FP 8/8 oder 
FP 16/8, wurde mit einer Funktions­
blende versehen. Sie garantiert eine 
übersichtliche Zuordnung und Dar­
stellung der Bedienhebel und Mano­
meter. Die helle Grundfarbe der Blen­
de unterstützt bei Nacht den opti­
schen Warneffekt auf der Heckseite 
des Fahrzeugs. Ebenfalls der Sicher­
heit bei Nacht dienen die lichtstarken 
Leuchtstoffröhren in der Mann­
schaftskabine und den Geräteräu­
men, die durch das Öffnen der Türen 
oder Rolläden geschaltet werden. 

Schwere Geräte wie Aggregate 
oder Schere und Spreizer sind im un-
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Mit dem Kopf durch die (Papier-)Wand: Der spektakuläre AuHr," der neuen Fahrzeuge. 

teren Bereich der Geräteräume un­
tergebracht. Beim LF 8/6 mit Allrad­
antrieb hat man sich etwas besonde­
res einfallen lassen: Wegen der hier 
erforderlichen höheren Unterbrin­
gung wird die Tragkraftspritze mittels 
eines pneumatischen Lifts auf die 
Entnahmehöhe abgelassen und auch 
wieder auf Einschubhöhe gebracht. 

Macht Im neuen 
Kleid eine gute FI­
gur: Das lF 8/6 
Straße, hinten die 
neue olK 23-12 
Vario ce. 

Schwergewichte 
unter sich: lF 8/6 
Allrad (rechts) 
und lF 16/12. 

Praktisch auch die Halterung der 
Atemschutzgeräte bei der Aliradver­
sion: Neben den Geräten im Mann­
schaftsraum sind weitere im Geräte­
raum über dem Radkasten unterge­
bracht; durch einen Klappmechanis­
mus wird der Höhenunterschied 
überbrückt und ein problemloses An­
legen ermöglicht. 



Ein Blick Ins Innere, hier beim lF B/6 Straße, zeigt die pra,lsgerechte Unterbringung der Geräte . 

Tragbare Gerätekästen 

Bisher mußten mehrere gleichzei­
tig benötigte Geräteteile jeweils ein­
zeln den festen Einbauten entnom­
men und zur Einsatzstelle gebracht 
werden. Dieses zeitaufwendige Ver­
fahren soll nun vom System der trag­
baren Gerätekästen abgelöst wer­
den, das Einzelteile funktionell und 
satzweise zusammenfaßt und den 
Transport durch eine Person zur Ein­
satzstelle sicherstellt. Nach dem Ein­
satz kann der Kasten außerhalb des 
Aufbaus gereinigt und neu beladen 
werden. 

Beim LF 16/12 ist es den Kon­
strukteuren gelungen, eine Volumen­
und Gewichtsreserve in der Größen­
ordnung einer Tragkraftspritze TS 8/8 
zu schaffen. Denkbar ist hier auch die 
Unterbringung einer Europalette mit 
Schaummittel oder einer 250-kg­
Pulverlöschanlage. Der dafür zur Ver­
fügung stehende Geräteraum 2 bie­
tet den Feuerwehren die Möglichkeit , 
die Normausrüstung durch eine orts­
bezogene Zusatzausrüstung zu er­
gänzen. 

Weiterentwicklung der Leiter 

Die Leitertechnik wurde nach drei 
Gesichtspunkten weiterentwickelt: 
Erhöhung der passiven und aktiven 
Sicherheit , Steigerung des Bedien­
komforts und Verkürzung der Rüst­
zeit. 

Die Sicherheit wurde weiter ge­
steigert durch einen auch vom Korb 
aus möglichen Notbetrieb, der das 
gefahrlose Rückführen der Leiter in 
die Auflageposition ermöglicht . Die 

---

Standfestigkeit der Leiter wird durch 
die Federfeststellung an der Hinter­
achse sowie die Vario-Abstützung 
garantiert . Raddrucksensoren sor­
gen für gleichmäßigen Bodenkon­
takt. Das automatisch arbeitende Ni­
veauregulierungssystem bewirkt, 
daß auch bei schräg stehendem 
Fahrzeug die Leitersprossen absolut 
waagerecht stehen. 

Ein Mikroprozessor steuert und 
überwacht alle Leiterbewegungen 
und Sicherheitseinrichtungen. Die 
komplette elektronische Steuerung 
ist auf Elektro-Magnetische Verträg­
lichkeit (EMV) geprüft. Schließlich 
konnte durch die deutliche Redukti­
on der Anzahl elektronischer und 
elektrischer Elemente eine weitere 
Erhöhung der Betriebssicherheit und 
Zuverlässigkeit erreicht werden. 

Der Bedienkomfort für das Bewe­
gen der Leiter gewinnt durch die Wei­
terentwicklung der CC-Steuerung. 
Eine feinere Proportionalsteuerung 
für die drei Hauptbewegungen Anhe­
ben/Absenken, Drehen, Aus-/Einfah­
ren) wurde ebenso realisiert wie die 
automatische Rückführung in die 
Auflageposition mit Hilfe einer "Me­
mory"-Funktion. Auf Wunsch bietet 
eine modifizierte Memory-Steuerung 
noch mehr Sicherheit und Zeiter­
sparnis. Mit der "Erweiterten Me­
mory-Steuerung" ist es möglich, be­
liebige Punkte im dreidimensionalen 
Raum wiederholt anzufahren. Dem 
Benutzer eröffnen sich damit unzäh­
lige Möglichkeiten, frei gewählte Bah­
nen automatisch abzufahren. Ein un­
schätzbares Plus im Hinblick auf ei­
nen Einsatz zur Menschenrettung. 

Das lF 8/6 Allrad im Detail: Entnahme und Einschieben der Tragkraftsprille per Lift. Die klappbare 
Halleruno garantiert ein problemloses Anlegen der Atemschull-'o"e_ra_·te_. _______ _ 
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LF 16112: Viel Plalz lür Zusalzausrüslung. 
-'--

Der Benutzerbildschirm zeigt dem 
Drehleitermaschinisten im verkleiner­
ten Maßstab den tatsächlich zur Ver­
fügung stehenden Benutzungsfeld­
bereich an und den exakten Ist-Zu­
stand der LeitersteIlung mit Ausla­
dung, Leiterlänge, Steighöhe und 
Aufrichtwinkel. Der Bildschirm eröff­
net die Möglichkeit , sofort auf spezi­
elle Einsatzsituationen (z. B. Bewe­
gung im Belastungsgrenzbereich) zu 
reagieren . Ferner können neue An­
forderungen und Wünsche visuell 
dargestellt werden. Auch die Darstel­
lung weiterer Funktionen wie Einstell­
werte ist vorgesehen. Darüber hinaus 
helfen eingeblendete Bedienungs­
hinweise, die richt igen Schritte vor­
zunehmen (z. B. bei Fehlbedienung). 

Ein Glanzlicht der neuen Generation: Die DLK 23-12 Varlo CC . 

Ein Blick zurück: Die Ahnenreihe der neuen Generation verdeutlicht die Entwicklung der Brand­
schutztechnik. (Fotos: Claes) 
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Bei der Rettung von Menschenle­
ben kann es um Sekunden gehen. 
Deshalb kommt der Rüstzeit , d. h. der 
Zeit, um von der Fahrstellung der 
Drehleiter zur Erreichung der Nenn­
rettungshöhe zu kommen, entschei­
dende Bedeutung zu. Die Rüstzeit 
der neuen Leiter-Generation verkürzt 
sich durch folgende Maßnahmen: 
Aus- und Einfahrgeschwindigkeit so­
wie die Drehgeschwindigkeit wurden 
erhöht . Im Bereich der Abschaltgren­
zen verringert sich die Ausfahrge­
schwindigkeit automatisch. Der 
Stülpkorb wird schon beim Positio­
nieren der Abstützung in die Arbeits­
steIlung geschwenkt. 

Die Möglichkeit der Beibehaltung 
des Korbes in Arbeitsstellung bei ei­
nem Stellungswechsel des Fahr­
zeugs erhöht die Flexibil ität im Ein­
satz. Eine weitere Fortentwicklung 
beim Korbbetrieb: Die hinteren Türen 
des Stülpkorbes schließen in Arbeits­
steIlung automatisch. Ein breiter, be­
leuchteter Seitenaufstieg auf das Po­
dium und ein weiterer Aufstieg links 
hinter dem Fahrerhaus ermöglichen 
das schnelle Besteigen von Podium 
und Leitersatz. 

Vom Kleinfahrzeug 
bis zur Drehleiter 

Von seiten des Herstellers wurde 
bei der Ulmer Präsentation betont, 
daß es einfach Zeit wurde, die vor­
handenen Konzepte zu überdenken 
und die Entwicklungstrends wichti ­
ger Komponenten für die zukünftigen 
Feuerwehrfahrzeuge zu analysieren. 
Auch habe es gegolten, sich den 
zukünftigen europäischen Normen 
anzupassen. 

So entstand mit EuroFire eine 
komplette neue Fahrzeuggeneration, 
die vom Kleinfahrzeug über die 
Lösch- und Sonderfahrzeuge bis hin 
zur Drehleiter alles umfaßt, was die 
Feuerwehren heute und auch über 
das Jahr 2000 hinaus brauchen. Mit 
den in Ulm vorgestellten Neulingen ist 
Iveco Magirus jedenfalls ein vielver­
sprechender Start in die Zukunft ge­
lungen. Die Bewährung im alltägli­
chen Einsatz muß die Richtigkeit des 
neuen Konzeptes unter Beweis stei­
len. 

-cl-



"Blauer Schild '93" 
Vollübung zum 40jährigen Bestehen des 

THW -Geschäftsführer bereiches Tübingen 
in den Landkreisen Reutlingen und Alb-Donau-Kreis 

Nach fünf Jahren Pause sowie ein­
jähriger intensiver Vorbereitung fand 
Ende September die Voll übung 
"Blauer Schild '93" des THW-Ge­
schäftsführerbereiches Tübingen 
statt. Der Übungsraum umfaßte Teile 
der Landkreise Reutlingen und Alb­
Donau-Kreis, beteiligt waren über 
400 THW-Helfer der Einheiten aus 
den Landkreisen Reutlingen, Tübin­
gen, Sigmaringen und Zollernalb­
kreis. Und als habe Petrus in den 
Übungsablauf geschaut, begrüßten 
THW-Geschäftsführer Günter Eissler 
sowie der Bürgermeister von Mün­
singen, Rolf Keller, Beobachter und 
Gäste bei strömendem Regen auf der 
Schwäbischen Alb. 

Für die Einsatzkräfte galt es vor al­
lem, ihre Kenntnisse in Führung, 
Kommunikation, Erkundung, Holzbe­
arbeitung, Brunnensanierung, Trink­
wasseraufbereitung, Behelfswege­
bau, Brückenbau, Gesteinsbearbei­
tung und Sprengung unter Beweis zu 
stellen. 

Die allgemeine Übungslage: In der 
Zeit vom 20. bis 24. September 1993 
verursachten heftige Unwetter mit 
starken Regenfällen und orkanarti­
gen Stürmen in den Landkreisen 
Reutlingen und Alb-Donau-Kreis 
schwere Schäden. Sehr stark wurden 
Gebäude, Versorgungseinrichtun­
gen, Verkehrswege und Brücken in 
Mitleidenschaft gezogen, die durch 
Zusammenbrüche und Überflutun­
gen nicht mehr befahr- und begehbar 
sind. 

Am 24. September 1993 wird 
durch die Katastrophenschutz-Lei­
tung beim Landratsamt Reutlingen 
unter dem zuständigen LandraVHVB 
der Katastrophenfall festgestellt. Ka­
tastrophenalarm wird ausgelöst. Im 
Raum Münsingen übernimmt eine 
Technische Einsatzleitung (TEL), die 
in der Straßenmeisterei Münsingen 
eingerichtet ist, die Führung der be­
reits im Einsatz befindlichen, örtli­
chen Kräfte sowie der alarmierten 
KatS-Einheiten des Landkreises 

Reutlingen. Eine weitere TEL wird in 
Hayingen-Lauterdörfle für das Ein­
satzgebiet Süd eingerichtet. 

Am 24. September gegen 18 Uhr 
werden nach Abklingen des Unwet­
ters und Abwendung der unmittelba­
ren Gefahr für Menschen und Versor­
gung große Teile des Brandschutzes 
und des Sanitätsdienstes an ihre 
Standorte entlassen. Der Katastro­
phen-Zustand bleibt weiterhin in 
Kraft. Bergungs- und Instandset­
zungsdienst bleiben im Einsatz. Sie 
sind schwerpunktmäßig mit Instand­
setzungs- und Sicherungsarbeiten 
beschäftigt. Über das Regierungs­
präsidium Tübingen werden weitere 
Bergungs- und Instandsetzungsein­
heiten zur Unterstützung der örtli­
chen Fachdienste angefordert. 

Das Übungsziel: 

Das gesteckte Übungsziel besteht 
in der Durchführung von praktischen 
Maßnahmen für die Fachdienste Ber­
gung, Instandsetzung, Fernmelde­
dienst und Führung auf der Grundla­
ge der Erkundungsübungen "Blauer 
Reiter 1992 und 1993". Daneben geht 
es vor allem um die Zusammenarbeit 
mit einer Technischen Einsatzleitung 
(TEL) und anderen Fachdiensten; den 
taktischen Einsatz der TEL und an­
deren Fachdiensten; den taktischen 
Einsatz der TEL mit Führungs- und 
Versorgungsaufgaben; den Einsatz 
der Fernmeldemittel über größere 
Räume als Führungs- und Verbin­
dungsmittel; die Durchführung der 
Versorgung in größerem Umfang so­
wie die Ausführung fachdienstlich 
bezogener Aufträge von bleibendem 
Wert . 

Die Übungsleitung: 

"Hier Kater Tübingen, Einsatzlei­
tung ... " - in der am Standort Mün-

singen/Alenberghalie eingerichteten 
Befehlsstelle der Übungsleitung um 
Übungsleiter Friedrich Rebstock und 
seinen Stellvertreter Bernhard Pfister 
laufen alle Informationen der Techni­
schen Einsatzleitungen Tübingen so­
wie Zollernalbkreis über Ablauf und 
Einsatz vor Ort zusammen. Atmo­
sphärische Störungen - durch das 
Zusammentreffen von Kalt- und 
Warmluftströmungen - beeinträchti­
gen den Funkverkehr (4 m) erheblich. 
So können die Verbindungen oft nur 
über 2-m-Gerät aufrechterhalten 
werden. "Draht ist bei solchem Wet­
ter immer noch das beste Übertra­
gungsmittel" , kommentiert Gernot 
Kretschmar vom Leitungsdienst die 
Situation. 

Übungsleiter Friedrich Rebstock erläutert den 
Übungsablaul. 

Des weiteren verfügen sowohl die 
Übungsleitung als auch die TELen 
über Telefax-Geräte und Mobiltele­
fon, eine Zusatzausstattung, mit der 
das Land Baden-Würt1emberg alle 
Technischen Einsatzleitungen ausge­
stattet hat. Wie Norbert Bröckel vom 
Regierungspräsidium Tübingen ge­
genüber "Bevölkerungsschutz" er­
klärt, ist diese Ausstattung der TElen 
mit der neuesten Kommunikations­
technik durch das Land sowohl als 
Ergänzung des erweiterten Katastro­
phenschutzes als auch zur Unter-
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stützung des friedensmäßigen Kata­
strophenschutzes gedacht. Der Ko­
stenaufwand pro TEL beträgt dabei 
rund 10000 Mark. 

Nachdem die einzelnen Übungs­
objekte vorbesprochen und vom Ma­
terialbedarf her vorbereitet worden 
waren, kommt der Übungsleitung 
während der Übung schwerpunkt­
mäßig eine überwachende Funktion 
zu. Die Einsatzdokumentation erfolgt 
direkt mittels Personal Computer. 
"Dies", so THW Geschäftsführer 
Eissler, "spart Personal und Zeit. " 

Die Einsatzstellen: 

An den einzelnen Einsatzstellen 
sind derweil 16 Einheiten mit ver­
schiedenen Aufträgen befaßt. So 
auch Teile des Instandsetzungszuges 
Tübingen unter der Leitung von Zug­
führer Roland Walker. Aufbau und Be­
trieb von zwei Trinkwasser-Aufberei­
tungsanlagen lautet sein Einsatzbe­
fehl. Zum einen handelt es sich um 
eine herkömmliche Aufbereitungsan­
lage mit Vorbehandlungsbehälter, Fil­
terwagen, Sammelbehälter; zum an­
deren um eine neu entwickelte Kom­
paktanlage, bei der das Wasser so­
fort aus dem Gewässer entnommen, 
chemisch aufbereitet und zur Ver­
wendung abgeführt wird. Mit dieser 
neuen Anlage - entwickelt von Wis­
senschaftlern der Bundeswehr und 
produziert durch einen süddeutschen 
Hersteller - ist es durch ein speziel­
les Osmoseverfahren jetzt auch mög­
lich, Salzwasser zur weiteren Ver­
wendung aufzubereiten. Ein einge­
bautes Dieselaggregat garantiert zu­
dem die notwendige Unabhängig­
keit. Eine äußerst positive Fortent­
wicklung, die bereits in Somalia ge­
nutzt wird . 

Beide Anlagen garantieren absolut 
keimfreies Trinkwasser. Sechs- bis 
achttausend Menschen können so in 
einem Katastrophenfall mit dem le­
benswichtigen Naß versorgt werden. 
Die THW-Helfer um Zugführer Walker 
können mit ihrer Leistung zufrieden 
sein. Sowohl Aufbau wie auch Be­
trieb der Anlagen verlaufen plan­
mäßig. 

Gleichfalls erfolgreich verläuft der 
Einsatz des 2. Bergungszuges Tübin­
gen unter Federführung von Zugfüh­
rer Harald Schwertle. U. a. die Erstel­
lung einer Holzbrücke als Übergang 
über die Lauter wie auch die Erstel­
lung eines Hängesteges über die 
Lauter stehen im entsprechenden 
Einsatzbefehl. Erstere, eine reine 
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Eine neu 
entwickelte 

Kompaktanlage 
ermöglicht die 

Aulbereitung von 
Salzwasser. 

Holzkonstruktion, ist durch entspre­
chende Vorarbeiten bald fertigge­
steIlt. Für den Hängesteg werden 
zunächst die Portale aufgebaut , Ver­
ankerungen vorgenommen, dann der 
Bohlenbelag hergestellt. Äußerste 
Präzision ist gefragt, ein genaues Vor­
gehen nach den erstellten Berech­
nungen, damit das Provisorium eine 
ausreichende Belastbarkeit erhält. 
Hinzu kommt, daß die Konstruktion 
ohne einen Nagel auskommt. Fach­
gerecht gebundene Leinen halten die 
einzelnen Holzteile sicher zusam­
men. 

Veranschlagt werden - außer einer 
Stunde für die Vorbereitung - drei 
Stunden für den eigentlichen Aufbau. 
Stück für Stück wird der Steg dann 
über die Lauter gezogen. Das Ergeb­
nis kann sich sehen lassen, Zugfüh­
rer Schwertle ist mit der Umsetzung 
von theoretischem Wissen durch sei­
ne Helfer sehr zufrieden. Wie die 

Stück für Stück wird der fertige Steg über die 
lauter gezogen. 

Übung überhaupt meist reibungslos 
verläuft. Wege werden instand ge­
setzt, Schutzgeländer angebracht, 
Sturmholz geborgen und aufgearbei­
tet, Brunnen saniert, loses Gestein 
von einem Felsmassiv entfernt usw. 
Nur das bereits eingangs erwähnte 
- zur Übungslage bestens passende­
Wetter, macht den Helfern der ver­
schiedenen Einheiten zu schaffen. 
Viele Projekte verzögern sich durch 
die starken Regenfälle, Wasserein­
brüche führen vielerorts zu Verzöge­
rungen. 

Eindrucksvolle 
Demonstration 

Effektvoller Höhepunkt der Übung 
"Blauer Schild '93" ist die Sprengung 
eines einsturzgefährdeten Gebäudes 
durch den 3. Bergungszug des Zol­
lernalbkreises unter Zugführer Albert 
Wolf. Das Objekt wurde von der zu­
ständigen Standortverwaltung der 
Bundeswehr auf einem Kasernen­
Gelände in Münsingen-Auingen zur 
Verfügung gestellt. Die 42 Zentimeter 
dicken Ziegel mauern des Flachge­
bäudes gilt es, in einem Bruchteil von 
Sekunden zum Einsturz zu bringen. 
Die Helfer und die beiden Sprengbe­
rechtigten Wilfried Göckel und Tho­
mas Rothmund beginnen am Morgen 
mit der Ladung der Sprenglöcher, 
insgesamt werden auf 500 Ladungen 
20 Kilogramm Sprengstoff verteilt. 
Die Innenmauern des Gebäudes hat­
te man zuvor manuell abgerissen, da 
sonst erheblich mehr Sprengstoff er­
forderlich gewesen wäre. Die Boh­
rungen für die Sprengladungen sind 
so vorgenommen worden, daß das 
Gebäude bei der Sprengung zu einer 
bestimmten Seite hin fällt. Was bei 
der Sprengung kaum wahrgenom­
men werden kann, ist, daß die Zünd-



zeitpunkte - insgesamt acht - ver­
setzt sind. Dies soll den voraus be­
rechneten Richtungsfall unterstützen 
und zur Eindämmung der Erschütte­
rungen beitragen. Das umliegende 
Gebiet wird sondiert - prägnante 
Punkte durch entsprechendes 
Dämmaterial geschützt. 

Am Nachmittag ist es dann soweit, 
das umliegende Gebiet wird geräumt 
und die Sprengung durch das erste 
Signal angekündigt; es folgt das 
zweite Signal, welches besagt, daß 
die Sprengung unmittelbar erfolgt. 
Erwartungsvolle Ruhe - das Gebäu­
de bläht sich unwirklich auf - es folgt 
ein Knall - dann ist die Sprengstelle 
minutenlang in dichten Staub gehüllt. 
Auch hier kann sich das Ergebnis se­
hen lassen. Die Sprengung erfolgte 
nach Plan - das Gebäude liegt in 
"Schutt und Asche". Während die 
Übungsbeobachter - noch fasziniert 
vom eben Erlebten - um die Trümmer 
spazieren, rückt der 2. Bergungszug 

Das eInsturzge­
fährdete ZIegel­
gebäude vor der 

Sprengung . 

Sprengung ertolg­
reich verlaufen ­
Übungsbeobach-

ter 
begutachten das 
Sprengergebnls. 

(Fotos: 
Faßbender) 

• •. 

Reutlingen mit schwerem Räumgerät 
an, um das Ergebnis der Sprengung 
fachgerecht abzutragen. 

Die Übungsorganisatoren um 
THW-Geschäftsführer Eissler hatten 
bei der Festlegung der verschiede­
nen Aufträge ausdrücklich darauf ge­
achtet, Projekte von bleibendem Wert 
anzugehen. Der Bau von Fußgänger­
brücken, die Instandsetzung von We­
gen sowie das Fällen von Bäumen 
sind nur einige Belege dafür - auch 
für die THW-Helfer eine nicht zu un­
terschätzende Motivation. 

Dank an die Ehrenamtlichen 

Gemeinsam beschloß man die 
Übung "Blauer Schild '93" dann in 
der Alenberghalle in Münsingen. Re­
gierungsdirektor Gerhard Schwarz 
zeigte sich im Namen des Regie­
rungspräsidiums Tübingen über-

zeugt vom sinnvollen Wirken des 
Technischen Hilfswerks und angetan 
von der gezeigten Übungsleistung al­
lerTHW-Helfer. "Wir haben heute ein­
drucksvoll die breite Palette der Mög­
lichkeiten des Technischen Hilfs­
werks gesehen. Es ist beruhigend, 
wenn die staatlichen und kommuna­
len Dienststellen im Bedarsfall auf 
eine so breit gefächerte und lei­
stungsfähige Hilfsorganisation 
zurückgreifen können", so Schwarz. 
Er dankte den an der Übung beteilig­
ten Helfern sowie auch den verschie­
denen Landkreisen für ihre Mitwir­
kung. Sein Dank ging auch in Rich­
tung THW-Geschäftsführerbereich 
Tübingen für sein 40jähriges Engage­
ment, dem er für die nächsten Jahr­
zehnte weiterhin erfolgreiches Wir­
ken wünschte. 

Auch Dirk Göbel, THW-Landesbe­
auftragter für Baden-Württemberg, 
dankte den Akteuren für die geleiste­
te Arbeit. "Ich finde es nur sehr be­
dauerlich, daß die Politiker - und hier 
spreche ich insbesondere die Bun­
despolitiker an - nicht den Weg hier­
her gefunden haben. Sind doch ge­
rade die Politiker so häufig davon 
überzeugt, daß die Ehrenamtl ichkeit 
vielleicht doch nicht so hoch zu be­
werten ist und die Staatsverdrossen­
heit um sich greift. Ich glaube, wer an 
diesem Wochende hier die Arbeit be­
obachtet hat, kann sich davon über­
zeugen, daß Sie sich für das Allge­
meinwohl einsetzen." 

Die Übung "Blauer Schild '93" des 
THW-Geschäftsführerbereiches Tü­
bingen bezeichnete Göbel als nicht 
ganz alltäglich - dies nicht zuletzt we­
gen der eindrucksvollen, fachgerecht 
durchgeführten Sprengung. Der 
THW-Landesbeauftragte dankte den 
THW-Helfern für ihr Engagement und 
dem THW-Geschäftsführerbereich 
für die zurückliegenden 40 Jahre des 
Einsatzes für die Bürger. 

"Es ist wichtig - gerade in unserer 
Zeit, wo wir auch von vielen Ver­
pflichtungen sprechen, die wir kaum 
noch finanzieren können - zu wissen, 
daß wir in den Ehrenamtlichen eine 
Basis haben, die als Garant für Si­
cherheit und Ordnung bei all jenen 
Fällen da ist, wo es wirklich hart auf 
hart kommt." 

Abschließend dankte THW-Ge­
schäftsführer Eissler allen Behörden, 
die die Übung ermöglicht hatten und 
zeigte sich auch seinerseits mit den 
Leistungen seiner Helferschaft über­
aus zufrieden. Unter langanhalten­
dem Beifall erklärte er schließlich die 
Übung "Blauer Schild '93" als erfolg­
reich beendet. - smf -
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Christoph Zeller, Leiter der Malteser-Zentralstelle Presse und Kommunikation 

Meisterschaft im Helfen 
9. Bundeswettbewerb der Malteser-Sanitätsgruppen 

in Sankt Ottilien 

Hufe scharren, Ketten klirren, 
eine Stalltür geht auf. Zwei 
Mädchen im grauen Overall hu­
schen herein. Keinen Blick haben 
sie für die bunten Kälber, die in 
zwei langen Reihen die Köpfe wen­
den und die Ohren spitzen. Sofort 
sehen die beiden die zwei bewe­
gungslos im Stroh liegenden Ge­
stalten. Eine schmale, zum Rand 
eines Silos hinaufragende Leiter 
läßt schlimmes befürchten. Jetzt 
ist Erste Hilfe gefordert. Doch nicht 
nur die natürlichen Stallbewohner 
beäugen mit Interesse, was die 
Mädchen an Lebensrettendem un­
ternehmen. Zwei Schiedsrichter 
lassen sich keinen Handgriff der 
Helferinnen entgehen, notieren die 
Maßnahmen auf Bewertungsbö­
gen und geben leise Auskunft über 
den Pulsschlag der Unfallopfer. 
Denn bei aller täuschenden Echt­
heit, mit der die Verletztendarstel­
ler bei diesem neunten Bundes­
wettkampf des Malteser-Hilfsdien­
stes für wirklichkeitsnahe Übungs­
situationen sorgen: die Herzfre­
quenz können sie nicht ihrer Rolle 
anpassen. 

Zwölf Stationen haben die Mal­
teser im nahe landsberg am Lech ge­
legenen Sankt Ottilien aufgebaut. Im 
fairen Wettkampf sollen auf dem 
Gelände der Benediktiner Erzabtei 
die besten Sanitäter ermittelt werden. 
Neunzehn Maltesergruppen aus dem 
ganzen Bundesgebiet sind, teilweise 
nach regionalen Ausscheidungswett­
bewerben, von ihren Diözesen für 
den Bundeswettkampf nominiert 
worden. 

Profis fehlen unter den 180 Wett­
kämpfern , denn mitmachen dürfen 
nur ehrenamtliche Helferinnen und 
Helfer, die nicht im Rettungsdienst ar­
beiten. Außer Konkurrenz stellen 
Gastgruppen des Deutschen Roten 
Kreuzes, der Johanniter-Unfall-Hilfe, 
des Bayerischen Roten Kreuzes und 
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des rumänischen Malteser-Hilfsdien­
stes ihr Können in Erster Hilfe unter 
Beweis. 

Verschiedene 
NoHalisituationen 

Und da können sie einiges zeigen. 
Die zahlreichen Handwerksbetriebe 
der in der Tradition des Benediktiner­
ordens nahezu autarken Klosterge­
meinschaft bieten beste Vorausset­
zungen, ganz verschiedene Notfallsi­
tuationen realistisch zu inszenieren. 
So hat sich in der Metzgerei ein Ge­
selle beim Knochenauslösen das 
Messer in den Unterarm gerammt. 
Und prompt wird sein Kollege bei die­
sem Anblick ohnmächtig und schlägt 
im Fallen mit dem Kopf gegen die 
Tischkante. In der Malerwerkstatt hat 
eine Aushilfskraft aus Versehen einen 
Schluck aus einer mit Abbeizmitteln 
gefüllten Mineralwasserflasche ge­
nommen. Und nur wenige Meter wei­
ter wird in der Schlosserei ein Arbei-

Das 
spektakulärste 

Szenario: 
ein Busunfall. 

ter von den davonfliegenden Splittern 
einer zerspringenden Schleifscheibe 
verletzt. 

Allerdings sind auch internistische 
Notfallsituationen zu bewältigen. So 
bricht an der glühenden Esse ein an 
Diabetes leidender Schmied auf­
grund akuter Unterzuckerung zu­
sammen. Neben einem Badeunfall , 
bei dem von mitübenden Tauchern 
der Deutschen Lebens-Rettungs­
Gesellschaft ein ertrinkendes Kind zu 
retten ist, stellt ein Busunfall die en­
gagierten Wettstreiter vor die schwie­
rigste Aufgabe. Neun Notfallopfer mit 
zum Teil schwersten Verletzungen 
sind von den nur sieben Gruppenmit­
gliedern zu versorgen. Und dabei darf 
weder das Absetzen des Notrufes 
vergessen werden, noch der unver­
letzt unter Schock stehende Bus­
insasse unberücksichtigt bleiben, der 
wirre Satzfetzen murmelnd um den 
umgestürzten Reisebus trottet. 

Doch auch die Aufgaben an den 
bei den Theoriestationen sind nicht 
ohne. So sind etwa das Jahr der An­
erkennung des Malteser-Hilfsdien-



stes als Hilfsgemeinschaft im Sinne 
der Genfer Konventionen zu nennen 
oder die möglichen Ursachen von 
Asthma anzugeben. Aber auch 
Grundwissen der Ersten Hilfe ist ge­
fragt: "Mit was ist bei der Herz-Lun­
gen-Wiederbelebung zu beginnen -
mit zweimaligem Beatmen oder 15 
Herzdruckmassagen?", heißt es in 
dem entsprechenden Fragebogen. 

Gute Wettkampfstimmung 

Obwohl es immer wieder regnet, 
bleibt die Stimmung in der großen 
Klosteranlage den ganzen Wett­
kampftag über gut. Dafür sorgen 
auch die zahlreichen mehr oder we­
niger freiwilligen Einlagen der Akteu­
re. Eine Gruppe setzt beispielsweise 
einen zwar gekonnten, aber nichts­
destoweniger chancenlosen Notruf 
ab, indem sie übersieht, daß das 
dafür gewählte Fahrzeug weder Funk 
hat, noch zum Übungsszenario 
gehört. Bei einer anderen Station ist 
ein Patient nach einem Schlaganfall 
zu versorgen. Ein Helfer faßt ihn an 
der Hüfte, richtet ihn auf und diagno­
stiziert genauso ungefragt wie sie­
gessicher: "Karzinom". 

Urplötzlich sieht sich Constantin 
von Brandenstein-Zeppelin, Präsi­
dent des Malteser-Hilfsdienstes, am 
Badesee einem bayerischen weiß­
blau rautierten Wimpel gegenüber, 
der von einem starken Arm gehalten 
aus dem Wasser auftaucht. Dem 
Wimpel und Arm folgt ein voll aus­
gerüsteter Sporttaucher, und es stellt 
sich einem sichtlich überraschten 
Präsidenten der neu für München/ 
Freising berufene Diözesanarzt Dr. 
Peter Rupp vor. 

"Ihr Wettkampf stand unter dem 
Motto des Fürund Mit", ruft der Augs­
burger Weihbischof Rudolf Schmid 
den über 600 Teilnehmern, Beglei­
tern, Organisatoren und Gästen in der 
abschließenden Heiligen Messe im 
Festzeit zu. Der kirchliche Schirmherr 
des Bundeswettbewerbs setzt das 
Engagement derehrenamtlichen Hel­
ferinnen und Helfer in Gegensatz zu 
dem ganz auf den kommerziellen 
Imagewert der Sportmatadore kon­
zentrierten Medienrummel um die 
Leichtathletikweltmeisterschaft vor 
einiger Zeit in Stuttgart. Am Vortag 
hatten MHD-Präsident von Branden­
stein-Zeppelin und der Bundesarzt 
des Malteser-Hilfsdienstes, Dr. Han­
nes Sautter, vor der Presse den Un­
terschied des Wettbewerbs zum 
Genre der Reality-TV-Sendungen un-

Die Sieger aus 
Niederaichbach, 

Diözese 
Regensburg. 

(Fotos: Zell er) 

terstrichen: In Sankt Ottilien gehe es 
nicht um Gaffertum oder "Katastro­
phen-Voyeurismus", so die Wett­
kampfleiter. Statt dessen solle Erste 
Hilfe trainiert und das Verantwor­
tungsbewußtsein gegenüber Verletz­
ten und Kranken gestärkt werden. So 
achteten die Schiedsrichter beson­
ders darauf, wie die Helfer sich den 
Notfallopfern zuwandten, wie sie Auf­
geregte beruhigten oder von 
Schmerzen Geplagte trösteten. 

Appell zu aktiver Hilfe 

"Wer als erster zum Notfall kommt, 
muß auch als erster helfen", wendet 
sich Hilfsdienstpräsident Constantin 
von Brandenstein-Zeppelin vor der 
Siegerehrung im Festzeit gegen die 
zunehmend in Notfällen zu beobach­
tende Passivität der Umstehenden. 
Zuvor hatte sich Prinz Luitpold von 
Bayern als Schirmherr der Veranstal­
tung beeindruckt vom Engagement 
der Helfer gezeigt und dabei unver­
blümt Defizite im eigenen Erst-Hi lfe­
Wissen eingestanden. Donnernder 
Applaus brandet auf, als sich Bran­
denstein im Namen aller Teilnehmer 
und Gäste bei den Landsberger Mal­
tesern für die gelungene Organisati­
on und die herzliche Gastfreund­
schaft bedankt. Gleich nach ihrem 
Sieg im vorangehenden Bundeswett­
bewerb 1991 in Traunstein hatte sich 
die kleine ehrenamtliche Landsber­
ger Gruppe um das Ehepaar Wolf­
gang und Sigrid Danner, in den Vor­
bereitungen unterstützt von haupt­
amtlichen Mitarbeitern der Augsbur­
ger Diözesangeschäftsstelle und des 
Generalsekretariats in Köln, mit der 
Suche nach Übernachtungsstätten 
und Wettkampforten an die Vorberei­
tung gemacht. Jetzt nehmen die bei­
den, glücklich über den Erfolg ihrer 
zweijährigen Arbeit, auf der Bühne 

des Festzeltes die Ovationen entge­
gen. Nur noch zweimal an diesem 
Abend läßt tosender Beifall den Holz­
fußboden des Festzeltes so erzittern: 
einmal, als die über zwanzig Verletz­
tendarsteller der bewährten nieder­
ländischen Lotusgruppe auf die Büh­
ne gebeten werden. Im 20-Minuten­
Rhythmus hatten sie 23mal mit vol­
lem Einsatz ihre jeweilige Verletzung 
gemimt, auf dem Badesee war einer 
von ihnen dabei 23mal naß gewor­
den. Und schließlich schwankt fast 
das Zelt, als Brandenstein die Sieger 
und Plazierten bekanntgibt. 

Spannende Siegerehrung 

Für Spannung sorgt nicht nur der 
Wetteifer der Gruppen und ihrer mit­
gereisten Anhänger. Spannend ist 
auch die Frage, ob die Siegermann­
schaft wieder aus einer bayerischen 
Diözese kommen wird. Denn das ist 
die letzten Male der Fall gewesen, 
und mit entsprechend angewachse­
nem Ehrgeiz sind jetzt die Gruppen 
von jenseits des Weißwurstäquators 
angereist. Aber schließlich knallen die 
Sekt korken doch wieder bei einer 
Mannschaft aus bayerischen Gefil­
den. Sieger werden die Niederaich­
bacher Malteser aus der Diözese Re­
gensburg, während die Aachener 
Gruppe aus Nettetal - wieder einmal 
- mit dem zweiten Rang vorlieb neh­
men muß. Auf dem dritten Platz lan­
den die von der Diözese Passau ge­
schickten Karlsbacher Malteser. 
Doch kaum ist der Jubel der Sieger 
abgeklungen, hat sich bereits überall 
die Erkenntnis durchgesetzt: "Ge­
wonnen haben wir alle." 
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ObertJrandrat Johannes Feyrer und Hauptbrandmeister Wemer Theis 

Neue Technik bei der 
Berufsfeuerwehr Köln 

Erdungs- und Kurzschlußgerät für Oberleitungen entwickelt 

Aufgrund eines Brandeinsatzes im 
Jahr 1987 in der Kölner Innenstadt, 
bei dem wegen der Nähe zur Ober­
leitung der Straßenbahn das InsteI­
lungbringen der Drehleiter zur Men­
schenrettung sich als überaus 
schwierig erwies, wurde von der Köl­
ner Verkehrsbetriebe AG (KVB AG) 
ein tragbares Erdungs- und Kurz­
schlußgerät entwickelt. Das Gerät 
besteht aus zwei Teilen, die vor dem 
Einsatz zusammengesteckt werden 
müssen. 

Geräteteil A: Geschlossener Voll­
kunststoffkasten mit transparentem 
Kunststoffdeckel und eingebautem 
Voltmeter. Im Gerätekasten befindet 
sich eine mechanische Schaltkulisse 
mit nach außen geführten Bedie­
nungselementen. Seitlich am Geräte­
kasten ist ein Dauermagnet mit Spe­
zialkabel angebracht. 
Technische Daten Geräteteil A: 
Größe: L 60 cm x B 30 cm x 

Gewicht: 
Voltmeter: 
Zulassung: 

H 30cm 
ca. 20 kg 
bis 1000 Volt 
bis 1500 Volt 

Geräteteil B: Teleskoprohr mit Er­
dungsarmatur und flexibles Spezial­
kabel 12 mm Durchmesser, PVC um­
mantelt. 
Technische Daten Geräteteil B: 
Länge: mind. 2,40 m, 

max. 4,85 m 
Spezial­
kabel: 

Zulassung: 
Erdungs­
armatur: 

ESUY 50 mm2 trans­
parent 7 m lang 
bis 1500 Volt 

schraubbar 1,2 kg 

Nach der Erprobung wurden die elf 
Drehleitern der BF Köln sowie die 
Feuerwehrschule mit den Geräten 
ausgerüstet. KVB AG und Berufs­
feuerwehr erstellten eine Dienstan-
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Oben: 
Geräteteil A 

Rechts: 
Gerätetell 8 



weisung, die das Erden und Kurz­
schließen der KVB-Oberleitung re­
gelt. 

Auf einer Übungs- und Simulati­
onsanlage auf dem Übungsgelände 
der Feuerwehrschule kann die Aus­
bildung mit 220 Volt Gleichspannung 
unter Einsatzbedingungen an der 
Oberleitung geübt werden. Ein Aus­
bilder der BF Köln konnte an der 
Technischen Akademie Wuppertal 
zur Elektrofachkraft für Straßenbahn­
Oberleitungen ausgebildet werden. 

Insgesamt wurden 227 Feuer­
wehrbeamte als unterwiesene Perso­
nen an KVB-Oberleitungen ausgebil­
det, mit der Berechtigung, Erdungs­
und Kurzschlußmaßnahmen vorzu­
nehmen. Somit besteht nun die Mög­
lichkeit, bei zeitkritischen Einsätzen 
zur Menschenrettung noch vor Ein­
treffen von gleichzeitig alarmiertem 
Fachpersonal der KVB AG notwendi­
ge Erdungs- und Kurzschlußmaß­
nahmen einzuleiten. 

Einsatzerfahrungen 

Zwischenzeitlich wurde das Er­
dungs- und Kurzschlußgerät mehr­
fach bei Einsätzen zur Menschenret­
tung erfolgreich eingesetzt. Über ei­
nen besonderen Einsatz wird hier ab­
schließend berichtet: 

Am Dienstag, 12. Mai 1993, um 
8.17 Uhr wurde die Berufsfeuerwehr 
von der Leitstelle der Kölner Ver­
kehrsbetriebe davon informiert, daß 
sich in der Nähe der Haltestelle Wil­
helm-Soll mann-Straße in Köln-Lon­
gerich ein Kind unter einer Straßen­
bahn befinde. Von der Einsatzzentra­
le wurden daraufhin entsprechend 
der Alarm- und Ausrückeordnung ein 
Löschzug, ein Rüstzug, zwei Ret­
tungswagen, ein Notarz1 sowie zwei 
Einsatzleiter alarmiert. Da sich fast 
alle benötigten Fahrzeuge auf der in 
unmittelbarer Nähe der Einsatzstelle 
gelegenen Hauptfeuerwache befan­
den, trafen die ersten Einsatzkräfte 
bereits zwei Minuten nach Mel­
dungseingang an der Einsatzstelle 
ein. 

Eine erste Erkundung ergab, daß 
unter dem ersten Drehgestell ein ca. 
15 Jahre alter Junge zwischen den 
Schienen lag. Der Junge war nicht 
ansprechbar und hatte erkennbar 
zahlreiche stark blutende Wunden. 

Die Besatzung der Rettungswagen 
sowie der Notarzt, verstärkt durch 
Rettungsassistenten des Löschzu­
ges, leiteten sofort die Erstversor­
gung des Jungen ein. Parallel hierzu 
wurden die Stromabnehmer der 
Straßenbahn von der Oberleitung ge­
trennt sowie die noch mit zahlreichen 
Passagieren besetzte Bahn geräumt. 

"Person unter Straßenbahn": Das neu entwickelte Gerät hat bereits seine Bewährungsprobe hinter 
sich. (Foto: Michels) 

Gleichzeitig wurde der Einsatz des 
Kranwagens durch den Führer des 
Rüstzuges vorbereitet. 

Voraussetzung für den Kraneinsatz 
war eine Abschaltung und Erdung der 
Oberleitung. Auf Anfrage teilte die 
Leitstelle der Verkehrsbetriebe mit, 
daß eine Abschaltung erst dann mög­
lich sei , wenn eigene Mitarbeiter vor 
Ort seien. Da solange nicht gewartet 
werden konnte, wurde das auf der 
Drehleiter mitgeführte Erdungsgerät 
eingesetzt. Bereits um 8.25 Uhr, d. h. 
sechs Minuten nach Eintreffen der er­
sten Einsatzkräfte, war die Fahrlei­
tung strom los und geerdet. Der Kran­
einsatz konnte durchgeführt werden 
und um 8.33 Uhr, d. h. 16 Minuten 
nach dem Unfall, war das Kind befreit 
und wurde im Rettungswagen wei­
terbehandelt. Nach den üblichen Auf­
räumungsarbeiten war der Einsatz 
um 9.00 Uhr beendet. 

Erkenntnisse 

1. Das Erdungsgerät hat sich bei 
diesem Einsatz voll bewährt. Die 
durch ausgebildete Kräfte durchge­
führte Erdung war Voraussetzung für 
das schnelle Anheben der Bahn. 

2. Im Nachhinein zeigte sich, daß 
durch die Erdung auch eine in der 
Nähe der Einsatzstelle, die Straße 
querende Bahn, gestoppt wurde. Da­
durch war die Einsatzstelle nur noch 
von einer Seite erreichbar. 

3. Ein vorsorglich für die Erdung 
des Fahrdrahtes des Gegengleises 
angefordertes weiteres Erdungsgerät 
kam nicht mehr zum Einsatz. Dieses 
Gerät wurde mit der Drehleiter einer 
benachbarten Feuerwache zur Ein­
satzstelle gebracht. Künftig wird an­
gestrebt, zusätzlich auf den beiden 
Rüstwagen Erdungsgeräte mitzu­
führen , damit bei ähnlichen Einsätzen 
schon in der Erstphase zwei Er­
dungsgeräte vorhanden sind. 

4. Die mit den Verkehrsbetrieben 
getroffene Absprache hinsichtlich der 
Uberprüfung eingesetzter Geräte 
klappte reibungslos: Bereits am 
Nachmittag stand ein geeignetes 
Gerät als Ersatz zur Verfügung. 
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Karl-Ludwig Haedge 

Mehr Sicherheit durch 
kontrollierte Abrüstung 
Entwicklung vom Tag der Deutschen Einheit bis START 11 

5. Teil 

Gespräche über die Begrenzung 
strategischer Waffen oder Strate­
gie Arms Limitations Talks (SALn 
und das Abkommen über den Ver­
zicht spezieller Abwehrsysteme 
oder Anti-Ballistic Missiles Sy­
stems (ABM-Vertrag) 

Der Nichtverbreitungsvertrag ver­
pflichtete jede Vertragspartei , "in red­
licher Absicht Verhandlungen zu füh­
ren über wirksame Maßnahmen zur 
Beendigung des nuklearen Wettrü­
stens ... ". 

Nach seiner Unterzeichnung 
(1968) kamen die beiden Super­
mächte USA und die UdSSR überein, 
Gespräche über die Begrenzung 
strategischer Waffen und über den 
Verzicht spezieller Abwehrsysteme 
zu führen . Diese Gespräche began­
nen im Herbst 1969. ~ ist unter 
der Bezeichnung "SALT I" bekannt 
geworden und wird fast nur unter die­
sem Kürzel in der Abrüstungssprache 
bezeichnet. 

SALTI 
Der eine Teil von SALT I begrenzte 

die strategischen Angriffswaffen in­
soweit, als der beiderseitige Bestand 
der aufgestellten, landgestützten In­
terkontinentalraketen sowie U-Boot­
Raketen auf dem damaligen Stand 
(USA: 1710; UdSSR: 2358) eingefro­
ren wurde. Immerhin sah das Ab­
kommen vor, daß jede Seite die ihr zur 
Verfügung stehenden innerstaatli­
chen technischen Nachprüfmittel 
einsetzen durfte, um zu überprüfen, 
ob der Vertrag eingehalten wurde. 
Der Beginn dessen, was man heute 
unter Verifikation versteht! 

Durch diese Prüfmaßnahmen durf­
ten die anerkannten Grundsätze des 
Völkerrechts nicht verletzt werden. 

Darüber hinaus verpflichtete sich 
jede Seite, die Nachprüfungungen 
nicht zu stören und durch Verschleie­
rung zu behindern. Erstmals wurden 
Aufklärungssatelliten geduldet. In da­
maliger Zeit war das ein Riesenschritt 
vorwärts in Richtung auf die heutige 
Verifikation, wie sie z. B. im bereits 
behandelten "OPEN SKIES-Vertrag" 
als normal praktiziert wird . 

Der andere Teil von SALT I war der 
sog. ABM-Vertrag. Durch ihn wurde 
die Stationierung spezieller Ab­
wehrsysteme gegen feindliche Inter­
kontinentalraketen (8nti ßallistic Mis­
siles System) begrenzt. Jede der bei­
den Seiten durfte nur 100 solcher Sy­
steme zum Schutz der jeweiligen 
Hauptstadt oder um je eine Ab­
sChußsteIlung für Interkontinentalra­
keten zu schützen, installieren. 

SALT I mit beiden Verträgen wurde 
am 26. Mai 1972 vom amerikani­
schen Präsidenten und dem sowjeti­
schen Staats- und Parteichef in Mos­
kau unterzeichnet. 

SALT 11 
Sieben Jahre danach, also 1979, 

wurde SALT 11 in Wien unterzeichnet. 
Sein Hauptinhalt war Rüstungs~ 
grenzung und nur in ganz geringem 
Umfang RüstungsaQQgy. In diesem 
Abkommen wurden für beide Macht­
blöcke Höchstzahlen für strategische 
Waffen, nämlich 2250 für jede der bei­
den Supermächte, festgesetzt. Da­
neben einigten sich die USA und die 
UdSSR im Vertrag, nicht mehr als ~ 
lliill Typ ~r Interkontinentalrake­
ten aufzustellen oder noch größere 
als die bereits vorhandenen zu ~ 
wickeln. 

Der Vertrag ist zwar nie in Kraft ge­
treten, weil der amerika nische Kon­
greß ihm nicht zuletzt wegen des Ein­
marsches der UdSSR in Afghanistan 
Ende 1979 nicht zustimmte. 
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Dennoch haben sich beide Seiten 
im großen und ganzen an ihn gehal­
ten. 

Für beide Komplexe - SALT I und 
SALT 11 - ist abschließend festzuhal­
ten: Es waren Rüstungsbegren­
~abkommen über strategische 
Waffen. Die erste Alternative des in 
Artikel VI des Nichtverbreitungsver­
trages war somit jedenfalls in dem 
dargestellten Umfang erfüllt. 

Die weitere Alternative der ange­
führten Regelung des Nichtverbrei­
tungsvertrages, die nukleare Abrü­
stung, war trotz der ganz geringfügi­
gen Rücknahme der sowjetischen 
strategischen Waffen in SALT 11 fak­
tisch "noch nicht angedacht" . 

Immerhin waren durch die Abkom­
men Ansätze für die so entscheidend 
wichtige Verifikation der Vertragsein­
haltung erkennbar geworden. Der 
Wunsch, die internationale Entspan­
nung zu fördern, wie es in der Präam­
bel zum Nichtverbreitungsvertrag 
heißt, kann höchstens als "angedeu­
tet" bewertet werden. Noch bestand 
nicht nur eine eklatante Überlegen­
heit der UdSSR bei den strategischen 
Waffen, sondern insbesondere auch 
auf konventionellem Gebiet. Dane­
ben standen überaus starke auf An­
griff gedrillte Streitkräfte der UdSSR 
und des Warschauer Paktes an der 
Grenze zwischen Ost und West mit­
ten in Euro pa, die den NATO-Truppen 
weit überlegen waren. 

Im Falle eskalierender Spannun­
gen hätten amerikanische Verstär­
kungskräfte den 6000 km langen 
Seeweg von den USA nach Europa 
mit all den Unwägbarkeiten zurückle­
gen müssen, um hier eingreifen zu 
können. Kurz: Es bestand ein krasses 
Mißverhältnis an militärischem Po­
tential zwischen Ost und West zu­
gunsten Ost, was ohne Einschrän-



kung als Bedrohung angesehen wur­
de. Das war der Stand Ende der sieb­
ziger/Anfang der achtziger Jahre. 

Der INF-Vertrag 
und seine Erfüllung 
Intermediate Range Nuclear 
Eorces (Nukleare Mittelstrecken­
systeme) 

Zu der Ende der siebzig er Jahre 
bestehenden konventionellen Über­
legenheit kam etwa im gleichen Zeit­
punkt hinzu, daß die UdSSR ihre ver­
alteten Mittelstreckenraketen (SS 4 
und 5) durch moderne SS 20, die eine 
Reichweite bis zu 5000 km hatten, er­
neuerten. Damit wuchs das sowjeti­
sche Übergewicht, zumal die Ameri­
kaner ihre Mittelstreckenraketen in 
den siebzig er Jahren aus Europa ab­
gezogen hatten. 

In dieser Situation beschlossen die 
Außen- und Verteidigungsminister 
der NATO im Dezember 1979, "nach­
zurüsten", d. h. selbst Mittel­
streckenraketen in Europa zu statio­
nieren und zugleich der Sowjetunion 
vorzuschlagen, so bald als möglich 
Verhandlungen mit der UdSSR über 
Begrenzungen für amerikanische und 
sowjetische landgestützte Mittel­
streckenraketen in Europa aufzuneh­
men. Dieser zwei Bereiche (Nachrü­
stung und Begrenzung der Mittel­
streckenraketen) umfassende Be­
schluß der NATO ist unter dem Na­
men "NATO-Doppel beschluß" in die 
Geschichte eingegangen. Die Ver­
handlungen begannen 1981. 

Ein US-Vorschlag, alle Mittel­
streckenraketen mit einer Reichweite 
von 1000 bis 5500 km beiderseits zu 
beseitigen (beiderseitige Null-Lö­
sung), wurde von der Sowjetunion 
abgelehnt. Die Verhandlungen "düm­
pelten" ohne rechte Erfolgsaussicht 
vor sich hin. 

Darauf begann die "Nachrüstung" 
durch Stationierung von sog. Per­
shing li-Raketen und von Cruise Mis­
siles. In der Bundesrepublik Deutsch­
land wurden Pershing li-Raketen sta­
tioniert. 

Die Realisierung der Nachrüstung 
löste in der Bundesrepublik Deutsch­
land heftige politische Diskussionen 
aus. Die Sowjetunion brach die INF­
Verhandlungen ab. 

Nachdem Gorbatschow in der 
UdSSR an die Macht gelangt war, än­
derte sich 1985 die Situation. Die So­
wjetunion kehrte an den Verhand­
lungstisch zurück und schlug nun ih­
rerseits - über den amerikanischen 
Vorschlag hinausgehend - 1987 vor, 
nicht nur die Mittelstreckenwaffen 
von einer Reichweite zwischen 1000 

bis 5500 km sondern auch diejenigen 
zwischen 500 und 1000 km zu besei­
tigen (doppelte Null-Lösung). 

Ende 1987 wurde der INF-Vertrag 
auf der Basis der von der Sowjetuni­
on vorgebrachten "Doppelten Null­
Lösung" zwischen den USA und der 
UdSSR unterzeichnet. Er ist am 1. 
Juni 1988 in Kraft getreten. 

Der INF-Vertrag beseitigt somit 
eine Waffenkategorie vollständig und 
zwar nicht auf der Basis, "beide Sei­
ten vernichten die gleiche Anzahl" 
sondern vielmehr auf "asymetrischer 
Basis", d. h. derjenige, der mehr sol­
cher Systeme besitzt als der andere, 
muß eben auch mehr vernichten. 

Der INF-Vertrag enthielt ferner die 
Einigung beider Parteien, seine Ein­
haltung gegenseitig vor Ort zu über­
prüfen, zu verifizieren. Dieses Modell 
wurde beim KSE-Vertrag zugrunde 
gelegt und verfeinert (s. o.) . 

Neben der Beseitigung der nu­
klearen Mittelstreckenraketen, die in­
nerhalb von drei Jahren nach Inkraft­
treten des INF-Vertrages zu realisie­
ren war, verzichteten beide Vertrags­
partner auf die Herstellung, Erpro­
bung und den Besitz solcher Waffen. 
Beim INF-Vertrag ging es also nicht 
wie in der Vergangenheit um eine Rü­
stungsbegrenzung oder um das Ver­
bot neuer Rüstungsanstrengungen 
sondern um tatsächliche und kon­
trollierte Abrüstung. 

Der INF-Vertrag wurde ergänzt 
durch Protokolle über: 
- Verfahren bezgl. der im Vertrag be­

zeichneten Flugkörper, 
- vertragsbezogene Inspektionen, 

sowie ein 
- Memorandum of Understanding, 

das den einschlägigen Datenaus­
tausch betrifft. 

Verif ikation der Vertragserfüllung 
Ein entsprechendes Verifikations­

reg ime (Regime wird im internationa­
len Sprachgebrauch für System, 
Schema, Ordnung gebraucht) er­
möglichte eine umfassende Kontrol­
le der Beseitigung aller unter den INF­
Vertrag fallenden Waffensysteme, der 
geräumten Basen und anderer ein­
schlägiger Infrastruktureinrichtun­
gen. 

An Inspektionen wurde z. B. bis 
Ende 1991 durch die USA 441, durch 
die Sowjetunion 221 durchgeführt, 
davon auf deutschem Gebiet 11 In­
spektionen durch die USA, 47 durch 
die Sowjetunion. 

Erfüllung des INF-Vertrages 
Sowohl die USA als auch die So­

wjetunion haben anläßlich der Ver-

nichtung ihrer jeweils letzten Mittel­
streckenraketen am 6. Mai bzw. 12. 
Mai 1991 offiziell erklärt, daß der INF­
Vertrag damit von beiden Seiten voll­
ständig erfüllt sei. Es waren immerhin 
846 amerikanische und 1846 sowje­
tische Mittelstreckenraketen mit ei­
ner Reichweite von 500 bis 5500 km. 

Die im Rahmen der Nachrüstung in 
den alten Bundesländern installierten 
Pershing-la-Raketen und die durch 
die Wiedervereinigung übernomme­
nen SS-Z3-Raketen waren von dem 
zwischen den USA und der Sowjet­
union geschlossenen Vertrag nicht 
erfaßt. 

Der deutsche Bundeskanzler hat­
te am 26. April 1987 - vor Abschluß 
des INF-Vertrages durch die USA und 
die Sowjetunion - erklärt, daß mit der 
Beseitigung der sowjetischen und 
amerikanischen Mittelstreckenflug­
körper die in der Bundesrepublik sta­
tionierten Pershing-la-Raketen nicht 
modernisiert, sondern abgebaut wer­
den. Aus rüstungskontrollpolitischen 
Erwägungen hat die Bundesregie­
rung beschlossen, diese Raketen hier 
zu vernichten. 

Der Verteidigungsminister der 
Bundesrepublik Deutschland hat am 
14. November 1991 erklärt, daß am 
gleichen Tage die letzte der 72 deut­
schen Pershing-la-Raketen zerstört 
worden ist. 

Auch die 24 von der ehemaligen 
NVA übernommenen SS 23-Raketen 
sind durch Zerstörung einsatzent­
scheidender Komponenten un­
brauchbar gemacht worden. 

Nukleare Kurzstreckenwaffen 
(Taktische Atomwaffen) 

Die nuklearen Kurzstreckenwaffen 
(taktische Atomwaffen) fallen weder 
unter den INF-Vertrag (Mittel­
streckenwaffen!) noch unter SALT I 
und 11 und auch nicht unter die START 
1- und li-Abkommen. Dennoch haben 
die USA die letzten Sprengköpfe für 
nukleare Kurzstreckenwaffen und alle 
nuklearen Artilleriegranaten aus Eu­
ropa abgezogen. Die auf Kriegsschif­
fen und U-Booten stationierten takti­
schen Atomwaffen sind von den 
Amerikanern ebenfalls nach Amerika 
zurückverlegt worden (Stand Juli 
1992). 

Es befinden sich auch keine ehe­
mals sowjetischen Kurzstreckenwaf­
fen mehr in Deutschland. 

Strategische Nuklearwaffen 
Über die strategischen Nuklear­

waffen der beiden Supermächte sind, 
nachdem SALT I und 11 (s. o.) unter­
zeichnet waren, seit Mitte 1982 zwi-
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schen den USA und der damaligen 
Sowjetunion Gespräche aufgenom­
men und Verhandlungen geführt wor­
den. Ihr Ziel war es, nicht nur eine Be­
grenzung der nuklearen Hochrüstung 
sondern auch eine Rückführung bei 
dieser Waffenkategorie zu erreichen. 

Bekannt geworden sind diese Ge­
spräche unter der Bezeichnung 
START, was ein Kürzel für s.trategic 
ßrms Beductions Ialks oder Ge­
spräche über die Verringerung der 
strategischen Nuklearwaffen ist . 

Was sind 
strategische Nuklearwaffen? 

Zu den strategischen Nuklearwaf­
fen zählen zunächst alle von Land aus 
zu startenden Trägerwaffen (ballisti­
sche Raketen, Flugzeuge), die weiter 
als 5500 km fliegen können. Das sind 
Interkontinentalraketen, die über 
20000 km auf einer ballistischen (ge­
krümmten) Flugbahn zurücklegen 
können (ICBM) und Langstrecken­
bomber, die Atombomben (s. Hiro­
shima), aber auch aus der Luft sog. 
Marschflugkörper, mit mehr als 600 
km Reichweite abschießen können. 
Die Marschflugkörper (Cruise Missi­
les) fliegen dann in niedriger Höhe 
über Land und Meer, nach eingege­
benen Programmen selbsteuernd, 
ins Ziel. Ihre Flugbahn verläuft nicht 
ballistisch (gekrümmt). 

Zu den strategischen Waffen 
zählen ferner Raketen kürzerer 
Reichweite (Kurzstrecken- und Mit­
telstreckenwaffen), die vom Meer aus 
(seegestützt) das Festland erreichen 
können. 

Das sind im großen die sog. stra­
tegischen Waffen systeme. Dazu muß 
aber gesagt werden: Es sind die Trä­
gersysteme, die erst bestückt mit ei­
nem oder mehreren Gefechtsköpfen 
- hier nuklearen - das jeweilige stra­
tegische Waffensystem ausmachen. 

Weitere Kriterien 
Wurfgewicht 

Um zu einer ausgewogenen Ver­
ringerung der strategischen Waffen­
systeme beider Seiten zu kommen, 
war es nötig, weitere Bezugsgrößen 
in die Verhandlungen einzuführen: 
das sog. "Wurfgewicht". Darunter 
versteht man die Nutzlast, die ein bal­
listischer Flugkörper über eine be­
stimmte Reichweite transportieren 
kann. 

Zählregeln 
Schließlich mußte man sich auf 

sog. "Zählregeln" einigen. Diese 
Zählregeln gewichten die Nuklear­
waffen unterschiedlich. So z. B. wer-

den strategische Bomber als jeweils 
!;lin Träg!;lrsyst!;lm, ein mit Freifall­
bomben oder Kurzstreckenangriffs­
flugkörpern ausgerüsteter Bomber 
nur als !;lin G!;lf!;l\;htskopf oder jeder 
luft gestützte Marschflugkörper mit 
über 600 km Reichweite als !;lin G!;l­
fe\;htskopf gezählt. 

Man sieht, ein diffiziles Rechen­
werk mußte bewerkstelligt werden, 
nachdem man sich erst auf die vor­
genannten Rechengrößen in lang­
wierigen Verhandlungen geeinigt hat­
te, um zu den "Vertrag über die Re­
duzierung und Begrenzung strategi­
scher Offensivwaffen" (Treaty on the 
Reduction and Limitation of Strategie 
Arms - START I) zu gelangen. Es ver­
wundert daher auch nicht, daß das 
Vertragswerk rd. 700 Seiten umfaßt. 

Diese Verhandlungen über die Ver­
ringerung der strategischen Nuklear-

waffen durchliefen "Hochs und Tiefs" 
und gewannen erst an Konturen, seit 
Gorbatschow in der UdSSR an die 
Macht gelangt war. 

Unterzeichnung 
des START I-Vertrages 

Nach rd. neun Verhandlungsjahren 
wurde der Vertrag am 31. Juli 1991 
von den Präsidenten der USA und der 
Sowjetunion, Bush und Gorba­
tschow, unterzeichnet. 

Sein Inhalt kann nur angesichts 
des großen Umfangs des Vertrags­
werkes in großen Zügen mitgeteilt 
werden. Es ergibt sich im wesentli­
chen aus dem nachstehenden 
Schaubild: 

Reduktionen von strategischen Kernwaffen 
nach den Vorschriften des START-Vertrages 

Waffen- Obergrenzen Bestände Reduk- Bestände Reduk-
kate- für jede USA tianen UdSSR tianen 
garien Seite USA UdSSR 

Trägersysteme 
(ICBM/SLBM/ 
Bomber) 1600 2246 -29 % 2500 -36 % 

G!;lfecht~kQpfe 6000 10563 -43 % 10271 -41 % 

lli!YQn auf 
ballistischeo 
Ri;lk!;lt!;ln 
(ICBM/SLBM) 4900 8210 -40 % 9416 -48 % 

Schwere ICBM/ oyr !Ur UdSSB 
Gefechtsköpfe/ 
Trägersysteme 1540/154 0 0 308/3080 - 50 % 

Wyrfgewi\;bt 
ICBM/SLBM 
(in metrischen 
Tonnen) 3578,2 2361 ,3 0 6626,3 -46 % 

ICBM = Landgestützte Interkontinentalraketen 
SLBM = Seegestützte Interkontinentalraketen 

Neben den im Schaubild darge­
stellten Reduktionen ist im START 1-
Vertrag eine Obergrenze von 250 Sy­
stemen und 110 Startgeräten für 
nicht-dislozierte mobile landg!;lstütz-
1!;l Interkontinentalraketen und eine 
Zwischengrenze von 125 Systemen 
und 18 Startgeräte für nicht-dislo-

zierte schi!;ln!;lnmobil!;l Interkontinen­
talraketen festgesetzt. 

Von Fachleuten wird das Ergebnis 
des START I-Vertrages als Faustfor­
mel etwa folgendermaßen zusam­
mengefaßt: 

"Der Strategie Arms Reduction 
Treaty (= START) zwischen den USA 
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und der Sowjetunion . .. vermindert 
die (bis dahin insgesamt vorhande­
nen, d. V.) Kernwaffen um etwa 30 
Prozent und auferlegt den beiden 
Weltmächten darüber hinaus we­
sentliche Rüstungsbeschränkun­
gen." Damit wird eine Abrüstung und 
Begrenzung jener Kampfmittel er­
reicht, mit denen sich die USA und die 
UdSSR gegenseitig abschrecken. 

Politisch bindende Erklärungen 
Außerhalb des eigentlichen Ver­

tragstextes sind beiderseitige Er­
klärungen abgegeben worden: 
- über die Gesamtzahl (maximal 880) 

von dislozierten seegestützten nu­
klearen Marschflugkörpern (SLCM) 
mit einer Reichweite über 600 km, 

- über seegestützte nukleare 
Marschflugkörper mit einer Reich­
weite von über 300 km, worüber es 
einen jährlichen Informationsaus­
tausch geben wird, 

- in einer einseitigen Erklärung ak­
zeptiert die Sowjetunion die Festle­
gung auf maximal 500 Backfire­
Bomber (davon 200 für die Marine) 
mit nicht-interkontinentaler Reich­
weite. 

Dislozierungsverbote 
Der START I-Vertrag enthält weiter 

eine Reihe von Dislozierungsverbo­
ten , so z. B. 
- für neue schwere Interkontinental­

raketen (sog. SS 18-Systeme), 
- für mobile schwere Interkontinen­

talraketen, 
- für neue Typen von Interkontinen­

talraketen und seegestützte Inter­
kontinentalraketen mit mehr als 
zehn Gefechtsköpfen, 

- für Flugtests und Dislozierung sol­
cher Raketen mit einer bestimmten 
Zahl von Mehrfachsprengköpfen, 

- für weitreichende luft gestützte 
Marschflugkörper mit Mehrfach­
sprengköpfen, 

- für ballistische Luft-Boden-Rake­
ten, 

- für bestimmte Dislozierungsmög­
lichkeiten ballistischer Raketen 
z. B. Meeresboden. 

Verifikation 
Neben den Dislozierungsverboten 

enthält der START I-Vertrag eine Fül­
le dem INF-Vertrag nachempfunde­
ner Verifikationsmaßnahmen, die den 
Wert des Vertrags überhaupt ausma­
chen. Die Verifikationsmaßnamen ha­
ben kooperativen Charakter. Vorge­
sehen sind u. a. zwölf verschiedene 
Arten von "Vor Ort Inspektionen", 
Überprüfung der Zahl der Gefechts­
köpfe jeder ballistischen Rakete der 

Gegenseite, Inspektion strategischer 
Bomber, der Produktionseinrichtun­
gen, aber auch Verdachtsinspektio­
nen sind zulässig. Hinzu kommen 
zahlreiche Maßnahmen zur Förde­
rung von Vertrauen, Transparenz und 
Berechenbarkeit. 

Der Gehalt des START I-Vertrag 
Internationale Abrüstungsexper­

ten werten den Vertrag als Meilen­
stein der seitherigen Abrüstungsver­
handlungen. Zum ersten Mal werden 
die nuklearen Arsenale der Super­
mächte deutlich reduziert, wenn­
gleich noch erhebliche nukleare Po­
tentiale vorhanden bleiben. Aller­
dings erfüllt der Vertrag das Postulat 
des Gleichgewichts auf niedrigerem 
Niveau. Der Vertrag wird aber künfti­
ge Streitkräftekonfigurationen ent­
scheidend beeinflussen. 

Er sichert eine Zweitschlagsfähig­
keit und erhöht die strategische Sta­
bilität durch 
- Reduzierung des Gesamtwurfge­

wichts der sowjetischen Raketen 
um 46 Prozent, 

- Abbau besonders destabilisieren­
der Kategorien, 

- Erhöhung der .. Überlebensfähig­
keit" der Vergeltungskräfte, 

- gewollte Umstrukturierung der Nu­
klearpotentiale z. B. durch die o. g. 
Zählregeln. 
Den europäischen Sicherheitsin­

teressen kommt die Erhöhung der 
strategischen Stabilität ebenso ent­
gegen wie die Begrenzung des direk­
ten nuklearen Einsatzpotentials der 
ehemaligen Sowjetunion gegenüber 
Europa. 

Aber wie gesagt, die Zählregeln er­
fassen nicht alle Nuklearwaffen, so 
daß in beiden Lagern noch "zu viele" 
Kernwaffen vorhanden sind. 

Die Entwicklung von START I nach 
der Auflösung der Sowjetunion als 
Folge des Putsches im August 
1991 

Nach der Auflösung der Sowjet­
union haben am 23. Mai 1992 die 
USA und die vier Mitglieder der GUS­
Staaten, nämlich Rußland, Weißruß­
land, die Ukraine und Kasachstan, 
die über die ehemals sowjetischen 
strategischen Atomwaffen verfü­
gen, eine Vereinbarung (START-I-Zu­
satzprotokoll) zur Realisierung des 
ursprünglichen START-I-Vertrages 
geschlossen. Danach müssen die 
vier GUS-Republiken in den näch­
sten sieben Jahren 39 Prozent der 
ehemals sowjetischen und die USA 
30 Prozent ihrer Bestände von stra­
tegischen Nuklearwaffen, die unter 

START I fallen, reduzieren. Am 2. Ok­
tober 1992 hat der amerikanische Se­
nat mit 96 zu 6 Stimmen den START­
I-Vertrag ratifiziert, Rußland tat dies 
am 4. November 1992. Die vollstän­
dige Ratifizierung von START I im 
GUS-Bereich läßt noch auf sich war­
ten, da die Ukraine damit weiterge­
hende Unterstützungsforderungen 
an Rußland und auch an die USA ver­
bindet und dadurch die noch einzige 
fehlende Ratifizierung von START I 
hinausschiebt. 

Bei seinem Ukraine-Besuch im 
Februar 1993 hat der deutsche 
Außenminister die Ratifizierung von 
START I angemahnt. 

START 11 
START 11 ist das Folgeabkommen 

des von Bush und Gorbatschow am 
31 . Juli 1991 unterzeichneten START 
1-Vertragswerkes . 

Ein halbes Jahr nach Unterzeich­
nung von START I kündigte US-Prä­
sident Bush - trotz der inzwischen 
eingetretenen Auflösung der UdSSR 
und den damit verbundenen Er­
schwernissen bei der Realisierung 
von START I - eine weiterreichende 
Abrüstungsinitiative am 28. Januar 
1992 an. Der Präsident der russi­
schen Föderation (Rußland), Jelzin, 
schließt sich dem einen Tag später 
an. 

Bei ihrem ersten offiziellen Gipfel­
treffen am 16. und 17. Juni 1992 in 
Washington wurde faktisch die 
START-li-Vereinbarung .. aus der Tau­
fe gehoben". START 11 wurde dann 
am 3. Januar 1993 von Präsident 
Bush und Präsident Jelzin unter­
zeichnet und zwar als Vertrag zwi­
schen den USA und Rußland. 

Die START-II-Regelung allgemein 
START 11 muß so verstanden wer­

den, daß alle die Bestimmungen von 
START I die durch neue START-li-Re­
gelungen nicht ersetzt werden, wei­
tergelten. Das gilt vor allem für dieje­
nigen Bestimmungen, die sich auf die 
umfassenden Verifikationsverfahren 
und die vielfältigen Modernisierungs­
und Dislozierungsverbote beziehen. 
Diese drei Bereiche von START I gei­
ten also uneingeschränkt weiter. 

START-II-Regelungen, 
die über START I hinausgehen 

START 11 sieht eine erhebliche Re­
duzierung im Bereich der stategi­
schen Nuklearwaffen beider Seiten in 
zwei Phasen vor. 

In der ersten Phase (7 Jahre des 
START-I-Vertrages bis 1999) sollten 
die in START I jeder Seite insgesamt 
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zugestandenen 6000 Sprengköpfe 
erheblich vermindert werden und 
zwar auf maximal 4250 Nuklear­
sprengköpfe für die USA und 3800 für 
Rußland. 

In der zweiten Phase bis zum Jah­
re 2003 erfolgt eine Reduzierung auf 
3500 Sprengköpfe für die USA und 
3000 für Rußland. 

Unter Stabilitätsgesichtspunkten 
ist es bedeutsam, daß START 11 die 
Vernichtung ~ landgestützten nu­
klearen Interkontinentalraketen mit 
Mehrfachsprengköpfen vorsieht. 

FÜr die USA bedeutet das, daß sie 
ihre 50 mit jeweils 10 Sprengköpfen 
bestÜckten MX-Raketen aufgeben. 
Gleichzeitig werden 500 amerikani­
sche Minuteman-Interkontinentalra-

Trägersysteme USA 
bisher 

Interkontinental-
raketen = ICBM 2370 
seegestützte 
Interkontinental-
raketen = SLBM 3584 
Bomber 3908 

Gesamt 9862 

Neben der Begrenzung der 
Sprengköpfe wurden in START 11 die 
"Zählregeln" für luftgestützte Nukle­
arwaffen geändert. Während bei 
START I die Zuladung bei den Bom­
bern (B 52) 2:1 gezählt wurde, wird 
nach START 11 die tatsächliche Zula­
dung, d. h. ein B-52-Bomber mit 20 
Marschflugkörpern wird auch mit 
nunmehr 20 Nuklearwaffen gezählt. 

Das START-II-Ergebnis ist im Wege 
eines Kompromisses erzielt worden, 
der 
- Rußland gestattet, einen Teil der an 

sich zu eliminierenden SS 18-Silos 
fÜr die Aufnahme von Raketen mit 
~ Sprengkopf umzubauen so­
wie einen Teil der an sich 6 Spreng­
köpfe fÜhrenden SS 19-1nterkonti­
nentalraketen so umzurÜsten, daß 
sie nur noch einen Gefechtskopf 
behalten und 

- Amerika gestattet, rund 100 Flug­
zeuge der B-l-Flotte noch nicht als 
"strategisch" einzustufen. 

Der Gehalt des START-li-Vertrages 
Die Fachwelt faßt die START I und 

li-Abkommen positiv dahin zusam­
men, daß durch sie die landgestÜtz­
ten Interkontinentalraketen mit Mehr­
fachsprengköpfen beseitigt werden 
und die Übrigen Bestände stategi­
scher Nuklearwaffen bis zum Jahre 
2003 um Zwejdrittel reduziert wer­
den. 

keten auf ~ statt der bisherigen 
drei Sprengköpfe "umgerüstet". 

Für Rußland folgt daraus, daß es 
alle 308 Interkontinentalraketen vom 
Typ SS 18 sowie alle mobilen SS 25-
Raketen - jede dieser Raketen kann 
10 Nuklearsprengköpfe in die ballisti­
sche Umlaufbahn bringen - vernich­
ten muß. Die SS 19-Raketen - mit je 
6 Sprengköpfen bestückt - sind zu 
vernichten oder so umzurüsten, daß 
sie nur ~ Sprengkopf haben. Un­
verändert bleiben die SS 24-Raketen. 
Die SS 18 waren der Kern und das de­
stabilisierende System der frÜheren 
sowjetischen Steitkräfte. 

Die jeweiligen Obergrenzen von 
nuklearen Einfachsprengköpfen ver­
teilen sich dann folgendermaßen: 

Rußland 
START 11 bisher START 11 

500 6627 504 

1728 2776 1744 
1272 1506 752 

3500 10909 3000 

Man ist sich aber auch darÜber im 
klaren, daß eine derart forcierte Ab­
rüstung finanzielle und technische 
Probleme aufwirft. Dies treffe insbe­
sondere für Rußland zu und fordere 
eine entsprechende finanzielle und 
technische Unterstützung Rußlands 
in der kommenden Dekade. Zwar sei 
die "AbrÜstungshilfe" des Westens 
und insbesondere der USA bereits 
angelaufen, sie werde kÜnftig einen 
rüstungskontrollpolitischen Schwer­
Pl.!Dkt gegenÜber den von der nu­
klearen AbrÜstung betroffenen GUS­
Staaten bilden. Und schließlich müs­
se noch darauf hingewiesen werden, 
daß beide Abkommen auch noch 
vollständig ratifiziert werden mÜssen. 

Die USA und Rußland haben 
START I ratifiziert, die Ratifizierung 
durch die Ukraine steht noch aus. 
Aber erst nach der Ratifizierung von 
START I und des Zusatzprotokolls (s. 
0.) durch die Ukraine können beide 
Abkommen in Kraft treten. 

FÜr die Ratifizierung von START I 
und 11 hat sich der deutsche Außen­
minister, der den erfolgreichen Ab­
schluß von START 11 als eine gute 
Nachricht zum Ausklang von 1992 
bezeichnete, bei seinem Besuch der 
Ukraine Mitte Februar 1993 mit Nach­
druck eingesetzt und klargemacht, 
daß Hilfen und Kredite der Bundesre-
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publik Deutschland von der Einhal­
tung der AbrÜstungszusagen durch 
die Ukraine abhängig seien. 

Bei seinem Besuch der Ukraine am 
9./10. Juni 1993 hat sich der deut­
sche Bundeskanzler mit Nachdruck 
fÜr eine Ratifizierung der START-Ver­
träge und des Atomwaffensperrver­
trages durch die Ukraine eingesetzt. 

In einer gemeinsamen Erklärung 
am Ende des Besuchs versprach die 
ukrainische Regierung, den Prozeß 
der Abrüstung energisch voranzutrei­
ben. Allerdings gibt es in der Ukraine 
Kräfte, die noch wirtschaftliche Vor­
teile aus der herrschenden Situation 
vor der angemahnten Ratifizierung 
der Verträge erreichen möchten. 

Auf hoher politischer Ebene ist das 
START-II-Abkommen als großer 
Dienst für die ganze Menschheit be­
zeichnet worden, mit dem eine neue 
Ära in der Weltpolitik beginne. 

In Washington wird jetzt wieder 
Über einen Vorschlag diskutiert, den 
Präsident Reagan dem Präsidenten 
der ehmaligen UdSSR, Gorba­
tschow, in Reykjavik machte: Alle bal­
listischen Raketenwaffen weltweit zu 
bannen. Diese Art von Null-Lösung 
sei mittels Satelliten ÜberprÜfbar, 
spare Geld, mache SOl ÜberflÜssig 
und verlängere die Vorwarnzeiten vor 
kriegerischen Auseinandersetzun­
gen. Sicherheitsexperten sprechen 
von ZBM fÜr Zero ßallistic Missiles. 
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I Bundesverband für den Selbsuchua 

Thüringer Spitzenpolitiker beim BVS 

"Besondere Professionalität 
wird notwendig sein, um die 
thüringische Bevölkerung 
über den Zivil- und Katastro­
phenschutz zu informieren." 
Dies erklärte der FDP-Politi­
ker Peter Backhaus, Vizepräsi­
dent des Thüringer Landtags, 
anläßlich eines Infornlations­
besuches der Mitglieder des 
Thüringer Innenausschusses 
an der Bundesschule des Bun­
desverbandes für den Selbst­
schutz (BVS) in Bad Neu­
enahr-Ahrweiler. Bereits kurz 
nach dem Beitritt des Landes 
Thüringen zum BVS fanden 
Gespräche mit den zuständi­
gen Sprechern der Landtags­
fraktionen statt, die nun in 
Ahrweiler fortgesetzt wurden. 

BVS-Direktor Helmut 
Schuch und BVS-Koordinator 
Peter Eykmann informierten 
die Abgeordneten über die be­
reits getroffenenen Vorberei­
tungen zum Schutz der Bevöl­
kerung. Schwerpunkt der 
Beiträge war die Neukonzepti­
on der zivilen Verteidigung 
und insbesondere die Um­
strukturieru ngsmaßnahmen 
beim BVS. Danach sollen in 
Thüringen BVS-Informati­
ons- und Beratungsstellen in 
Erfurt und Gera eingerichtet 
werden. Zur Zeit sei man auf 
der Suche nach geeigneten 
Liegenschaften, informierte 
Direktor Schuch. 

Backhaus, zugleich Vorsit­
zender des Innenausschusses, 
wies auf die besondere Sensi­
bilität der ehemaligen DDR­
Bevölkerung bei Themen der 
Zivilverteidigung hin. Trotz­
dem seien aus seiner Sicht 
auch in der heutigen Zeit In­
formationen zu dieser Thema­
tik erforderlich. Besonders 
notwendig sei es, Multiplika­
toren aus allen politischen und 
gesellschaftlichen Gruppie­
rungen zu finden, die die Be-

BVS-Direktor Helmut Schuch (Mitte) im Kreise der Besucher aus Thüringen (v. links): Dr. Hans-Peter Häf­
ner (CDU), Eckehard Kötbet (CDU), Peter Backhaus (FDP), Hetmut Rieth (SPD), Wotrgang Fiedter (CDU) 
und Gönter Poht (SPD). 

deutung der Zivilverteidigung 
glaubwürdig darstellen könn­
ten. 

Wolfgang Fiedler, innenpo­
litischer Sprecher der CDU­
Landtagsfraktion und stellver­
tretender Vorsitzender des ln­
nenausschusses. ergänzte, daß 
diese Informationen mit dem 
notwendigen "Fingerspitzen­
gefühl" vermittelt werden 
müßten. "Die Erfahrungen aus 
DDR-Zeiten dürfen keines­
falls unberücksichtigt blei­
ben", stellte Fiedler fest. 

Alle Abgeordneten begrüß­
ten nachhaltig das Vorhaben, 
Informationsveranstaltungen 
gemeinsam mit Weiterbil­
dungsinstituten und Stiftungen 
der politischen Parteien zu pla­
nen. Der innenpolitische Spre­
cher der SPD-Landtagsfrakti­
on, Günter Pohl, griff die Aus­
führungen von BVS-Direktor 
Schuch auf und sprach sich für 
eine baldige Präsenz des BVS 
in Thüringen aus. 

Mit verschiedenen Vor­
führungen aus den Bereichen 
Öffentlichkeitsarbeit und Aus­
bildung wurde den Abgeord­
neten ein Eindruck über die 
viel faltige Arbeit des BVS ver­
mittelt. Hierbei wurde deut­
lich, wie wichtig der Einsatz 
von ehrenamtlichen Mitarbei­
tern und deren Qualifizierung 
ist. 

Als besonders sinnvoll wer­
teten die Politiker den Aspekt 
des "Doppelnutzens". Er sei 
nach ihrer Auffassung nicht 
nur hilfreich und zweckdien­
lich, sondern auch "legitim". 

Ein Besuch der Übungsleit­
steIle in der Katastrophen­
schutzschule des Bundes so­
wie weitere Infonnationen des 
Schulleiters Franz Josef Moli­
tor beendeten den Aufenthalt 
und Erfahrungsaustausch in 
Bad Neuenahr-Ahrweiler. 

- fh -

Hessen 

lieh 

nter dem Slogan "Wir hel­
fen gemeinsam" präsentierten 
sich die in Hessen vertretenen 
Katastrophenschutzorganisa­
lionen auf dem Hessenlag in 
Lieh. Der große Messestand 
erregte das lnteresse vieler Be­
sucher. Klare Linien, helle 
Rächen und zahlreiche Spots 
rückten den Katastrophen­
schutz in ein gutes Licht. Jede 
der insgesamt zehn beteiligten 
Organisationen vennittelte mit 
einem Foto auf der Darstel­
lungswand ihre Tätigkeit. Zu­
sätzlich stand ihnen jeweils ein 
Tag während des Hessentages 
zur Verfügung, um eine Son­
deraktion durchzuführen. 

Der BVS veranstaltete ein 
Quiz. Zahlreiche Besucher be­
teiligten sich und beantworte­
ten die Fragen zum Bevölke-
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rungsschut/. MiniMerpräsi­
dem Eichel ließ e, sich bei sei­
nem Rundgang nicht nehmen, 
längere Zeit am Gemein­
schafiSSland der KataslfO­
phcnschUlLorganisationcn zu 
verweilen. Eichelloble die ge­
meinsame Präsentation und 
wünschle für die Zukunft viel 
Erfolg. 

Reißenden Absalz fand das 
Faltblall des BVS. das wichli ­
ge Infonnalionen zu den Orga­
nisationen des gcmeinsamen 
Hilfeleislungssyslems und des 
Bevölkerungsschulles in 
Deutschland bot . Der gemeinsame Messestand auf dem Ilessentag. 

Hungen ---
Bereits zum zweiten mal 

präsemien der BVS im Schal ­
lerraum der Oberhessischen 
Volksbank in Hungen die Aus­
slellung .. ZivilschulZ - mil 
dem Bürger - fürden Bürger". 
Bei der Eröffnung belonle UI­
rich Benram. Bermer für Öf­
fenllichkeil"rbeil der BVS­
Außen-fLandesslelie Mainz. 
wie wichlig es iSI. die Bevöl­
kerung über die einzelnen Be­
reiche des Zivi l- und Bevölke­
rungsschutzes LU informieren. 

Seinen Dank für das Zu­
slandekommen der Z ivil­
schullausslellung sprach er 
der Volksbank und Venrelern 
der Sladl Hungen aus. Im Na­
men der Sladl wies I . Sladlral 
Dieler RÜlzel auf die Wichtig­
keil des Zivilschulzes für die 
Bevökerung hin. Anerken­
nend äußene sich Bankdirek­
IOr Günlher Krause über die 
anschau liche Aufbearbeilung 
des Themas Bevölkerungs­
sch utz in den einzelnen Aus­
stellungselementen. Informa­
tionen werden nicht nur über 
Texle. Abbildungen und Gra­
phiken. sondern auch über au­
diovisuelle Medien vermillelt. 
Die Besucher können sich so 
gezielt während Wartepausen 
an den Schaltern über den Zi ­
vi lschulZ. Vorsorge und Eigen­
hilfe des Bürgers informieren. 
Falls Fragen auflrelen. slehl 

J)er hessische Ministerpräsident 1"lans Eichel im Gespriich mit BVS-Mitarbeitern auf dem Gemeinsclmfts- ein sachkundiger Berater des 
Messes'"nd. B VS zur Verfügung. 

Kassel 

Für seine nunmehr 30jähri­
ge ehrenamtliche Mitarbeit 
beim Bundesverband für den 
SelbstschulZ wurde Hans-Joa­
chim Fröhlich in den Räumen 
der BVS-Dien>lslelle Kassel 
ausgeleichnet. 

B V S- Dienstslellenleiler 
Hatalla würdi gle im Auftrag 
des Außenslelienleilers Urba­
niak die VerdiensIe des Jubi­
lars und überreichle Urkunde 
und Ehrengabe. Sachgebiels­
leiler Wufka. Landeshelfer­
venreler Breitmeier und viele 
Mitarbeiter reihten sich in die 
Schar der Gratulanten ein. Der Jubilar (vierter von links) im Kreise der Gratulanten. 
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Rllelnltlnd-Pltllz 

ludwigshafen 

Im Anschluß an die gute Re­
sonanz, die mit Schaufenster­
werbung, zum Beispiel in 
Apotheken. in den Jahren zu­
vor erzielt wurde, nutzte die 
BVS-Dienststelle Ludwigsha­
fen erneut die Möglichkeit, auf 
diese Weise auf den BVS auf­
merksam zu machen. So hat 
der BVS einige Werbeschau­
fenster am Danziger Platz in 
Ludwigshafen belegt. Die 
Auslagen zeigen BVS-Bro­
schüren und wie eine Lebens­
mittelbevorratung für den Not­
fall auszusehen hat. Aufgrund 
der besonders günstigen Lage 
an einer Passage, an die Park­
plätze anschließen, kommen 
tagtäglich Hunderte von Men­
schen an den Informationen 
des BVS vorbei. Die Öffent­
lichkeitsarbeit des BVS in 
Ludwigshafen erreicht so je­
den Tag viele Menschen. 

* 
Mit einer Ausstellung über 

Selbsthilfe und Schutzmaß­
nahmen präsentierte sich die 
BVS-Dienststelle Ludwigsha­
fen im Rathaus der Verbands­
gemeinde Lingenfeld. The­
men wie Unfallverhütung, 
Maßnahmen zum Brandschutz 
und Hilfeleistungen bei Unfal­
len und Verletzungen aller Art 
stießen auf allgemeines Inter­
esse der Besucher, die zahl­
reich erschienen waren. Bro­
schüren über Zivi l- und Selbst­
schutz gaben Anlaß zu weiter­
führenden Gesprächen mit 
dem BVS-Team am Stand. 

Zweibrücken 

Mit von der Partie war der 
BVS am Tag der offenen Tür 
der Freiwilligen Feuerwehr 
Zweibrücken. Die Dienststelle 
Kaiserslautern hatte ihren 
Info-Stand, die BVS-Zivil­
schutzausstellung mit Bro­
schürenmaterial aufgestellt. 
Rund 200 Besucher nahmen 
am BVS-Preisrätsel teil und 
beantworteten Fragen zum Zi­
vil- und Selbstschutz. 22 Teil-

nehmer gewannen Preise. Die 
beiden ehrenamt lichen Mitar­
beiter Edith und Lothar Lösch 
betreuten den Informations­
stand und waren sich einig: 
Die BVS-Aktion hat sich wie­
der einmal gelohnt! 

Brandenburg/Berfin 
Berlin 

Gewissermaßen als Ankün­
digung dafür, daß die neuge­
gründete BVS-Außen-/Lan­
desstelle Potsdam nun bald mit 
voller Besetzung ihren Dienst 
im Land Brandenburg und in 
Beflin aufnehmen wird, er­
fOlgte die erste BVS-Beteili­
gung an einer Messe auf dem 
Ausstellungsgelände unter 
dem Berliner Funkturm. Im 
Rahmen der .,SiTech '93" in­
formierten die BVS-Mitarbei­
ter neben der Polizei und der 
Arbeitsgemeinschaft Betrieb­
licher Brandschutz über den 
gesamten Bereich Bevölke­
rungsschutz. 

Staatssekretär Dr. Ruckrie­
gel vom Innenministerium des 

Landes Brandenburg regte 
durch seinen Besuch am B VS­
Stand und seine Eintragung ins 
Gästebuch das Interesse vieler 
Besucher und der anderen 
Aussteller an. Er wünschte 
dem BVS bei seiner ersten 
Messebeteiligung in einem der 
neuen Bundc!o;länder viel Er­
folg und ein gutes Gelingen. 

Im Verlauf der Ausstellung 
wurde festgestellt , daß es sich 
bei den Besuchern um ein 
äußerst interessiertes Publi­
kum handelte, das hauptsäch­
lich aus Sicherheitsbeauftrag­
ten von Behörden, Verwaltun­
gen und Betrieben bestand. 
Den großen Einzugsbereich 
dieser Messe belegten die Ge­
spräche mit vielen Besuchern 
aus fast allen Bundesländern 
und des Auslands. 

Der Schwerpunkt der Infor­
mationen durch die BVS-Mit­
arbeiter war die Erläuterung 
des Doppelnutzens und die 
Darstellung, daß nicht nur 
staatliche Aufgaben eine si­
chere Daseinsvorsorge garan­
tieren, sondern durch die 
Bemühungen jedes einzelnen 
Bürgers zu ergänzen sind. 

Die gute Resonanz bei dem 

~_, .1IIdIIG -----.., ....... .---
1 

-------

Staatssekretär Dr. Ruckriegel triigt sich ins Gästebuch am ßVS-Stand 
ein. 

ersten Messeeinsatz in einem 
der neuen Bundesländer, die 
vielen neuen Kontakte und Ge­
spräche, haben deutlich ge­
zeigt, welch großes Informati­
onsbedürfnis die Menschen 
dort haben. Damit dieses Be­
dürfnis bei der nächsten "Si­
Tech" im Jahr 1995 en.spre­
chend Beachtung findet, wur­
de vereinbart, das Thema Be­
völkerungsschutz mit in den 
messebegleitenden Kongreß 
aufzunehmen. 

Nachruf 
Die BVS-Außen-lLan­

desstelle Mainz nimmt 
Abschied von der ehema­
ligen Personalsachbear­
beiterin der Landesstelle 
Rheinland-Pfalz 

Jakobine Wiegand 

und von dem ehemali­
gen Kfl-Sachbearbeiter 
der Landess.elle Hessen 

Reinhold Horn 

Bereits 1954 trat die ge­
lernte Stenotypistin in den 
damaligen BLSV als 
hauptamtliche Mitarbeite­
rin ein. 1970 schied Jako­
bine Wiegand aus Alters­
gründen aus dem Dienst 
beim Bundesverband für 
den Selbstschutz aus. 

Reinhold Horn setzte 
sich bis zu seiner Pensio­
nierung 1983 17 Jahre für 
die Belange des BVS ein. 
1966 war Horn in den 
BVS eingetreten, feierte 
dann sein 25jähriges 
Dienstjubiläum im öffent­
lichen Dienst. 

Im September verstar­
ben Jakobine Wiegand 
und Reinhold Horn nach 
schwerer Krankheit. Wir 
werden bei den ein ehren­
des Andenken bewahren. 

Die Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen der 
AußensteIle Mainz 
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ITechnlsches Hilfswerk 

Schieswig-Hoistein 

40 Jahre THW Eutin 
Eutin. Nach wochenlanger 

Vorbereitung feierte der Orts­
verband Eutin einen Doppel­
geburtstag: 40 Jahre THW Eu­
tin und zehn Jahre Helferver­
einigung. Unter blauem Him­
mel eröffneten THW-Ortsbe­
auftragter Günter Radloff und 
der Bürgermeister der Stadt 
Eutin, Gemot Grimm. die Ju­
biläumsfeier. Eine anschlie­
ßende Geräteschau fand bei 
den zahlreichen Gästen großes 
Interesse. 

Höhepunkt war zweifelsoh­
ne die offizielle Übergabe 
zweier Fahrzeuge und die Tau­
fe eines Rettungsbootes. Der 
Fuhrpark des Ortsverbandes 
EUlin wurde um einen Geräle­
wagen für die Wasserrettung 
sowie ein spezielles Ketten­
fahrL.cug erweitert. 

Nach der erfolgreichen 
Eröffnung am Morgen wurde 
das Fest am Nachmillag mit ei­
nem umfangreichen Pro­
gramm auf dem Gelände der 
Unterkunft fortgesetzt. In 
zahlreichen Vorführungen 
zeigten die Helferinnen und 
Helfer. wie und womit das 
THW rellet. Beeindruckt zeig-

te sich das Publikum von der 
SauerslOfnanze und der Hy­
dropresse. Die Neustädter Öl­
wehr demonstrierte in einem 
Wasserbassin die Ölschadens­
bekämpfung. Auch die Hun­
de'taffel des THW erwies sich 
als Publikumsmagnet. 

Die Veranstaltung war ein 
voller Erfolg für das THW Eu­
!in, zu dem alle Helferinnen 
und Helfer beigetragen haben. 

Einstieg in den 
Instandsetzungs­

dienst 
Schwerin. Acht neue ln­

sta ndset zu ngs t ru pp k ra ft w a­
gen für die acht THW-Ortsver­
bände '" Mecklenburg-Vor­
pommern sind in diesem Bun­
desland der Einstieg in den 
Fachdienst Instandsetzung. 
Weiterhin übergab der schles­
wig-holsteinische THW-Lan­
des beauftragte Dr. Hans-Ingo 
Schliwienski für die ebenfalls 
im Aufbau befindlichen 
Räumgruppen der Bergungs­
züge in Rostock, Schwerin und 
Stralsund Radi ader von Typ 
SL 34. Für die in Wolgast und 
Bergen vorgesehenen Ponton­
gruppen wurden Autodrehkrä­
ne ADK 70 und 80 mit7t bzw. 
8 t Hubkraft übergeben. Eine 
Tatra-Zugmaschine mit Auf-

Mit dem Kran des neuen Kettenfahrzeuges eröffnen sich den EUliner 
.... HW-Helfern vielrällige Einsatzmöglichkeilen. Woto: Seehaver) 
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lieger wurde dem Ortsverband 
Rostock für dessen Brücken­
baulug übergeben. 

THWauf 
Stundenplan 

Allenholz. Im Rahmen der 
Ausbildung an der Verwal­
tungsfachhochschule in Alten­
holz stand erstmalig für ange­
hende Polizeikommissare das 
Technische Hilfswerk für Lwei 
Tage auf dem Stundenplan. 
Schwerpunkt war, die Polizi­
;ten über den Aufbau des 
THW zu infonnieren und die 
EinsalZmöglichkeiten darzu­
ste llen. Der zweite Tag stand 
ganz im Zeichen der Praxis. Im 
Kat ast rophensc h u tzzen lru m 
Kiel wurde nicht nur die vie l­
faltige Gerätschaft präsentiert, 
sondern auch die Arbeit der 
Ortungsgruppe mit Geopho­
nen und Hunden wurde de­
monstiert. 

Spezialität: 
OIschadens­
bekämpfung 

Bad Segeberg. Anläßlich 
des 20jährigen Bestehens des 
von der Feuerwehr getragenen 
ABC-Zuges des Kreises Sege­
berg präsentierte sich bei ei-

ei l 
nem Tag der offenen Tür auch 
der THW-Ortsverband Bad 
Segeberg. Schwerpunkt seiner 
Selbstda"tellung war die Öl­
wehr des Ortsverbandes, wei­
cher für den Kreis ein speziel­
les Ölabwehrkonzept erarbei­
tet hat. Die Arbeit des Ortsver­
bandes fand nicht nur beim 
Fachpublikum großes Intere;­
se. 

Hamburg 

Hilfeleistung für 
Bessarabien 

Hamburg. Das Technische 
Hilfswerk Hamburg-Altona 
beförderte Hilfsgüter in die 
Region von Sarata und Tarutu­
no. Es ist schon ein weiter Weg 
von Hamburg nach Sarata. 
quer durch Polen, durch die 
Ukraine bis Odessa, ein Stück 
durch Moldavien und dann 
wieder durch die Ukraine. 

Vom 30. August bis zum 11. 
September waren die vier AI­
tonaer THW-Helfer mit ihren 
jeweils 23 Tonnen fassenden 
Sallelzügen unterwegs. Trans­
portiert wurde eine Spende der 
Bundesrepublik Deutschland, 
bestehend aus einer komplet-

Die Ölwehr.Ausrüstung des THW-Ortsverbands Bad Segeberg weckt 
auch das Interesse der Feuerwehr. (Foto: Döpper) 



Oie THW·Sattelzüge an der polnisch·ukrainischen Grenze. 

ten OP-Ausrüstung für das Ge­
bietskrankenhaus in Sarata. 

Außerdem wurden noch 
Bekleidung, Nahrungsmiuel, 

ähmaschinen und Stoffe fü r 
die DörferTarutino, Lichtental 
und Friedensfeld mitgenom­
men. Alle diese Güter wurden 
durch die Aktionsgruppe Hei­
matdörfer Bessarabien ver­
te ih. 

M. D. 

Bremen 

I 
Landtag 

einstimmig für THW 

Bremen. Die bremische 
Bürgerschaft hat sich in ihrer 
Septembersi tzung einstimmig 
für den Erhah eines eigenstän­
digen Bremer Landesverban­
des des THW ausgesprochen. 
Die Abgeordneten des Bremer 
Landesparlaments eneilten 
damit Überlegungen, die Lan­
des verbände Niedersachsen 
und Bremen zusammenzule­
gen, eine klare Absage. 

Mit ihrem Votum stärkten 
sie der Landesregierung des 
Zwei-Städte-Staates an der 
Weser den Rücken, sich beim 
Bundesinnenministerium für 
den Erhalt einer eigenständi­
gen THW-Landesorganisation 
mit SilZ in Bremen einzuset­
zen. Es dürfe nicht angehen, 
daß die Moti vation der Helfe­
rinnen und Helfer durch Dis­
kussionen über die Auflösung 

(Foto: Düll) 

gewachsener Strukturen ge­
fährdet werde. unterstrichen 
die Parl amentarier. 

"Hier dreht man an einer 
Schraube. an der man nicht 
drehen darr' , äußerte sich 
Christdemokrat Ralf Bergen. 
Gerade die Helfer des THW, 
die zuerst danach fragen wür­
den, was sie selbst für den Staat 
tun können. dürfe man nicht 
verunsichern und mit der Zer­
schlagung ihres Landesver­
bandes bestrafen. 

P. L. 

Bremer Hafentage 
Bremen. Ein großes Ereig­

nis ist die M aritime Woche in 
der Freien und Hansestadt Bre­
men. Ausrichter ist der Sena­
tor für Häfen, Schiffahrt und 
Außenhandel. Auch in diesem 
Jahr kamen über 50 000 Besu­
cher in den Bremer Hafen. 

Auch der THW-Ortsver­
band Bremen-Neustadt war 
bei den Hafentagen vertreten. 
Die Pontongruppe bctricb eine 
4-t-Personenfahre. Sie hauen 
an beiden Tagen um die 600 
Gäste. Zwei Ei nzelboote wa­
ren dabei für den Rettungs­
dienst eingesetzt. Der Ber­
gungszug übernahm folgende 
Aufträge: Parkplatzsicherung, 
Ordnerdienst am Schi ffsan le­
ger und die Festplatzbewa­
chung. 

Der Instandsetzungszug 
mußte fü r die THW-Einheiten 
die Strom- und Wasserversor­
gung sicherstellen. Des weite­
ren wurde die Ufcrpromenadc 
ausgeleuchtet. 

Der Fernmeldezug betrieb 
eine Femmeldezentrale. Fern­
sprechverbindungen zum Ra­
dartunn , zur Rettungsstation 
des Arbeiter-Samariter-Bun­
des, zum Infostand auf dem 
Festplatz und zu den THW­
Helfern auf dem Parkplatz 
mu ßten gebaut. betrieben und 
untcrhalten werden. Hinzu ka­
men noch die Sprechfunkver­
bindungen zur Poli zei und 
Wasserschutzpolizei . 

Großer Andrang war bei der 
Jugendgruppe des Ortsverban­
des zu verzeichnen. Vor der 
von den Jugendlichen gebau­
ten und betriebenen Seilbahn 
bildeten sich lange Schlangen 
von Kindern. 

J. K. 

Niedersachsen 

Ehemalige 
deutsch-deutsche 
Brücke abgebaut 

Ec k e rl a I/S la p e I bu r g. 
Nach knapp dreijähriger Nut­
zung und nach Fertigstellung 
der neuen B 6-Umgehung wur­
de ein Relikt der ,. achwende­
zeir" die Behelfsbrücke über 
die Ecker, von Eckertal nach 
Stapelburg, in diesen Tagen 
abgebaut und zerlegt. Ihre Er­
richtung Anfang Januar 1990 
an nur einem Wochenende 

fand als erster deutsch-deut­
scher Brückenschlag in die da­
malige DDR bundesweite Be­
achtung. 

Millionen Fahrzeuge haben 
111 der Zwischenzeit das 
Provisorium. das nun durch 
eine modeme Betonkonstruk­
tion ersetzt worden ist, befah­
ren. Nach Vorbereitungsarbei­
ten durch Wilhelmshavener 
THW-Helferhob ein 150-Ton­
nen-Spezialkran die kompleue 
Stahl konstrukti on mit einem 
Gewicht von 35 Tonnen. 6,50 
Metern Breite und 18.50 Me­
tern Länge aus ihrer Veranke­
rung und setzte sie auf acht 
Rollen-Widerlager auf der 
jetzt stilI geiegien alten Bun­
desstraße ab. 

Vier Wochen später rückte 
der komplene Brückenbauzug 
unter der Führung von Ed­
mund Schulze und Peter Heins 
an, um die D-Brücke in ihre 
Einzelteile zu zerlegen. 

Die Helfer merkten bald, 
daß der Zahn der Zei t auch an 
der Wilhel msbrücke nicht 
spurlos vorübergegangen war. 
Viele Schrauben waren ange­
rostet oder durch die dauerhaf­
te Belastung gekrümmt. Unter 
erheblicher Kraftanstrengung 
und mit Unterstützung des 
eigenen 25-Tonnen-Kranes 
konnte, begi nnend mit den 3 
mal 6,5 Meter großen und drei 
Tonnen schweren Fahrbahn­
pl anen, die Brücke nach und 
nach in ihre Einzeltei le zerlegt 
und für den späteren Abtrans­
port in ein Lager des Bundes­
verkehrsministeriums bereit­
gestellt werden. R. B. 

1990 in Reko rdzeit errichtet, hat die Brücke fast drei Jahre ihren Zweck 
erfüHt. (Foto: Bormann) 
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Die T IIW -J ugendlichen stellen sich zum ErinncrullAsrotO. 

Lehrgang der 
THW-Jugend 

H annover_ Zu einem Lehr­
gang Öffenllichkeilsarbeil in 
der THW-Jugend iedersach­
,,>cn halle der Bildungsreferent 
der THW-Jugend. Klaus Rei­
chcl au\ Lohne. in das Jugend­
und Frci/citheiJ11 am Dümmer 
See cingcladen. Untersliitzt 
wurde Reichel durch den Re­
feremen für Öffenllichkeilsar­
beil der THW-Jugend. Ingolf 
C/wink aus BookholLberg. 

Die Teilnehmer des Lehr­
gangs. Jungen und Mädchen 
im Alter von 13 bis 17 Jahre. 
kamen 3U:-. ganl Niedersach­

"en. 
Thcmcn de~ Lehrgangs wa­

ren Umgang mit der Presse, 
Möglich~eilen der Selbsldar­
"teilung. Einwei,,>ung in die 
Kamcratechnik. Grundsätle 
der Öffenllichkeilsarbeit. Er­
">teilen eine.... Pressebericht ... 
mil FOlo. Höhepunkl der Ver­
an ... taltung war der Besuch bei 
einer Tage~/eilllllg. Hier wur­
de gC/cigt. wie eine Zeitung 
e"lellt wird. 

Dic Verantwortlichen des 
Lehrgangs waren mit dem Er­
folg ,ehr Illfrieden. Landesju­
gendleiler Anur Plasier über­
reichle allen Teilnehmern die 
Teilnchrnerurkunden. 

I. c. 

Bodo Wisnewski 
ist tot 

Hehnst.d!. Bodo Wisnew­
ski iSI plöl/lich ge;lorben. Mil 
ihm verlor das Technische 
Hilf"werk ein engagiertes 1it-

glied. Sein Tod selzle dem un­
ermüd lichcn. faM drei Jahr­
lehntc andauernden Wirken 
des siellvenreienden Kreis­
und Oft"beauflragten einjähc~ 
Ende . 

Wi ... new..,ki ver~tand sich je­
dcr7eit al ... engagierter ehren­
amtlicher THW-Mann. hatte 
sich dem Wohle des Hilfs­
werb.. seiner Mitglieder und 
dcm Katastrophenschutz vcr­
pnichtel. Daflir wurde er mit 
dem THW-Ehren7eichen in 
Silber geehn. 

Über die GrenLCn des THW 
Helm ... tcdt hinaus war er stet ... 
bereit. seine Zeit und Kran für 
die Organisation einzuselten. 
Selbsl ein schwerer Unfall 
hielt ihn nicht davon ab, sich 
maßgebend und mit großem 
Zci tuurwand für den Umbau 
und den Un1/ug des THW 
Helm\tedt in die neucn Räume 
cin/uscl/en. Er hinterläßt eine 
Lücke. die nichl LU schließen 
sein wird. 

Nordrhein-Westfalen 

Großer Anklang 
beim Sicherheits­

wettbewerb 

Dortmund. Im Rahmen 
der allj~ihrlichcn Dortmlln­
der Verkehr~sicherheitstage 

vcran~ t a lt ete der Bundcsvcr­
band flir den Selbslschul7 in 
der Dortmunder Innenstadt ei­
nen Sicherheits wettbewerb für 
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!las TI-lW steht mit se inen Vorführungen im ,\1iUelpunkl des IrHcres­
ses. (Foto: Hcnnig) 

die Bevölkerung. Neben al­
len Doftmunder Kata ... tro­
phen~chlltl.organisalionen war 
auch der Donmunder THW­
Orl\Vcrbund lIIit t'!incill St.md 
und mehreren Aktionen betei­
ligt. 

Neben einem Gerätekraft­
wagenlInd einem Mehrzwcck­
bool (W2) war das Bergungs­
riiumgeriil mit Zubehör lU be­
sichtigcn. Hauplauraktion war 
jedoch ein 6 Meier hohe, 
Rohrgerüst. von welchem der 
3. Bergung,zug Donmund un­
ter der Führung VOll Peler Pen­
ning das .. Bergen aus Höhen" 
demonstrierte. Die Vorführun­
gen wurden dem Publikum 
über eine Lauisprecheranlage 
fachkundig von Reinhardt 
Sleinrücke. Zuglruppflihre r im 
3. ßZ. erläu len. 

Die technische Leitung wur­
de mit dem neuen. in mehmlO­
natigcr Arbeit eingerichteten. 
mobilen TEL-Einsatzconlai­
ner de, Donmunder TH W ab­
gewickelt. 

T. H. 

Hessen 

THW beim 
Hessentag aktiv 

Lieh. Da, lewe Hessen­
tag"\wochenende war für rund 
250 Helfer a u ~ verschiedenen 
Ortsverbänden des THW 
durch den Einsatz bei vcr­
schiedenen Veranstaltungen 
geprägt. Am Samstagstand die 

internationale Sport- und Mu­
~ikschau auf dem Programm. 
Hier waren unter der Leitung 
de, 'Iv. Onsbeauftraglen de, 
OrbvcrbaIlde~ Gießen. TllO­
m" Kreiling. ca. 60 Helfer im 
Einsalt. Mit seiner Ausstat­
lung sorgle das THW für die 
Beleuchlung de, Sporlgeliin­
des. Auch für die Ordnung'­
dicnMc im Stadion lcichnclcn 
die THW-Helfer veranlwon­
lich. 

Ein weiterer Schwerpunkt 
de, THW-Einsalzes bei Hes­
sentagen iM traditionell die 
Aufslellung. die BegleilUng 
und die Aunösung de, Fe'l/u­
ge~. Die~ war auch in diesem 
Jahr nichl anders. Umer der 
GesamlleilUng des Ombeauf­
lragten des OV Gießen. Karl ­
HeinI Krebs. wurden 3m 

Sonnlag hierfür ca. 180 Helfer 
eingeset/l. Der Einsatz war in 
die Ab,chnine "Einwei­
'u ng/ A u nösung" .. .zugbeglei­
lung" und .. Ordnungsdien'l" 
aufgeleilt . 

Zu r Abstimmung des Ein­
'at7geschehens mil den ande­
ren eingesetzten Hilfsorgani­
s<Jl ionen sowie der Poli lei 
wurde eine gemeinsame Leit­
'Ielle eingerichlel. deren Lei­
IUng der ehemalige Onsbeauf­
lragle de, THW Gießen. Bernd 
Helm. übernommen haue. Die 
Veranl\\'ortlichen Karl-Heinl 
Krebs. Thomas Kreiling und 
Bernd Helm wenelen den Ein­
,alLablauf überwiegend posi-
ti v. 

K.-D. P. 



Alarmübung mit 
Pumpeneinsatz 

Gießen. Der Instand-
setzungszug des THW Gießen 
veranstaltete eine Alarmübung 
auf dem Gelände einer Firma 
in Gießen. Es wurde eine 
Hochwasserlage angenom­
men. durch die die Stromver­
sorgung eines ganzen Straßen­
zuges gefahrdet war. Weiter­
hin bestand die Gefahr. daß ÖI­
tanks in Mitleidenschaft gezo­
gen wu rden. 

achdem um 17.30 Uhr die 
Alarmempfanger der Füh­
rungskräfte durch die Leit­
funkstelle Hessen-West aus­
gelöst wurden. begann die te­
lefonische Alarmierung der 
Helfer. Nach kurzer Zeit konn­
te der Zugführer die Einsatz­
bereitschaft seines Zuges fest­
stellen und es ging mit der 
oben dargestellten Aufgaben­
steIlung auf das Gelände. ach 
der Lageerkundung durch die 
Fühnlllgskräfte wurden die 
Aufgaben veneilt. Die Elek­
trogruppe sorgte unter Leitung 
von Stefan Gries mit ihrem 30-
kV-Aggregat fürdie Stromver­
sorgung und Ausleuchtung der 
Einsatzstelle. Die Abwasser-/ 
Öl-Gruppe - gefühn von 
Michael Wildey - baute e ine 
Anlage zur Ölschadens­
bekämpfung auf und die Gas-/ 
Wasser-Gruppe mit Oliver Bi­
berger an der Spitze sorgte mit 
ihrem Pumpeneinsatl für den 
richtigen Wasserstand. 

Im Rahmen dieser Übung 
hat sich wieder einmal gezeigt. 
daß der Instandsetzungszug 
für den Einsatz bei größeren 
Schadenslagen gut gerüstet ist. 
Als die Einsatzkräfte gegen 
22.00 Uhr die THW-Unter­
kunft wieder erreichten. zog 
Zugführer Thomas Kreiling 
eme positive Bilanz der 
Übung. 

K.-D. P. 

lwarndienst 
Kerntechnische 

Anlage von innen 
Unter einer kerntechnischen 

Anlage stellt man sich meist 
ein Kernkraftwerk vor - darü­
ber gibt es häufig Informatio­
nen und Eindrücke in allen 
Medien. Über eine Urananrei­
cherungsanlage ist allgemein 
wenig bekannt. Die Umweltra­
dioaktivität wird vom Warn­
dienst in der Umgebung kem­
technischer Anlagen verstärkt 
gemessen. Auch in der Umge­
bung der Urananreicherungs­
anlage Gronau geschieht das. 

Nach Voranmeldung ging es 
am 18. September 1993 unter 
Leitung des Warnamtes IV für 
die Helfer der Wamdienstleit­
meßstelien Coesfeld und Pa­
derborn nach Gronau an der 
holländischen Grenze. Im In­
fortmationszentrum der Uran­
anreicherungsanlage wurden 
die Helfer über die Aufgaben. 
die Technologie und die Lei­
stungsfahigkeit der Anlage ins 
Bild gesetzt. Beim Rundgang 
in Kleingruppen wurden die 
versch iedenen Abteilungen 
vorgeste llt. Strahlenschutz 
gehört zum Alltag. So fühne 
beispielsweise jede Klein­
gruppe ein Dosismeßgerät mit. 

Es erwanete die Helfer eine 
technologische Glanzleistung 
der westeuropäischen Indu­
strie. Die Transponbehälter 
mit dem Uranhexafluorid wer­
den in Aufheizkammem er­
wämll und nach Druckminde­
rung Zentrifugen-Kaskaden 
LUgefühn. Die Kaskaden - das 
Herzstück der Anlage - füllen 
ganze Hallen. Hier wird in 
Zentrifugen das spaltbare 
Uran-235 von nicht spaltba­
rem Uran-238 getrennt. 

In einer Warte wird der ge­
samte Betriebsablauf über­
wacht und gesteuen. Es fä llt 
auf, wie wenig Personal einge­
setzt ist. Die meisten Einrich­
tungen laufen wartungsfrei 
und eXlrem verschlcißann. 

ach Besichtigung weiterer 
Stationen wie Maschinen­
halle, Produkt-Umfiillanlage. 
Produkt-Lager und Betriebs­
technik wird die eigentliche 
Anlage verlassen. 

Eine abschl ießende Diskus­
sion zeigt. daß sowohl an der 
U rananreicheru ngsanlage 
selbst Interesse besteht als 
auch Fragen zur Kerntechnik, 
Energieversorgung und Um­
weltverschmutzung aufkom­
men. Die komplexe Thematik 
wurde sehr gut erläutert. 

Automation im 
Warndienst setzt 
sich aufgaben­
orientiert durch 
Um Warnungen zum Schutz 

der Bevölkerung verbreiten zu 
können, kommt es auf 
schnellstmögliche Erfassung 
der Gefahrensituationen an. 
Rechnergestützte Erfassungs­
und Bearbeitungseinheiten, 
die für eine schnellere Erledi­
gung von Arbeitsabläufen sor­
gen, finden daher auch im 
Warndienst mehr und mehr 
Verwendung und dienen der 
Verbesserung des Schutzes der 

Moderne Technologie hilft, den 
Dulenaustausch weiler zu be­
schleunigen. (Foto: I'anasonic) 

Bürger. Der Rechnereinsatz 
muß zugleich vor dem Hinter­
grund einer sich ständig ver­
stärkenden, notwendigen in­
ternationalen Zusammenar­
beit gesehen werden; denn Ge­
Fahrenlagen, wie z. B. eine 
hohe künstliche Radioaktivität 
in der Luft. lassen sich im all­
gemeinen nicht an Länder­
grenzen stoppen. 

Ein Erinnerungsfolo beschliefH die informative Besichtigung. 

och bis Ende dieses Jahres 
werden die Wamäl11ter mit 
Bildübenragunsanlagen aus­
gestattet. die den Datenaus­
tausch - auch international -
weiter beschleunigen. Die An­
forderungen auch an die Aus­
bildung steigen durch Arbeits­
pI a tz- Zusat ze in ri cht u ngen 
neuester Technologie ständig, 
damit die Wamdiensteinrich­
tungen zum Wohle der Bürger 
stets zuverlässig eingesetzt 
und optimal bedient werden 
können. 
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1 De&dsches R*s Kreul 

Veränderungen führten zu 
neuen Spannungen 

Dies war ein ~ehr wichtige, 
Jahr fllr d,e Föderation und 
auch für die Rotkreulbewe­
gung überhaupt. Die General­
ver<.ammlung der Föderation 
fand im Oktober in Birming­
ham statt. und im Anschluß 
daran tagte der Delegienenrat 
der Rot~reulbewegung . Diese 
Be~prechllngen fielen in eine 
für die Bewegung insgesamt 
kritische Zeit: .. Wir "ehen ge­
genwänig vor einem luneh­
menden Bedarf an RotkreU7-
dicnM\lcllcn in einer Welt im 
Umbruch". meinte Födera­
tionspr'",ident Dr. Mario ViIIa­
roei L1nder. 

Diesertiefgreifende weItpo­
litische Umbruch war lum Teil 
durchaus erfreulich. Das Ende 
des sogenannten .. Kalten Krie­
ges". der Fall der Berliner 
Mauer. die Erneuerung der Be­
ziehungen .Iwi"ichen 0\1 und 
WC"i( und die darau"> resultie­
renden Hoffnungen für die Zu­
kunft. all dies nähne im Hin­
blick auf die nahende Jahrhun­
denwende viele po.,itive Ge­
danken . 

Aber eben diese Verände­
rungen haben LU neuen Span­
nungen gefühn. Freiheit be­
deutet auch mehr Verantwor­
tung. und dieser Ilcrau\fordc­
rung war in manchen Teilen 
der Welt leider nicht jeder ge­
wachsen. Statt ihre neue Frei­
heit als Chance lum Aufbau 
einer besseren \Velt IU sehen, 
haben manche 'iie benul7l. um 
alte Spannungen neu zu 
schüren. um Anspruch auf 
Staa"gebiet zu erheben. das 
die Ge ... chichte nun einmal an­
deren Menschen lugespro­
ehen hat. um Spaltung anLU­
'\trebcn. wo einst Einverneh­
men heIT'>chte. 

D3~ Geschehen im ehemali­
gen Jugm,lawien iM hierfür das 

beste Bei,piel . und die daraus 
resultierende Tragödie hat die 
ganze Welt er')chüttcrt. Das In­
ternationale Komitee vom 
Roten Kreul hatte im Konnikt 
in Sarajevo den VcrlUM eine~ 
Delegienen IU beklagen. Die 
Föderation hat das Elend 
der Abenau,enden erlebt. die 
bei .. ethni,chen Säuberungen" 
lum Vcrlal.,~cn ihrer Heimator­
te gCLwungcn wurden. und 
dieser 7U Begi nn der 90er Jah­
re noch unerhört scheinende 
Begri ff i~1 un:-.cren Ki "dem in­
I.wi!o,chen völlig ver\tändlich 
und geläufig geworden. 

Und so wird das Rote Kreuz 
wahrhaftig mehr gebraucht als 
je zuvor. Obwohl ein Großteil 
der Welt seme Arbeit in der 
Katastrophenhilfe kennt , ist 
nicht allen gegenwärtig. wei­
che Arbeit laufend getan wird, 
mit Flüchtlingen und dislo­
fierten Per\oncn. im Kala!<!tro­
phcnschutl. und RC!-I\ourcen­
aufbau, 7ur Untcrslül/ung ge­
ftihrdeter Menschen und zur 
Verringerung dieser Gefahr­
dung, ob ~ie nun auf Armut . 
mangelnder Bildung. kulturel ­
len oder sO/ialen Fa~lOren be­
ruht oder unmittelbar durch ei­
nen Konni~t. durch Umwelt­
Icr..,törung oder durch eine Ka 
tastrophe bewirkt wurde. 

Diese Arbeit mit gefahrde­
tcn Men~chcn - die im Strate­
gischen Arbeitsplan für die 
90er Jahre festgelegt sind - ist 
es. wo der Bedarf gestiegen ist. 
Aber au~ dem eben erwähnten 
Grund sind viele der Bedürf­
ni..,,,,c in Bereichen wieder Ent­
wicklungvu\ammcnarbeit für 
die Spender nicht immer at­
lraktiv, im Gegensalllu Spen­
denaufrufen für Sofonhilfen. 
auf die "eIS ,ofon und großlÜ­
gig reagiert wird - )'ci e~ nun 
nach Erdbeben. Flutkatastro-
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phen. Wirbebtürmen ode"on­
"igen Kataslrophen. 

Eines der Hauptanliegen der 
nächsten Jahre wird sein. Ver­
ständnis dafür lU wecken. daß 
ebensoviel Rückhalt und Un­
ter\tütlung für die Zeit vor ei­
ner Kata'lrophe und die lange 
Normalisierungsperiode not­
wendig ist. So stehen die Pres­
seabteilullgcn bei den Natio­
nalen Gesellschaften und dem 
Se~retariat der Föderation vor 
der schwierigen Aufgabe. im 
Bewußtsein der Öffentlichkeit 
eine ent5.cheidende Verlage­
rung des humanitären Auf­
trags herbeiluführen . 

Verbunden mit dem Erfor­
dernis. die Öffentlichkeit all­
gemein mehr tU infonnieren. 
i~t die Bedeutung der Au:,rich­
wng von Information auf ~pe­
zielle Publikumskreise. Die 
Föderation hat bei der Verbrei­
tung der Rotkreuzgrundsälze 
und der Förderung des Ver­
"Iändllisse~ und der Beachtung 
dc.., internationalen huma­
nitären V ölkerrechts unterstüt­
/l!lld mitl.lIwirken. H ier I11Ü~­
,en alle Be"andteile der Be­
wegung ihre Bemühungen 
ver~tärken. 

Bei der die,jährigen IV. Re­
gionalkonfcrcnl. der Nationa­
len Rotkreul- und ROlhalb­
mond gesellschaften aus Asien 
und dem Palifik in Peking 
wurde die MißaChtung der 
Wahr leichen angesprochen, 
deren Funktion als Schull­
~ymbol ei nM garantiert war, 
die heute aber lunehrnend 
auch des Schutzes bedürfen. 
Die Men)'chen müssen an die 
Bedeutung des Roten Kreules 
und Roten Halbmondes erin­
nert werden. an ihren uner­
meßlichen Wen im Kampf um 
Menschlichkeit. Gerechtigkeit 
und Frieden. Jede Nationale 

+ 1 
Gesellschaft muß wm Hüter 
der Wahr/eichen werden lind 
bei jedem Mißbrauch und je­
der Schwächung ihrer Symbo­
lik Besorgnis äußern. 

Es ist eine große Freude. 
neue Rotkreu/- und Rothalb­
mondge,ellschaften in der Be­
wegung IU begrüßen. denn sie 
erweitern das weitumspannen­
de Netzwerk. und diese Aus­
breitung bedeutet. daß die Rot­
kreuz- und Rothalbmondfami­
lie zunehmend .. vor On" prä­
sent ist und lokale Ressourcen 
don einseilt. wo ~ie die beste 
Wirkung haben. Aber wie alle 
Eltern wi"en. je größer die 
Familie, desto schwieriger 
ist e, sicherlustellen. daß 
alle gleichzeitig am gleichen 
Strang liehen, daß bei Abspra­
chenjederberiicksichtigt wird. 
daß jeder stets auf dem laufen­
den i>t und natürlich daß genug 
Mittel vorhanden sind. um für 
die Bedürfnisse aller zu sor­
gen. 

Die Föderation kann sich 
außerordentlich glücklich 
schätlen. gut funktionierende 
Systeme lur gegenseitigen 
Hilfeleistung in praktischer 
und finanzieller Hinsicht auf­
gebaut zu haben. Sie küm 
auch die Lehrteit für die .jün­
geren" Familienmitglieder ab. 
da "ie an dem gesammelten 
Wi~sen und der gesammelten 
Erfahrung teilhaben und sich 
daher schneller und effilienter 
entwic~eln. Man kann jedoeh 
noch mehr dazu tun. wie eine 
Fami lie zus:JITImcnzuarbeiten. 
durch die gemeinsame ut­
lung von Wi""en und Ressour­
cen. durch gegenseitige Unter­
stül/ung in Kri..,enzeilen wie 
auch in Zeiten relativer Stabi­
litiit und durch Treffen auf re­
giomllcr Ba~is. um den Kurs so 
ab/ustimmen. daß die Arbeit 
in belug auf die Bedürfnisse 
der Menschen in den eigenen 
Ländern und Regionen beson­
ders si nnvoll ist. 

E, ist nicht leicht. die 
Probleme der Miuelbeschaf­
fung tur Ausstallung dieser 
wach..,endcn Familie so tU lö-



sen, daß alle Mitglieder die an 
sie gestellten Anforderungen 
schnell und wirksam erfüllen 
können. Viele Regierungen 
überarbeiten zur Zeit ihre 
Haushaltspläne für Hilfen. 
Viele nehmen Kürlungen vor 
oder beschränken die Anzahl 
der geförderten Träger. Daher 
wurde in den letzten Jahren der 
Berichterstattung für Spender 
besonderes Gewicht beige­
messen. Man muß ihnen in ei­
ner ihren Finanzberatern ver­
ständlichen Sprache glaubhaft 
machen, daß ihre Zuwendun­
gen wirksam, winschaftlich 
und reell verwendet werden, 
ihnen klare Meßgrößen für die 
Ausgaben an die Hand geben, 
damit sie den Steuerzahlern in 
ihrem Land sagen können, wo 
die staatlichen Mittel für Aus­
landshilfen hinfließen. Zuneh­
mend werden alternat i ve Fi­
nanzierungsquellen erschlos­
sen. um zur Erfüllung der hu­
manitären Funktion fahig zu 
sein. 

Dies sind nur einige der 
Aufgaben, die jetzt anstehen 
und wahrscheinlich in den 
kommenden Jahren eine Her­
ausforderung bleiben werden. 
Es wird kein Wunder gesche­
hen, das den Handlungsbedarf 
verringert. 

Im südlichen Afrika, mit der 
Auswirkung der Dürre, sieht 
man in den Gesichtern der 
Menschen auch die Erkennt­
nis, daß dieses Problem uns 
noch eine Weile beschäftigen 
wird. Menschen. die ihre Hei­
matorte verlassen mußten, 
werden schließlich zurückkeh­
ren wollen. Diejenigen, die es 
nicht tun, werden sich eine 
neue Existenz aufbauen müs­
sen. Getrennte Familien wer­
den sich um Zusammen­
führung bemühen und lernen, 
ohne die Angehörigen auszu­
kommen, die Kämpfe oder 
Hungersnot nicht überlebt ha­
ben. 

In den Gebieten Europas, 
die gegenwänig den Wirren 
des Krieges ausgesetzt sind, ist 
selbst die unmittelbare Zu­
kunft ungewiß. Auch die 
Flüchtlinge aus dem ehemali­
gen Jugoslawien müssen sich 
ein neues Leben aufbauen, 
selbst in dieser Übergangszeit 
und ohne zu wissen, wo sie 
sich letztendlich vielleicht nie-

derlassen werden. Die dislo­
zierten Personen in den ehe­
mals jugoslawischen Ländern 
brauchen ebenfalls Hilfe, und 
dies gilt zunehmend auch 
für die Familien, die ihnen 
bei Ausbruch der Kämpfe 
zunächst Obdach gewähn ha­
ben. 

In der ganzen Welt steht das 
Rote Kreuz auch für die Hilfe 
bei Katastrophen der dem Ge­
fühl nach ironischerweise 
mehr "traditionellen" Art -
Überschwemmungen, Wirbel­
stürme, Erdbeben etc. Einer 
der ermutigendsten Aspekte 
bei Nationalen Gesell schaften 
in vielen Ländern ist die Er­
kenntnis, welche enormen An­
strengungen auf allen Ebenen 
des Katastrophenschutzes un­
ternommen werden, vom ein­
fachen Erste-Hilfe-Unterricht 
für junge Leute bis hin zur Be­
ratung durch Rotkreuzverbän­
de zur Bevorratung von Le­
bensmitteln oder zum Bau von 
Notunterkünften. So kommt 
es, daß das Rote Kreuz in ei­
nem Arbeitsbereich, den viele 
für entmutigend halten mögen, 
positiv und zuversichtlich 
bleibt. 

(Übersetzt von Claire 
Miessen) 

Das Engagement 
des DRK in Somalia 

Das DRK machte bereits 
1992 frühzeitig auf die Krisen­
situation in Somalia aufmerk­
sam. Durch umfangreiche 
Spenden erhielt das DRK ei­
nen klaren Auftrag, der notlei­
denden Bevölkerung zu hel­
fen. Nachdem die Hungersnot 
und somit die akute Notphase 
inzwischen überwunden ist, 
engagien sich das DRK, in Zu­
sammenarbeit mit dem Soma­
lischen Roten Halbmond und 
der Internationalen Föderati­
on, auch im Wiederaufbau und 
in der Strukturentwicklung. 
Was Somalia jetzt braucht, 
sind langfristige Perspektiven, 
auf die sich die Somalis ver­
lassen können und die es ihnen 
ennöglichen, ihr Leben wieder 
in die eigenen Hände zu neh­
men. 

Regionaler Schwerpunkt 
der DRK-Maßnahmen ist die 

Hiran-Region nördlich von 
Mogadischu mit den Distrikt­
städten Belet Huen und Bulo 
Buni. ZwölfDRK-Mitarbeiter 
si nd don zu r Zei tim Ei nsatz. 
Zielgruppe aller kurz- und mit­
telfristigen Maßnahmen ist 
nach wie vor die bedürftige 
Bevölkerung vor Ort. Darüber 
hinaus müssen die Strukturen 
des Somalischen Roten Halb­
monds (SRH) erneuen und ge­
festigt werden. um die Dauer­
haftigkeit der Maßnahmen zu 
sichern. Die Hilfen des DRK 
sind zunächst auf ein Jahr an­
gelegt und der SRH ist der 
Hauptträger für Maßnahmen 
im Gesundheitswesen. Andere 
Bereiche werden voraussicht­
lich an UN-Organisationen 
übergeben und, falls bis 
dahin vorhanden, an staatliche 
Strukturen. 

Kurz- und mittelfristig fühn 
das DRK insbesondere Re­
habilitierungsmaßnahmen zur 
Unterstützung der lokalen Be­
völkerung durch. Hierzu zählt 
die Rehabilitierung medizini­
scher Einrichtungen und deren 
Ausstauungen, wie z. 8 . des 
Krankenhauses in Bulo Buni, 
das durch den Bürgerkrieg völ­
lig zerstön wurde. Dringlich­
keit hat auch die euorganisa­
tion von Gesundheitsdiensten 
im präventiven und im kurati­
ven Bereich, insbesondere die 
Einrichtung von Mutter-Kind­
Gesundheits-Stationen. Maß­
nahmen zur Sicherung der 
Wasserversorgung der Bevöl­
kerung und im Sanitärbereich 
sind ebenfalls im Gange. Das 
DRK übernimmt aber auch die 
Neuordnung anderer sozialer 
Einrichtungen, um Vertrauen 
in der Bevölkerung zu wecken 
und Partizipation und Moti va­
lion der Betroffenen zu för­
dern. So wurde z. B. die Si­
tuation der Schulen in den 
Flüchtlingslagern um Belet 
Huen evaluiert, Hilfsmaßnah­
men sind geplant. 

Die langfristig ausgerichte­
ten Maßnahmen haben vor al­
lem zum Ziel, eine adäquate 
und tragfahige Struktur für 
die Schwestern gesellschaft zu 
schaffen . Hierzu zählt die Or­
ganisation des Basisgesund­
heitsdienstes in der Zielregion, 
als vom SRH selbst für die Zu­
kunft gewählte Hauptaufgabe, 
und die langsame Ausdehnung 

der SRH-Aktivitäten im Ge­
sundheitsbereich auf andere 
Landesteile. Wichtig ist hierzu 
die Verwendung des Rothalb­
mond-Emblems bei allen Ak­
tivitäten, um die Anerkennung 
und Akzeptanz des SRH in der 
Bevölkerung zu stärken. 

Seit Beginn der Somaliahil­
fe unterstützt das DR K auch 
die Arbeit der Föderation in 
den Flüchtlingslagern an der 
keniani sch-somalischen Gren­
ze. Im Rahmen eines ,.Social 
Services Project" werden 
Maßnahmen zur physischen 
und psychischen Rehabilitie­
rung der Flüchtlinge durchge­
fühn, ein Ausbildungssystem 
wurde aufgebaut und es wird 
versucht, Dienstleistungen für 
die Gemeinwesen zu initiie­
ren. Den Flüchtlingen soll so 
eme erfolgreiche Repatri ­
ierung ermöglicht werden. Zu­
sätzlich wird demnächst eine 
mobile Werkstatteinheit ein­
gerichtet, montiert auf einem 
geländegängigen Lkw, um 
technisches Gerät und Fahr­
zeuge in den abgelegenen 
Flüchtlingslagern zu warten 
und zu reparieren. 

Die umfangreichen Maß­
nahmen erforderten zunächst 
die Schaffung einer tragnihi­
gen Infrastruktur für das DRK 
vor Ort. In Bonn wurde ein ge­
sonderter Arbeitsstab einge­
richtet. Eine logistische Basis 
wurde in Nairobi aufgebaut. 
Alle Hilfsmittel und Ausrü­
stungsgegenstände werden 
über diesen Stützpunkt ver­
schickt, auch die Kontakthal­
tung zu den Delegienen in der 
Zielregion läuft derzeit noch 
über Nairobi. Eine weitere lo­
gistische Basis wird später in 
Mogadischu errichtet. Die 
DRK-Delegationen in Belet 
Huen und in Bulo Buni sind 
eingerichtet. Im Zuge der ge­
planten Ausdehnung der Akti­
vitäten ist die Einrichtung ei­
ner weiteren Subdelegation in 
der Zentralregion vorgesehen. 

Ralf Ernst 
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IArbeHer-SamarHer-Bund 

Hilfe für Georgien ist dringend notwendig 

Einer der Schwerpunktc der 
ASB-Au,landshilfe liegt ,eit 
einigen Monaten in der Repu­
blik Georgien. Seit dem Zu­
sammenbruch der Sowjetuni­
on hat die,e, kleine Land am 
Kaukasus mit vielfiiltigen 
Schwierigkeiten IU kümpfen. 
Zum einen drohen Separat i­
"en wie die Abcha,en und 0,­
,eten durch bürgerkrieg,ühnli­
che Aktionen da, Land IU 

'palten. lum anderen befindet 
sich die georgi;che Wirt,chaft 
in einem dc ... olatcn Zu ... tand. 

Noch vor flinf Jahren belie­
ferte Georgien die ge,amte 
Sowjclunion IU 80 lk mit Tee. 
die Wein- und Spirituo ... cnpro­
duktion war eine der größten 
de, Ostblocks überhaupl. Da­
neben blühte die Indu"rie. die 
besonde" "ark im Ma,chi­
nen- und Ei,enbahnwaggon­
bau war. Damit i"t e, heUle je­
doch vorbei. \citdem ,ich die 
traditionellen Märkte im ehe­
maligen Ostblock nach We"en 
orientiert haben oder nicht 
I11chrexiMcnt ~ind. Ohne Erdöl 
und andere Encrgiequcllcn j ... 1 

da!>. Land Lur Zei t ge lähmt und 
völlig abhängig von Rußland 
und dem erdöl reichen Nach­
barn A,erbaid,chan. 

Mit dem seit einem Jahr 
währenden Bürgerkrieg in Ab­
cha ... icn wurde alJc.s noch 
,chi immer. In Abcha,icn leb­
ten vor dem Krieg insge ... aml 
eme halbe Million Mcn ... chcn. 
von denen bercih heute 
200000 als FlUchtlinge durch 
Gcorgicn irren und in lbilissi 
die HOIel~. auch d~~ ew"..t erMC 
Hau,. d<'h .. 1\ eria", in Flücht· 
Iwg~camps verwandelt haben. 

Schlimmer noch! Eine 
Gruppe von Flüchtlingen ent­
rann 7warden Kämpren. konn­
te \ich allerding\ nur in die we­
nig be,iedelten Gebiete der 
Hochkauka\u\rcgion (Swane­
tien) reHen . Zwi ... chcn den Pti\· 

~en !)itLen die~e Men ... chen nun 
in Schnee und Ei, fe,1. Tau­
sende. gemdc auch Kinder. 
sind \Chon ge~torben. 

Hier versucht der ASB. im 
Auftrag de, Au,wiirtigcn Am­
tes IU helfen. Decken. Zelte. 
Winterkleidung und Medika­
mente im Wert von DM 1.3 
Mio. wurden lur Verfligung 
ge~tellt und nach Georglcn gc· 
flogen. Von Kuta;'i. der Iweit­
größten Stadt Georgien, au,. 
werden die~e Hilr!olgiitcr per 
Hub!olchrauber in die Berge ge· 
bracht. wobei beim Rückflug 
die schwäch~ten Flüchtlinge 
ausgeflogen werden . Auch 
die~e Men~chen werden dann 
vom ASB in Flüchtlingslagern 
weiter betreul. Bei'piello, i" 
die Zusammenarbeit aller 
Hilfwerke vor Ort. die einen 
\erzweirelten Kampr gegen 
die Zeit rühren. denn wenn der 
Winter er\t mit ~einer gan/en 
Härte ein~elLt. wird el) rür die 
Zuräckgebliebenen im Hoch­
"aukasu~ IU ..,pät ~ciJ1 . 

In ganl Georgien i\l der 
durchschnillliche Monal\lohn 
auf fünf Dollar gesunken. da, 
reicht gerade rur ein Kilo 
Fleisch. Verzweifelt stehen die 
Men,chen vor den Brotl~idcn. 
denn Brot ist ra-.,t die eilllige 
Nahrung der Georgier, deren 
landwirtschaftliche Ertcug­
ni,sc ra'l lur GällLe wegen 
notwendiger Kompen,ation ... -
geschäfte ins Au,land fließen . 
Doch auch da; Brot wird in Zu­
kunft knapp werden. denn die 
amerikanischen und deut ... chen 
Getreide- und Mehllieferun­
gen werden lum Beginn de~ 
Winters 93/94 aufgebraucht 
~ein und niemand weiß. wie e~ 
dann weitergehen ~o l l. 

Wer das Pech hat. in ein 
Krankenhau~ eingeliereJ1 IU 

werden, muß dort von \eincn 
Angehörigcn vcrköMigt und 
mit Medikamenten ver~orgt 
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werdcn. denn die KrankenhHu­
~er !ooclbM ~ind dazu nicht mehr 
in der Lage. Operationen mü,­
~en au'ge..,etLt werden. weil 
Betäubung,millel fehlen. Auf 
dem leergefegten Medikamen­
tenlllarkt müs!)en horrende 
Prci\c rur die ullLulänglich\le 
Medizin bezahlt werden. Aus 
Mangcl an Er~atzteilen und 
Verbrauch~rnaterialien sind 
darüber hillau~ die meisten 
rnedi/inischen Geräte wie 
Brutktü,ten oder Röntgengerä­
te nicht mehr einsctlbar. Früh­
geburten mibsen deshalb Mer­
ben. und wer eine Blinddarm­
ent7ündung hat. ist nicht mehr 
IU retten. Die KrankenhHu!oler 
sind deshalb leer - LU Hau,e 
'-.tirbt man bes~er! 

Der ASB hat seit Jahren 
fe"e Bindungen LU Georgien. 
Enhtanden sind diese Bindun­
gen durch die Städtepartner­
,chaft Tbilissi-Saarbräcken, 
die der ASB-Lande,verband 
Saarland von Anfang an aktiv 
begleitet haI. Es lag de,halb 
auch nahe. in der georgischen 
Haupt\tadt einen eigen ... tändi­
gen Samuriterbund LU grün­
den. dcr ... ich ange~icht\ derde· 
solaten Zusüinde im Land hän­
deringend an die deut~che 
Partnerorganisation gewandt 
haI. mit der dringenden Bille 
um Nothilfe. 

Für die Bundesregierung 
verteilt der ASB-Bundesvor­
"and bis Weihnachten 1993 in 
Zu,ammenarbeit mit dem ge· 
orgi,chen Samariterbund 1600 
Tonnen Weilenrnchi und 200 
Tonnen Zucker (zum Einma­
chen von Früchten) an beson­
der; bedürftige Bevölkerung,­
gruppen im ganLcn Land. Be­
\ondcr\ bcdacht werden sollen 
Witwen und Waisen. allein\te­
hende MUtter. Kinderheime 
und ~llte Men\chen ohne Fami­
lie. 

Zu diesem Zweck hat der 
ASB acht Fahrteuge (fünf 10-
TOßlter-Lkw und drei Liefer­
wagen) von rreiwilligen Hel ­
fan Ilu(;h Georgien bringen 
la"en. Zwei deutsche Helfer 
\tehen ludcrn dem georgi­
... clH!11 S~unuriterbund bei der 
gan/en Aktion IU Seite. 

Und eine gute Nachricht: 
Nach tiber 4000 Kilometem 
Fahrt und endlosem Wanen an 
den Gren/en IU Polen, zur 
Ukraine und 7U Rußland er­
reichten 1111 September drei 38-
Torlllcr-Lkw. beladen mit Me­
dikamenten. Nahrllng~ll1itleln 
lind anderen lIilrsgülcrn im 
Wert von 1.2 Millionen DM 
Tbili~~i. Sie wurden von der 
Europüi",chen Gcmcinschart 
finullIicrt. Den AurLrag Lur 
LIeferung und Verteilung er­
hielt der ASB. weil e., in Ge­
orgien keine \chiJgkrärtigcre 
deuhche Organi\ation aJ<... den 
ASB gibt. so der Deut;che 
BOhchafter Dahlhoff. Ober­
burgcrmcl'"ter Konstantin Ga­
ba,chwili rühmt die Hilf,liefe­
rungen dc~ ASB ab wichtigen 
Schritt lur Stabili\ierung der 
VerhUhJ1i~~e im Land: .. Sie lin­
dern Krankheit. Hunger und 

ot und geben den Men,chen 
Hoffnung." Und auch der ge­
orgi..,che Staahcher und ehe· 
malige Außcnminister der 
UdSSR. Eduard Scheward­
nad,c. bedankte sich per>ön­
lich heim ASB . 

I ngo Marenbach 



!JohannHer-Un'all-Hilfe 

Hilfe im ehemaligen Jugoslawien 

Walter Stadlmair, seit fast 2 
Jahren für die Johanniter-Un­
fall-Hilfe und das Diakonische 
Werk der EKD in Zagreb tätig, 
berichtet über seine Arbeit vor 
Ort: Über die Anf.1nge im Ver­
bindungsbüro für Deutsche 
Humanitäre H ilfe bis zu den 
Aussichten für den Jahres­
wechsel '93/94 im krisen ge­
schüttelten Balkan. 

ach einem fast zweIeIn­
halb Jahre dauernden Einsatz 
in Annenien war ich im De­
lember 1991 endlich wieder in 
Deutschland. un hatte ich 
vor, mich für wenigstens drei 
Monate von diesem StreB zu 
erholen. Doch leider hatte ich 
die Aktivitäten der JUH und 
des DDW nicht in meine Rech­
nung einbezogen. Schon nach 
14 Tagen kam ein Anruf der 
JUH, ob ich meine Koffer 
schon gepackt hätte, denn ich 
müsse als Vertretung für einen 
Kollegen, der im Einsatz er­
krankt war, für ca. sechs Wo­
chen nach Kroatien. Nun bi n 
ich seit 22 Monaten in Kroati ­
en und warte immer noch dar­
auf. daß die sechs Wochen um 
sind. 

Im ovember 199 1 hat die 
Bundesrepublik Deutschland 
in Zagreb ein Verbindungs­
büro für Deutsche Humanitäre 
Hilfe eröffnet. In diesem Büro 
sollten nun alle Hilfsorganisa­
lionen aus Deutschland ihre 

Oben: Auch die Krankenhiiuser 
" erden \'on den Kämpfen nicht 
verschont. 

Unten: Die Opfer des Bü rger­
kriegs müssen unler schwierigsten 
Bedingungen behandelt werden. 

(Fotos: StadIrnair) 

Der Winter steht vor der Tür 
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ProJc~te \o",.lIcn und ~oor­
dinieren. damit e~ nicht. wie in 
der Vergangenheit ... chon ... 0 

oft. /u Doppelbelieferungen 
~Olllntt und eine Stadt alle, be­
komll1t und andere nichl"'. 

Da\ Büro hat al,o in Zu­
... al11ll1cnarbeit aller I-lilf",orgil­
rW,3lJOnen einen Fragebogen 
rUf mc(h/ini">chcn und nicht­
mcdillnl">chen Bedarf au..,ge­
arbeIlet. Die,e Fragehi;gen 
gmgcn dann an alle Sliidtc lind 
Orte in Kroatien und Sloweni­
en. "elche Flüchtlinge und 
Vertriebene dc ... Kriege ... aufge­
nommen hatten . 

Die Rückläufer (au'gefitllte 
Fragebögen) wurden dann in 
un ... crc.!111 Büro bearbeitet und 
in den Computer eingegeben. 
Darmi'" haben wir dann einen 
er\ len Gesamtbedarf ruf ca. 
drei Monate errechne!. Jell! 
haben wir. die Vertreter der 
cII11clncn Organisationen. un ... 
lu ... ammcnge ... etzt und erarbei­
lel. \\clche Organio;,alion wc)-

che Mittel In Dcu"chland ab­
ruft. Da, hört "ch jellt alle, 
leichter an al ... c\ war. denn cr­
'ten, waren die Geldmiltel der 
einleinen Organi..,ationcn ... ehr 
untcr\chicdlich. und dann 
mußlcn auch noch Anträgc lur 
Finan/ierung durch da.., Au..,­
wartige Amt ge'tellt "erden. 

JcILt mußte noch ein Laga 
für die an"ommenden Hilf..,gü­
ler angemiclet werden. Hier 
halten wir ..,ehr große..., Glück, 
die "roati..,chc Regierung ... tell ­
te un\ im Me\ ... egelände in Za­
greb unentgeltlich eine Halle 
lur Verfügung. Damit waren 
die crMcn chrittc gClan. und 
\\ ir brauchten nur noch auf die 
Anlieferung der Hilf'güter tU 

wanen. 
Bi, Ende Januar 1992 war 

un,ere Halle dann wirklich 
proppenvoll. und wir konnten 
mit unserer eigentlichen Ar­
beit begu1I1en: der Au,liefe­
rung der Güter an die wirklich 
bedürftige Bevölkerung. In 

Ab\limmung mit den ein/el­
ncn Organi..,ationen wurde 
dann im BUro die Hilfe für die 
ein/einen Orte und örtlichen 
Organi..,ationen koordinien 
und di~poniert . 

Di'po,ition: Die Sachbear­
beiterin holt "ich einen Frage­
bogen au' dem Computer. 
dann ntft oder faxt ,ie den je­
\\ciligen On an und fragt. ob 
der Bedarf auch noch '0 
\timmt oder eine Änderung 
vorgenommen werden muß. 
Dann "omml die Frage nach 
der Möglichkeit der Abho­
lung. Hier vef\uchen wir nach 
Möglich~eit. die Orte oder Or­
ganis~llionen \0 ein7ubinden. 
daß ,ie den Tran\port selb" or­
ganisieren. 

Sind diese Fragen geklärt. 
wird eine Au",lieferung\li.,te 
ge.,chriebcn. auf der die \Varen 
und die Tr'jger der Hilf'güter 
aufgeführt ,ind. Auf die;er Li ­
"e muß der Endempfangerden 
Empfang der Ware bestiitigen 

Orthopädie-Projekte der Johanniter 

Erstmals 
auf der Reha 

Orthopadle- PrOjekte 
der Joh,nnlter 

1993 waren die Onhopädie-Projekte der Johanniter er.,tmal", mit einer eigenen kleinen 
Au.,\tellung auf der international bekannten F4Ichmc\~e für RehabilitationMcchnik REHA 
'93 in Dü..,\cldorf venreten. Da~ I nte rcv~c der Be\ ucher. aber auch de\ Fachpublikum.,. an 
der Arbeit der Johanniler in die\cm Bereich war sehr groß. Dem bercits erfolgreich laufen­
den chulung,proje~t im Iran ,ollen Hilf,maßnahmen in Angola. Eritrea und Weißrußland 
folgen . 
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und gleich/eitig auch einen 
neuen Fragebogen au..,füllen, 
weil er ~on\1 au, dem Venel­
le"y'tem herau,nillt . 

Stichprobenwei,e fahren 
dann die Vcnrctcr der Organi ­
.,ationcn IU den Onen und Or­
ganisationen. um eine bedarfs­
gerechte Veneilung IU garan­
tieren . Da., war und ist nichl 
immer ganl ungel1ihrlich. da 
In vielen Onen noch ge\chos­
.,en wird und auch Granaten 
ein\chlagen. Wa.., un\ immer 
wieder wundel1. i". daß Tele­
fon und Fax trotl der Krieg.,­
wirren immer noch funktionie­
ren . 

Im Mai 1992 ~am dann noch 
Bo\nien-Hcr/egowina in un­
,er Il ilf,programm. '0 daß wir 
lur Zeit im gan7cn ehemaligen 
Jug",lawien über 280 Orte 
einmalig oder mehrrnab mit 
Hill'gütern \ e"orgt haben . 
Außerhalb die,er Arbeiten 
J...ommen dann noch Ilundene 
von Klein- und Privatspen­
dern . für die wir in der Regel 
eincn On ~uchcn. den ..,ie ~elbsl 
anfahren können oder wo .,ie in 
un,crer Begleitung die Au,lie­
fentng ihrer Hilf'güter \ or­
nehmen können . Des weiteren 
machen wir für ..,ie die VerLo)­
lung und ~orgen für die Unter­
bringung. Da die,e Iielfer al­
les in Eigeninitiative machen. 
kommen ,ie natürlich mei­
.,ten\", am Wochenende. was 
natürlich ,ehr löblich ht. aber 
andcrerseil\ auch un\er \Vo­
chenende ..,ehr verklirII. Das 
i..,t keine Be~chwerde. sondern 
nur eine Feststellung. 

Seit Beginn die~es Ein..,at7es 
habe ich für da, DDW Hilf,­
guter im Wen von ca. 25 Mio. 
DM verwaltet. koordlllien und 
an die Endverbraucher weiter­
geleitet. Davon ~amcn ca. 8.5 
Mio. DM au,öffentlichen Mit­
teln. 

Die JUH spendete Hilf,gü­
ter im Gesumlwen von ca. 4.5 
Mio. DM. Darin sind nichl cnt­
halten die Eigeninitiativen ei­
niger JUH-Krelwerbände. 

Mittlemeilc i" Jetlt ,chon 
O~tober 1993 und die Hilfe. 
die wir bringen. wird dan~bar 
angenommen und j~t auch wei­
terhin sehr wichtig. denn wir 
~ehen einem schlimlllcn Win­
ter entgegen. und ein Ende des 
Krieges ist nicht in Sicht. 

Walter StadlmairlZagreb 



I "aUeser-Hilfscliensc I 1 
Hilfsdienst an der Strippe 

400 Anrufer nutzen monatlich das 66000-Adressen-Register 

Das Malteser-Telefon bie­
tet seit vier Jahren konkrete 
Lebenshilfe in schwierigen 
Situationen_ Unter der Köl­
ner Nummer (0221) 34 1011 
erha lten Menschen mit Pro­
blemen jeder Art, die nicht 
wissen, wer ihnen weiterhel­
fen kann, Adressen von ent­
sprechenden Hilfseinrich­
tungen in ihrer Nähe. Die 
Malteser füllen damit eine 
Lücke im Netz der sozialen 
Hilfsorganisationen in 
Deutschland. 

Laut läutete das Malteser­
Telefon durch die Medien, als 
der damalige Bundesgesund­
heitsminister Narben Blüm 
am 17. Oktober 1989 den er­
sten überraschten Anrufer in 
der Leitung hatte und dam it 
den Startschuß für eine weite­
re soziale Einrichtung des 
Hilfsdienstes in Köln gab. 
Laut war auch die Reaktion ei­
nes etwas blauäugigen Zeitge­
nossen, der wenige Tage spä­
ter die 341 0 II wählte und "den 
Herrn Blüm" verlangte. Man 
habe ihm mit großer Mühe zu 
verstehen gegeben, ,.daß Mini­
ster bei uns nur selten Telefon­
dienst schieben". Gunhild 
Welter-Mölleken, der der fern­
mündliche Hilfsdienst unIer­
sIeht, blickt mittlerweile auf 
vier Jahre Arbeit in der Kölner 
Goltsteinstraße und viele sol­
cher Geschichten und Anek­
doten zurück. 

Die Anrufer teilen sich ihrer 
Erfahrung nach in drei Haupt­
gruppen auf: "Am häufigsten 
nehmen uns Senioren in An­
spruch." Hier spie lten Sozial­
stationen, Altenheime sowie 
"Essen auf Rädern" eine be­
sondere Rolle. "Oft kontaktie­
ren uns auch Selbsthilfegrup-

pen, Menschen, die Austausch 
wollen, sich bei Ärzten nicht 
mehr aufgehoben fühlen", er­
klärt die Referatsleiterin. "An 
dritter Stelle stehen Bera­
tungsstellen, die für ihre Kli ­
enten weitere AnlaufsteIlen 
suchen ." 

66 000 soziale 
Einrichtungen 

Von Arbeitsamt bis Zölia­
kie: Die Adressen von 66000 
HilfseinrichlUngen sind im 
Computer des Malteser-Tele­
fons jederleit abrufbar -
21 000 mehr als noch vor vier 
Jahren. "Mittlerweile sind wir 
im Selbsthilfebereich genauso 
gut bestückt wie die NaKoS, 
die ,Nationale Kontakt- und 
In formationsstelle für Selbst­
hilfegruppen' in Berlin", be­
merkt Gunhild Welter-Mölle­
~en nicht ohne Stolz. 

Die .,Arbeit an der Strippe" 
hatte aufwendig begonnen: 20 
Honorarkräfte kümmerten 
sich anfangs Tag und Nacht um 
zwölf Leitungen - ein Kon­
zept, das sich mit derZeit nicht 
auszahlte. Zusammen mit zwei 
bis drei Zivildienstleistenden 
überwacht die Referatsleiterin 
heute vier Apparate, die mon­
lags bis freitags zwischen 8 
und 18 Uhr beselzl sind. Der 
Anrufer nennt seinen Wunsch 
sowie einen Ort, eine Postleit­
zahl oder eine Vorwahl und er­
hält schnurstracks die ge­
wünschte Adresse ... Auf diese 
Weise", so die Malteserin, 
"können wir 99 Prozent unse­
rer ,Kunden' schnell lind un­
kompliziert weiterhelfen." Bis 
Ende 1992 riefen 17549 Hil­
fesuchende in der KölnerGolt­
steinstraße an - monatlich 
etwa 400. 

Sie brauchen 
Hilfe? 

i~ 0221· 10m 
.Malteser U IlillsdienSI 

~'Ir haben ein bundes~cllO 
Adre8\"~n:ci(hm~ fur Ber.uung"steUen, 
<,elhsthUfegruppm und \1ele :lockre 

1>071ale Einrichtungen 
Köln 0221· 341011 

Rufen "Ie uns an! 

Auskunflsdlenst, 
nicht Notrufnummer 

Zu Beginn wurde der fern­
mündliche Service häufig mit 
einem Kummertelefon ver­
wechselt. Die nervenaufrei­
bendste Erfahrung machte hier 
eine Kollegin von Gunhild 
Welter-Mölleken: ohne darauf 
vorbereitet zu sein, kämpfte 
sie über eine Stunde lang mit 
dem suiziden Vorhaben eines 
schicksalsgebeutelten Men­
schen, der mil dem Telefon in 
der Hand, auf seiner Fenster­
bank einen selbstmörderi­
schen Akt der Balance voll­
führte. Mit beruhigenden Wor­
ten und Hilfe der Polizei, die 
schnell über eine andere Lei­
tung verständigt worden war, 
gelang es schließlich, den Le­
bensmüden zu retten. 

Manche halten den belieb­
ten Auskunftsdienst auch für 
eine Notrufzentrale: Ohne 
Name oder Adresse zu nennen 
meldete neulich eine hörbar er­
regle Dame, ihr Gatte sei so­
eben in der Badewanne ausge­
rutscht - und legte auf. Ver­
ständlicherweise konnten die 
hilfsbereiten Telefon-Malteser 
hie r nichls unternehmen. 

Die bislang größten Stolper­
steine legte den Mitarbeitern 
die schleppende Umstellung 
von Telefonnetz und Adres­
senregister der ehemaligen 
DDR in den Weg. "Anfangs 
hatten die Institutionen dort 
überhaupt keine Anschriften 
und Nummern", beklagt sich 
die Chefin, "dann waren sie 
nicht erreichbar, und als alles 
schließlich zu klappen schien, 
zogen sie um." Hinzu kamen 
ständige Adressenänderun­
gen: Die Karl-Marx-Straße 
wurde zur Rosengasse, die 
Walter- UI bricht -Promenade 
zur Kastanienallee. Jetzt fallen 
noch die neuen Postleitzahlen 
an. 

Neue Verbindungen 

Doch auch diese Schwierig­
keiten sind im großen und 
ganzen überwunden . Gunhild 
Welter-Mölleken schmiedet 
neue Pläne: eine .. Kontaktbör­
se" will sie einrichten, das so­
ziale Netz weiterweben. Men­
schen mit Problemen, für die 
noch keine sozialen Einrich­
lungen existieren, kommen in 
eine eigene Datei. So können 
sich neue Selbsthilfegruppen 
bilden, tröstende Verbindun­
gen entstehen. Die Telefon­
Expertin verfügt bereits über 
20 solcher Adressen. 

Wer also AnlaufsteIlen 
sucht oder zur Aufstockung 
des Computerregisters in der 
Goltsteinstraße beitragen 
kann, ist immer ein gern gehör- · 
ter Anrufer. Doch auch über 
ei n Echo würde sich das Refe­
rat freuen. WarUll1 nicht ei n­
fach mal Danke sagen? Tele­
fon: 0221/341011. 

Niko Graf Ballestrem 
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I Dwescher Feuerwehnerband 1 I 
Landesfeuerwehrverband Bayern 

gegründet 

Der bayerische Inncn\taat\­
~ekretär Hennann Regen,bur­
ger überbrachte bei der Grün­
dung"" en,ammlung dc.., 
Bayeri,chen Lande,feuer­
wehrverbande; die Glückwün­
!o,che der ßayerischcl1 Staal\rC­
gierung. Venreter von 37 
Kre,,- und Stadtfeuerwehren 
knüpfen mit der Gründung ei­
ne, Landc!o.verbandc\ an eine 
alte Tradition an. Bereit'" im 
Jahr 1868 wurde ,chon einmal 

Sirenen 
im Mittelpunkt 

Nach dem RUck/ug de, 
Bunde~ aus dem Sirenenw<Jm­
'ystem haben die Städte und 
Gemeinden fast 60 Pro/em al­
ler vorhandenen Elcktro,ire­
nen in ihr Eigentum übernom­
men. 

Anliißlich der die,jähri­
gen VFDB-Jahrestagung im 
Münchner Mes,\elenlrum 
räumte Abteilung;leiter Wolf­
gang Beyer vom Bunde,in­
nenmll11sterium allerding\ 
gleichzeitig ein. es gebe .. re­
gionale Meinungsunter\chie­
de über den Wen des Warn,y­
",tcm\ Sirene". Nach I,cincn 
Angaben bleiben (Stand 30. 
April 1993) im Saarland 84.7 
Pro/ent. in Bayern 72 Pro/ent. 
in Niede"achsen 68 Pro/ent 
und in Baden-Wür1lemberg 
84.7 Prozent der Elektro,ire­
nen erhalten. in Nordrhein­
We,tfalen hingegen nur 35.2 
ProLent. 

Über die Entwicklung in 
den neuen Bunde,ländern. die 
bekanmlich \ on dem .. Slfe-

in Gun/cnhau\cn ein ba)cri­
, cher Lande"erein der Feuer­
v,-ehren gegründet. nachdem 
,ich auf örtlicher und regiona­
ler Ebene bereit, ,eil der Mit­
te de; 19. Jahrhunder1\ Feuer­
wehren IU Uberörtlichen Vcr­
bllnden lu\aml1lcngc\chlo\­
\en hallen. Dic\cr großen Gc­
,chichte de, Bayeri,chen UII1-
de;feuerwehrverbande, berei­
teten im Jahre 1938 die Natio­
nal\Oliali\ICn ein Ende. 

nenrüd,/ug" de\ Bunde\ bc­
I,onder., betroffen waren. 
machte Beycr in der Podium~­
di\kussion keine Angaben. 
Auch sah er keinen Wider­
\pruch darin, al\ der Aachcner 
Feuerwehrchef Dr. Dieter 
Nüßler betonte. Leitgleich mit 
dem Rücklug de, Bunde, in 
Deut;chland bauten die ie­
derlande gerade jellt ein 
nächendeckendcs Sirenen­
warnsYMem auf. 

Der Deut\che Feuerwehr­
verband hat mit ZU\limmung 
aller Länder gegenüber dem 
BMI immer wieder argumen­
tien. die Sirenen nicht abLU­
\chalten. ~olange keine 
nüchendcckendc Altemmive 
vorhanden ist. Die lellien 
Großschadell\ereigni\se und 
Katawophen haben deutlich 
gemacht. daß die Sirenen ah 
.. Warn- und Weckmittel" not­
wendig \ind. 

woh 
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In den \ergangenen Jahren 
vertrat ein Sprcchcrgremiull1 
die InlereS\Cn der Feuerv.eh­
ren. da, in enger Zusammen­
arbeit mit dem Frei"itaat da\ 
FClIcrwchn'icsen in Bayern 
we .... cntlich mitgestaltete . .. Die 
ßaycri ... chc Staat"iregierung 
'teht der Neugründung eine, 
Feuerwehr\erband, aufge­
\chlm~\en gegenüber". betonte 
Regen,burger. Er ,ichene /u. 
einen \olchen Verband im 

Pkw-Feuerlöscher 
sollen EG-weit zur 

Pflicht werden 
Der Deutsche Feuerwehr­

verband unler~tüt7t die Ent­
,chließung de, Europäi,chen 
Parlament." k.ünftig für alle 
Kraftfahrleuge in Europa die 
Au\rüstung mit Handfeuerlö­
\ehern lind NOlhu1l11l1er Lum 
Einschlagen der Scheiben 
nach Verkehrs.unHillcn /ur 
Pnicht /ll machen. Außerdem 
,oll ,ur Verbe"erung der Ver­
kehr"icherheit u. a. ein Verbot 
der Benullung von Kopfhö­
rern am Steuer erlas"icn wer­
den . 

Zu den Maßnahmen einer 
Verbe"erung der Verkeh",i­
cherhell gehören weiterhin der 
generelle Einbau von feuer"i ­
cheren Kraft'lOfftanks in den 
Fahr/eugen. ebenso \011 ver­
lellung\\ichcren Lcnkungcn 
sowie \'on Airbag.,. Darüber 
hinau\ hut da\ EG-Parlamcnl 
die /u\Hindige KOlTImi\,ioll 
au f gefordert. ..un verlügl ich 
Vo"chHige über die Hilfelei­
\tung für die Vertet7ten bei 

Bayeri~chen Feuerwehrge"iCll 
als Interes!o.envenretung der 
Freiwilligen Feuern.ehren 
Bayem5. anerkennen 7U la"i"ien, 
wenn er von einer breiten 
Mehrheit der Wehren getragen 
wird. Regen!'burger !'agte wei­
ter eine großzügige UnterMüt­
lung der Verband,arbeit zu. 

VcrkchrsunHilien vor/ulegen" 
lind dabei in~be..,ondere einen 
Schwerpunkt LU setlen auf ein 
EG-weit koordinicne~ Sy~tel11 
der Rettungshubschrauber. 

Generell haI ,ich da, Parla­
ment dafür aU'igc\prochcn. ei­
nen europäischen Verkehr\)si­
cherheit!>ral LU gründen. Zum 
gemeinschaftlichen Vorgehen 
bei der Verbe"erung der Si­
cherheit im Straßenverkehr 
gehöre auch die Verbesserung 
und Vereinheitlichung des Un­
fall- und Rellung,dien'te, . Je­
de; Jahr kommen. '0 der Be­
richt im Amtsbiall der EG. eu­
ropaweit mehr als 50 000 
Men,chen bei Verkehrsunfal­
len ums Leben. über 1.7 Mil­
I ionen werden verlelzt, 
150000 davon bleiben Dauer­
invalide. In einem grell/enlo­
..,en Europa. in dem immer 
mehr Bürger auch in Nachbar­
..,taaten 3m Straßenverkehr 
teilnehmen. ist so eine eu­
ropäische Regelung der Ver­
kehrssicherheit unabdingbar. 



Zum Jahreswechsel 
Mit dem Jahr /993 gehl meine mehr als zwöljjährige AmlS­

zeit als Präsidelll des Delllschell Feuen vehn'erbamles ::.u 
EI/de. Anläß lich der Delegierlell versammlung des DFV am 24. 
und 25. September 1993 wurde Gerald Schäuble, Rado/fzell, 
::.u meinem Naclifulger gewähl/. 

Zwölf l ahre an der Spit::.e eines fiir lInser Gemeinwohl so 
wichtigen Verbandes::.u stehen, It'or SCh Oll eine schÖlle Imd !Je­
sOlidere Aufgabe. Vielejiirt/ie Feuent'ehren bedeutsamen Er­
eignisse sind in diesen Zeitraum gefallen. Ich will es mir er­
sparen. eine Auf::.ä hlung vorzunehmen, doch einiges!iir die Zu­
kunf t Wichtiges 501/ dennoch angeschnitten werdell . 

Nach Verämlerwlg der gesellschajrspolitischen Lage lind 
der damit einhergehenden Emspamumg darf der Schur::. der 
Be\'ölkenmg nicht ,'ernachWssigt werdell. Im Bereich des Zi­
vil- und Karastrophenschwzes müssen trot:. geringer werden­
den Millel Wege gefunden werden, die dem Selwt:.bedü!fnis der 
Be,'ölkerung gerecht werden. Deshalb sollte man die Organi­
satiollell stärken, die schon hellte, auch in del/lleuen Bundes­
ländern. j1ächelldeckend l'orJumdell sind, nämlich die Feuer­
wehren. Die Wiedenereilligwlg. die sicher trot:. aller Proble­
me und Schwierigkeiten das beu'egendste Ereignis war, all dem 
wir teilhaben kOllIlIen, fo rderl uns auf allen Gebieten. 

Ullbestreitbar ist auch. bei den Feuen l'ehren mallclles 
Gerät, Fahrzeug und Ausrii.mmg ill der kommel/dell Zeit :.u er­
neuern. Dabei sollte mall nicht vergessen, daß schall viel ge­
leistet wurde wul wir uns alle " nach der Decke strecken " miis­
seil . Mall kallllnicht von heut auf morgen das Ilachholen, was 
iiber viele Jahre hillweg l'ersäul1lt wurde. 

Bei dell :'u erwartel/den Millderungen der Feuersellllt:.stell ­
ermillel durch den Fortf all der MOllapoIrechte ab I. Juli 1994 
würden d ie GemeindelI stärker belastet werden. Durch Initia­
til'ell der liillder. besollders aber auch durch die des Deillschen 
Feuen vehrverbands, :.eiellllet sich eine Lösung ab, die zur 
Kompe" sienillg der Milldenmg jiih,.,. Dies ist besonders wich­
tig, lI'eil ab 1994 ein Verteiierschliissel f iir"lIe 16 BlIlldesliill ­
der erstellt werdelI muß. 

Eines der Grillldelemente der Freiwilligen Feuenl'ehrell ist 
die Selbs1\'enl'allLmg. In den let:.ten Jahren wird seitens des 
StalltS und der Kommunen immer stärker durch Geset:.e und 
Verordnungen hier eingegriffen. Mall sollte wissen, daß man 
wohl alles regelll kalIlI , aber nielli die Freiwilligkeit lmd Eh­
renamtlichkeit! Bürger, die bereit sind, sich für das AI/ge­
meinwohl zu engagieren, miissen erwarten können, daß man 
ihre über 150 Jahre bestehende Struktur, die alle Staatsformen 
iiberlebt hat, ak:eptiert. Dies g ilt auch fiir deli Bereich der so­
:.ialen Absichenmg. Man kann Imd darf nicht alles über .. ei­
nen Kamm scheren " oder in .. einen Topfwerfen ". Die Feuer­
wehr hat ihre eigene Struktur. 

Mit Beginn des Jahres 1993 ist der innereuropäische Markt 
Wirklichkeit gewonlen, sicher erst der erste Schrill zu einer 
größeren Gemeinschaft der liinder Europas. Wenn wir alsfö­
deralistischer Stallt, und dies gilt auch für die Feuen vehren, 
unsere Interessell einbringen und nach Möglichkeit auch I'er­
wirklicht sehen wollen, ist dafür die Voraussetzung, daß wir 
vorher zu einer einheitlichen Auff assung und Meinung kom­
men, um diese dann auch als die Meinung mit eil/er Stimme 
lIach außen hilI \'ertreten können. 

Mit Freude können wir f eststellen, daß im Gegensatz zu an­
deren Organisationen Jugelldliche zu umi kommen, 1lI1l in der 
Jugemlfeuenvehr mit:.uwirken. Die stetig steigenden Mitglie­
der:.ahlell dürfen uns aber nicht selbstgefällig machen . .'10 11-

dem gerade deswegen müssen wir tu'S verstärkt der Jugend 
zuwenden. Neben der Technik müssen wir sie il/ Gemein­
schaftsaujgaben Oll die Dinge des Alltags heranführen, um in 
ihnen das Bewußtsein eines aktil 'en Staatsbiirgers zu stärken. 

Naeh mehrmaligen Verschiebungen wegen Schlleemangel 
konnten dann doch am 13. und /4. Februar bei guter Organi­
sation und Bedillgung die 7. Deillschen Feuerwehr-Ski­
/cmglaujmeisterselutjten i1/ Bralmlage/Harz durchgefiihrt wer­
den. 

" Schutz toul Hilfe - Deine Feuerwehr", unter diesem Mot­
to wurde die bundeseinheitliche Brandschutzwoche am 16. 
September ill Kiel eröffnet. Zahlreiche AktivitäteIl eillschließ­
lich Feuerlöschbool und Rellungshubschrauber gaben einen 
Einblick ill die Besonderheiten einer Hafellstadt. Die Gefähr­
lichkeit des Brandrauchs wurde der Bevölkerung bundesweit 
I'on deli Feuen vehren ebenso demonstriert wie auch tecJllli­
sehe Wamsysteme. wie :.um Beispiel Rauchmelder. 

Die Delegierten versammlul1g i" Schwerin ha ne eine beson­
dere Bedeulllllg. Die Delegierten verabschiedeten einstimmig 
eine lieue Satzung, die deli Gegebenheiten der Wiederl'ereini­
gung Rechnung trägt. Des weiteren standen die Wahlen der 
Präsidentellllachfolge und Vi:.epräsidenten Oll , Zum Präsiden­
tell wurde Gerald Schäuble (Rado/f:ell ) : 11 Vi:epräsidellIell , 
Bereich Freiwillige Feuenl'ehren, Fr;t:. Meyer (Hilgermissen) 
ulld Rolf SCh0ll1a1ll1 (Schll'erill ), fiir deli Bereich Bel'llfsf eller­
weh,. Ralf Briilmig (Hanno ver) gewählt. Dem bisherigen Vi:.e­
präsidefll en Ralf Englerth wurde mit der Eitrelllnitg /iedschaft 
im DFV fiir sein Engagement gedankt. 

Als besonderes Ereignis karll1 mall sicher die 10. Feuer­
wehrwettkämpfe des CTIF, die Feuen vehrolympiade, in Berlin 
be:.eielmell. 34 Nationen elllsa"dten ihre Delegierten :.u den 
Tagungen. 24 NationeIl entsandten annähernd 2500 Männer 
lUld Frauen, Jungen und Mädchen zu den Wellkämpfen. Über 
300 Wellkllmpjrichter, Trainer wul Betreuer sorgten fiir einen 
präzisen Ablauf der Wellkämpfe. Hervorragende Leistungen 
wurdell infairen lind sportlichen Wellkämpfen erzieh Oftnwls 
entschieden nur Zelmtelpullkte über die Rangfolge. Es war 
aber auch eine Begegnung :.wischen Ost und West, Nord und 
Siid. 

Sicher müßte noch vieles endi/lIIt werdell , würde aber den 
Rahmen eines Wortes zum Jahres lVechsel sprengen. Deshalb 
möchte ich zum Sclzluß kommen. 

Wenn ich zurückblicke, kamt ich!eststel/ell, daß ich viel Hil­
f e, großes Entgegenkommen UI/d Kameradschaft erhalten durf­
te. wofür ich 1'011 gan:.em Herzen dankbar bill. 

Allen, die mich in den :.urückliegenden Jahren begleitet und 
IInterstiitzt haben, g i/t mein Dank. Mein besonderer Dank und 
meine besonderen Wünsche gelten den 1,4 Millionen Mönnern 
und Frauen, Jungen lind Mädchen in der Feuen vehr, gleich 
welcher Sparte. die dort ihren Dienst versehen und damit Mit­
verantwortungflir das Gemeinwohl in unserem Staat fragen. 

Dem Dell/schen Feuen vehrl'erband lind dem gewählten 
Präsidem en und den Vizepräsidem en wünsche ich eille erfolg­
reiche Zukunft, in der unsere Losung 

.. Gott :.ur Eh,.' - dem Nächsten zur Weltr" 
das Handeln bestimmen möge. 

Ich wünsche /lmen eine besinnliche Weihnacht. ein gesun­
des, erfolgreiches lieues Jahr und grüße Sie herzlich. 

HINRICH STRUVE 
Präsident des Deutschen Feuen vehn'erbands 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Lebensretter hatten 1992 viel Arbeit 
520 Menschen vor dem Ertrinken gerettet 

Ober Arbeitsmangel konn­
ten sich die Mitglieder der 
Deutschen Lebens-Reuungs­
Gesell,chaft im Jahr 1992 
mcht beklagen. Allein 520 
Menschen \erdanken den Ret­
tern am Wa,ser ihr Leben. In 
64 Fällen mußten die Frauen 
und Männer der DLRG ihr ei­
gene, Leben aufs Spiel seilen, 
um in Wa,,\crgefahr Geratene 
\or dem Enrinken IU bewah­
ren. 

199 I konnte die DLRG 448 
Menschenleben reUen. davon 
39 unter Leben'gefahr. Die 
Zahl der Lebensreuungen 

Bundesverdienst­
kreuz für 

Jürgen Kämmerer 
Zahlreiche Gäste wohnten 

der Verleihungs7cremonie im 
Sitzungssaal des Landratsam­
tes in Hanau bei. Don wurde 
J Urgen Kämmerervon Landrat 
Karl Eyerkaufer im Auftrag 
de, Bundespräsidenten das 
Verdienstkreuz am Bande de, 
VerdienslOrdens der Bundes­
republik Deutschland fUr seine 
Verdienste um die Allgemein­
heit überreicht Landrat Eyer­
kaufer begrüßte die Gäste und 
betonte. daß e, nicht allzu häu­
fig vorkomme, daß er einem 
verdienten Bürger diese hohe 
Auszeichnung überreichen 
dürfe. 

stieg um 13,8 Prozent Von 
9 I 38 auf I I 040 slieg die Zahl 
der vorbeugenden Hilfelei­
,wngen bei Wassersponlern. 
das sind 1900 (plus 17.2 '7e) 

Einsätze mehr als im Vorjahr. 
Dalu gehören Bergungcn von 
gekelllenen Segelbooten und 
in 01 geratenen Surfern. Häu­
figste Ursachen für den erheb­
lichen An"ieg sind leicht­
sinn. Unkenntnis, Übe"chät­
lCIl von Kraft und Können, 
aber auch erhöhte Ri,ikobe­
reitschaft 

Leicht angc\tiegen ,ind die 
Erste- H i I fe - Maßnah men . 

Aufbau de, DLRG-Belirkes 
Hanau in den 60er Jahren be­
teiligt, leitete nebenbei die Er-
wachsenen- und Kinder-
schwimmau,bildung, baute 
die Reltung~Mation Bären­
,ee/Hanau und war Geschäfts­
führer im Be/irk Hanau . Seit 
18 Jahren al, Leiter der Öf­
fentlichkeitsarbeit des DLRG­
Landesverbandes Hessen, war 
er maßgeblich am Wiederauf­
bau des DLRG-Lande,verban­
des in Thüringen. Gründung 
1991 , tätig. 

Jürgen Kämmerer (rechts) freut 
Seit über 30 Jahren enga- sich über die \'on Landrat Karl 

gien sich Kämmerer in der Eyerka ufer überreichte Ausuich­
DLRG. Er war maßgeblich am nung. 

761 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 11-12/93 1 

1992 \\ urden 43 I I I Pe"onen 
.. verarltet", Wespenstiche und 
Sonnenbrände behandell, blu­
tende Wunden ve"orgt und 
Her/-Lungen-WiederbeIebun­
gen von den Leben\rCllCm 
durchgeflihn. 

Die ehrenamtlichen Helfer 
der DLRG machten 1992 mit 
über 2.5 Millionen Wachstun­
den an über 3000 Badestellen 
und in mehr als 3000 Hallen­
und Freibädern Wasserfrei/cit 
für Millionen Menschen ~iche­
rer. Gegenüber 199 I bedeutet 
da;, ein Plus von 178000 
WachSiunden. Allein in Frei-

und Hallenbädern leisteten die 
Ret t u ng\1)chwi ITIl11cri n nen 
und -schwimmer der DLRG 
142000 Mehrswnden . 

Ungebrochen i,t die Be­
liebtheit des Seepferdchen, 
bei den Kindern. 95000 Früh­
schwimmer erwarben das be­
gehne Stoffableichen bei den 
Au,bildern in 2500 Onsgrup­
pen . In,gesamt bildete die 
DLRG wieder 334000 
Schwimmer und Reuungs­
schwimmer aus. 



VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN ARHAT DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN·EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDESREPUBUK DEUTSCHLAND E.V. 

Katastrophenschutz im Wandel sationen nach Wegen suchen, 
wie aus den Potentialen des 
erweiterten Katastrophen­
schutzes wieder mehr utzen 
auf der Kreisebene gezogen 
werden kann, um so auch die 
Motivation der über 3000 Hel ­
fer in den 258 Regieeinheiten 
des Landes Baden-Württem­
berg und den anderen Organi­
sationen insgesamt wieder 
verbessern zu helfen. Dem 
Leiter der Katastrophen­
schutzschule Baden-Württem­
berg, Hans-Jürgen Kuhn, sei­
nen eng mit den Regieeinh,ei­
ten verbundenen Mitarbeitern 
und dem stellvertretenden 
Bürgermeister Dr. Plust sei an 
dieser Stelle für den hervorra­
genden Rahmen für diese Ver­
anstaltung in Neuhausen auf 
den Fildem gedankt. 

Bestand des Hilfeleistungssystems bleibt Ptlichtaufgabe für den Staat 

Die ARKAT-Arbeitsge-
meinschaft der Helfer in den 
Regieeinheiten und -einrich­
lungen des Katastrophen­
schutzes - Landesverband Ba­
den-Württemberg e. Y. - hieh 
in der Katastrophenschutz­
schule des Landes in Neuhau­
sen auf den Fildern die die,­
jährige gutbesuchte Milgl ie­
derversammlungab. Die Fach­
vorträge waren geprägt von 
den negativen Auswirkungen 
der finan ziellen Einsparungen 
des Bundes und des Landes auf 
den Katastrophenschutz hin­
sichtlich der Notfallvorsorge 
für die Bevölkerung des Lan­
des Baden-Wül1lemberg. Ein­
heiten des erweiterten Kata­
strophenschutzes, die vom 
Bund aufgestelh und unterhal­
teIl werden, stehen zur Dispo­
sition oder sollen in ihrer Stär­
ke reduziert werden. Der AR­
KAT-Landesverband Baden­
WÜl1lemberg e. V., vertreten 
durch den Landesvorstand Ro­
land F. Glöggler und seinen 
Stellvertreter Joachim Töllner, 
wollen durch intensive Ge­
spräche auf politischer Ebene 
verstärkt für den Erhah ge­
wachsener Strukturen eintre­
ten und den Politikern aufzei­
gen, daß Schutzressourcen für 
die Bevölkerung nicht konzep­
tionslos aufgegeben, sondern 
im Konsens mit den verfas­
sungsmäßigen Aufgaben und 
den jeweiligen Aufgabenträ­
gern weiterentwickelt werden 
müssen. 

Auch die Fachvorträge die­
ser Mitgliederversammlung 
waren von diesem Tenor be­
stimmt: Vom Bundesverband 
für den Selbstschutz (BVS) 
stelhe Ingo Hiersehe, Refe­
rat Öffentlichkeitsarbeit, das 
Konzept "BVS 2000" vor und 
bot die Möglichkeit an, daß die 

Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes 
vom BVS in der Ausbildungs­
arbeit unterstützt werden. Der 
Fachvortrag von Norbert Link, 
Landratsamt Calw, beschäftig­
te sich mit der Struktur der 
Technischen Einsatzleitung! 
EinsaLzleiLung - TEUEL - im 
Landkreis Calw und der Ein­
bindung der AMASt - ABC­
Melde- und Auswertestelle -
in dieses Konzept. Dabei wur­
de sehr deutlich, daß durch 
Eigeninitiative eines Land­
kreises bzw. des Landratsam­
les durchaus mit relativ gerin­
gem finanziellem Aufwand 
viel bewegt werden kann. So 
können im Landkreis Calw 
schon heute Katastrophen­
und Großschadensereignisse 
effektiver bewähigt werden. 

Eine weitere Bereicherung 
für die Veranstaltung war der 
Fachvortrag des Veterinärs Dr. 
Egle vom Veterinärzug Ulm, 
welcher Geschichte, Aufga­
ben und zukünftige Möglich­
keiten des Veterinärluges zum 
Inhah hatte. Da sich der finan­
zielle Aufwand für einen Vete-
rinärzug nur auf ca. 
1000-2000 DM Im Jahr 
beläuft, sei zu überlegen. ob 
nicht mehr als nur die vier für 
das Land Baden-Wül1lemberg 
geplanten Veterinärzügeerhal­
ten werden könnten. Hier sei 
auch ein Umdenken in den 
Landkreisen gefordert. Die fi­
nanzielle Unterhaltung von 
Veterinärzügen könnte z. B. 
auch eine überregionale Auf­
gabe sein und von achbar­
kreisen eines ländlichen 
Raumes gemeinsam geleistet 
werden. 

Der ARKAT-Landesvorsit­
zende Hans Hanßen (Neukir­
chen-Vlyun) berichtete als 

Gastreferent über die laufen­
den Arbeitsgruppensitzungen 
des BMI und kritisierte vor al ­
lem die Diskussion um den 
weiteren Bestand der Kata­
strophenschutzschulen der 
Länder. für deren Erhalt sich 
die ARKAT massiv einsetzen 
wolle. 

Fazi t dieser Mitgliederver­
sammlung war, daß der Bund 
und die Länder nunmehr ge­
fordert sind. ein deutliches po­
litisches Bekenntnis zu den 
Aufgaben des Katastrophen­
schutzes abzugeben und ge­
meinsam mit den Hilfsorgani-

Joachim Töllner 

ARKAT-Positionen 
Im Rahmen verschiedener 

Arbeitskreissitzungen haben 
Vertreter der ARKAT gegen­
über dem Bundesinnenmini­
sterium und dem Bundesamt 
für Zivilschutz zur Neukon­
zeption des Katastrophen­
schutzes Stellung bezogen: 

Auflösung von Technischen 
EInsatzleitungen Im 
erweiterten KatS 

Einige Länder vertreten in 
den Diskussionen zur zukünf­
tigen Stärke und Ausstattung 
des erweiterten Katastrophen­
schutzes derzeit die Auffas­
sung, daß die auf Länder- und 
Kreisebene aufgestellten Ein­
satzleitungen im Rahmen ei­
ner Doppelnutzung auch für 
die Wahrnehmung der 
Führungsaufgaben im erwei­
terten KatS mit hinzugezogen 
werden können und es der Auf-

stellung und Unterhahung von 
eigenständigen Technischen 
Einsatzleitungen für den er­
weiterten KatS nicht mehr be­
darf. Die nach Länderrecht für 
den nächenmäßigen KatS ein­
zurichtenden Technischen 
Einsatzleitungen der Länder 
und die auf kommunaler Ebe­
ne insbesondere von den Feu­
erwehren vorgehaltenen Ein­
satzleitsysteme ELW I, 2 und 
3 wären nach dieser Auffas­
sung für die Wahrnehmung al­
ler Führungsaufgaben im Ka­
tastrophenschutz hinreichend. 

Die ARKAT unterstützt 
grundSätzlich die Doppelnut­
zung bestehender Kapazitäten 
aus den Aufgabenbereichen 
friedensmäßiger KatS. Brand­
schutz, Gefahrenabwehr und 
Rettungsdienst. Bei der auf 
Bundesebene geführten Dis­
kussion bleibt jedoch zu 
berücksichtigen, daß 
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- der Stand der Hinderrechtli­
ehen Organisation ~owie 

Auf,tellung und Au"tat­
llIng des frieden,mäßlgen 
Kata,!,trophcnschulze~ ~chr 

unlcr~chiedlich ist und kei­
ne,weg' alle Bunde;Hinder 
bisher die Organisalion des 
Katawophen",hut/e, auf 
Landesebene so nachhaltig 
umgesetzi haben. daß auf 
die;e Führungskomponen­
ten verzichtet werden kann. 

- in den Einsatzleitungen auf 
kommunaler Ebene. die jn~­
be,ondere durch die Feuer­
wehren für Aufgaben des 
Brandschutzes aufgestellt 
,ind. die anderen im KatS 
mitwirkenden Organi~alio­

nen und Fachdiensltriiger 
nicht von vornherein einge­
bunden werden. 

- es für eine effektive Kata­
>lrophenabwehr und im er­
weiterten Katastrophen­
;ehult unabdingbar i'l. daß 
die einzelnen Führung,ebe­
nen über die Kommunal­
und Ländcrgrcnlcn hinweg 
grundsätzlich einheitlich or­
ganisiert und in~be\ondere 
gemein;chaftlich au,gebil­
det und aufgestellt ;ind. 

- die TEL und die anderen 
Führungssy;teme der Feuer­
wehren (ELW 1-3). der pri ­
vaten Hilfsorganisationen 
(ELW i.R.d. SEG-San) und 
des Rettungsdien;tes (7. B. 
önliche Einsatzleitung RDi) 
keine sich ersclIcnden 
Führungssysleme ;ind. son­
dern 5,ich gegenseitig im 
Ruhme" eines integrierten 
Gefahrenabwehr- und Kata­
strophen managements ef­

gän7cn müssen. 
Die ARKAT forden daher 

die Beibehaltung eines bun­
descanheitlichen Führungslllo­
delis . .Techni,che Einsaltlei­
tung". Die Führungsau~bil ­

dung fiir die Mitglieder der 
TEL muß nach wie vor bun­
deseinheillich durchgefühn 
werden. 

Die Technische Einsaulei­
tung de, erweitenen KatS hat 
sich b"her vielfach tum Inte­
gration\elelnent für die Mit­
glieder aus den verschiedenen 
pri vaten H i I fsorgan isat ionen, 
des THW. der Regieeinheiten 
und der Feuerwehren auf örtli­
cher Ebene entwickelt. Es muß 
de,halb bundesweil gewähr-

Imtet bleiben. daß diese, ge­
meinschaftliche Fühmngs­
und Kommunikationsmodell 
erhalten bleibl und 1111 Sinne 
der Biindelung aller 
Flihrungsre%ourcen auf Orts­
ebene entwickelt werden kann. 

Ist die Aufstellung und 
Untertlaltung der AMASt 
noch erforder1lch? 

Abwcichend von dem im 
Beirat de~ BM I für den erwei­
tenen KalasLrophen,chuu als 
Grundlage fomlUlienen Mo­
deli paket operativer Einheilen 
und Einrichtungen wird der­
leil auf Bunde ... ebcne die wei­
tere Notwendigkeit der 
AM ASt von mehreren Seiten 
erheblich angeLweifelt. Kriti ­
ker führen in der Di~ku ... sion 
an. daß die Helfer der AMASt 
aufgrund ihrer F.chdien'laus­
bildung nichl in der Lage 
wären. die vielftiltigen Gefah­
ren bei Ein~tit7en in den Berei· 
chen Gef ahrgutunflille. Indu­
siriestörftille oder dem Einsatl 
von ABC-Kampfmitteln au;­
/uwerten und /u beurteilen. 
Die Aufgaben der AMASt 
würden nach Ansichl derer. die 
eme Aullö;ung der AM ASt 
bcfümonen. eher von •• Fach­
leuten" beispicl'iwei\c au.., der 
chemischen I ndu~ t rie wahrge­
nommen werden müssen. 

Die ARKAT unter;tülzt in 
die ... em Zu\ammenhang eben­
falls eine Erweiterung des bi,­
herigen Stab,modell; um die 
Funktion eine~ .,Fachberaters 
Umwelt/Chemie" für Kata­
slrophenein,älze bei Gefahr­
'lOffunftilien. Dieser Fachbe­
rater kann \'on ~achverständi­
gen Institutionen, wie z. B. 
dem TÜV. der DEKRA. wis­
..,en<,ehaftlichcn In~tituten oder 
auch von der chemischen In­
dustrie gestellt werden. Allen 
die~en Fachberatern wird esje· 
doch gemein ... am sein. daß ~ie 
zwar erhebliche~ Fachwi~sen 
aus ihren Fachdis/iplinen ein­
bringen können. andererseits 
jedoch über wenig Kenntnisse 
hinsichllich der Sirukluren der 
öffenlliehen Gefahren- und 
Kalastrophenabwehr und der 
Flihrungsorgani ... ation inner­
halb eine, KaiS-Stabes verfü­
gen. Gerade hier jedoch setzi 
das mögliche neue Arbeibge­
biet der AMASI .n. Die Helfer 
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der AM ASt gewährlei;ten die 
nOlwendige personelle Unter­
~tüllung in den Bereichen: 
- Aufnehmen und Befördern 

von Lagemeldungen/ Erkun­
dungsauftrügen 

- Darstellung der akluellen 
Gefahrcnlage und von Au,­
brcilung~prognosen 

- Information,beschaffung 
von anderen Stellen (l. B. 
TU lS) oder au, dereinschHi­
gigen Lileralur blw. Gefahr­
stoffdatenbanken der öl1li­
chen LeitSlellen oder "nde­
rer Stellen 

- Dokumentation der Lage­
elllwicklung 

NeukonzeptIon 
des Fernmeldedienstes 

Da<;, Bundesinnenmini ... teri ­
um vertritt in den Di~ku~~io­
nen zur Lukünftigen SUirke 
und Au"tattung de; Femmel ­
dedien,tes derzeil die Auffas­
sung. daß 
- für den erweitenen KatS ~ei ­

ne besonderen Fernmcldc­
lenlralen HVB/-Abschnill 
mehr erforderlich ;ind und 

- kein weiterer Bedarf des 
Bundes an den bisherigen 
Femmeldezügen mehr be­
steht. 
Der Bund geht hierbei da­

von aus. daß die LeilSteIlen der 
Landkrci..,c und kreisfreien 
Städte für die Feuerwehren 
und den Rellungsdienst die 
Aufgaben der Fernmeldezen­
tralcn wahrnehmen. Statt der 
bestehenden Fernmeldelüge 
sollen mobile FernmeIdegrup­
pen kon7ipicrt werden. Dic~e 
Überlegung de~ Bunde~inncn ­
mil1i~terium~ entsteht nicht 
au ... der Ein!-.ichl in die ot-
wendigkeit einer mobilen 
Fernmeldeeinheit, sondern 
vielmehr au\ der leider zutref­
fenden Erkenntni,. daß die 
Fachdien~tau~!-, tallllng de~ 

FCfI1mcldc/ugc\ techni,ch 
veraltct i~l. 

Die ARKAT venritt in der 
Di,~ussion über den Fernmel ­
dedienst die folgenden Posi­
tionen: 

Die Fernmeldezentra len 
HVB miissen e rhalten und 
modernisiert werden. 

Die LcilSlelien der Feuer­
wehr und de\ Rettung'idien ... te\ 
werden pcr\onell. au\bil­
dung\l11äßig und hin ... ichtlich 

der besonderen Slru~llIren des 
KatS räumlich und 10glSlI,ch 
nicht in der Lage ,ein. die Auf­
gaben der Femmelde/entralen 
im Kata~trophenfall mit wahr­
/ullchmen. Die bc\tehendcn 
Kap31iliiten der Leilslellen 
werden durch den gegenüber 
dem üiglichen Arbeilsanfall 
erheblich ge;tiegenen Koordi ­
nierung~bedarf für Ihre eige­
nen Aufgabenbereiche Feuer­
wehr und Rettungsdienst be­
rei" liberiaMet ~ein. 

Die Fernmeldezüge müs­
sen durch d ie Anpassu ng ih­
rer Ausstattung an den 
S ta nd derTechnik und a n die 
Einsatzerfordernisse auch 
bei Gcra hrenlagen unte r­
ha lb der Katastrophen­
schn elle vcrwendungsnihig 
werden. 

Die gesamte Führungsorga­
ni,ation im Bereich der Gefah­
renabwehr. de~ Rettungsdien­
stes und auch des Kalastro­
phcn~chutze~ \IÜl7t :-oieh heute 
mehr denn je auf die ord­
nung~gemUße Funktion lind 
den reibungslo;en Betrieb der 
Kommunikation~mlltel . Ent­
gegen der vielfach vertretenen 
Ansicht. daß einhergehend mit 
der heute üblichen Ausstat­
tung aller Einsallkräfte mit ei­
genen KOl11munikation~mög­
lichkeiten die Notwendigkeit 
einer bc:o,onderen Einheit mit 
der Aufgabe des Herstellens 
von Fernmeldeverbindungen 
entbehrlich ~ei. \'enriu die 
ARKAT die Auffassung. daß 
insbe!o.ondere durch den hohen 
Anteil verschiedener NUIL.er 
im Bereich des BOS-Sprech­
funh ein erhöhter Koordinie­
rungsbedarf. der auch durch 
mobile Fernmeldeeinheiten ~i­
chcrgestelh werden muß. be­
'Iehl. Die ARKAT forden des­
halb die Anpassung der Aus­
~tallung de ... Fernl11cldel.uge~ 

auch an die Belange des 
,chnellen Einsaltc; unlerhalb 
der Kalaslrophen,chwelle. 
in~bcsonderc um die Ein\atL­
möglichkeiten des Fernmelde­
dien~tc~ neben KatuMfO­
pheneinsäucn im Rahmen des 
Doppelnut7ens und lur Sleige­
rung der Akleptall/ und MOli· 
vation der Helfer auch im Rah­
men eine!o. allgemeinen Gcfah­
renabwehrein\al/e\ /u ennög­
lichen. 



Neues CO2-Meßgerät 

Das Kohlendioxid-Meßgerät AC02 
dient zur Überwachung des CO2-Ge­
haltes der Atemluft und zur Messung 
des CO2-Gehaltes bei chemischen 
und biologischen Prozessen. Mit 
dem AC02 stellt sich das zur Zeit 
kleinste und handlichste CO2-Meß­
gerät auf dem Markt vor. Das AC02 
findet in Bereichen Anwendung, in 
denen aus sicherheitstechnischen 
Gründen die Überwachung des CO2-

Gehaltes der Atemluft erforderlich ist. 
Die Messung erfolgt mittels eines 

elektrochemischen Sensors. Das 
Meßsignal wird über einen Mikro­
computer verarbeitet, wodurch ein 
ständig aktualisierter Meßwert ange­
zeigt wird. Die Anzeige erfolgt über 
eine beleuchtbare dreisteilige LCD­
Anzeige, auf der auch Meldungen zur 
Batterieüberwachung und zur Tem­
peraturbereichsüberschreitung an­
gezeigt werden, die mit akustischen 
Alarmen gekoppelt sind. Das AC02 
verfügt über zwei optische und aku­
stische Alarmschwellen, einen opti­
schen und akustischen Alarm bei 
Sensordefekt und eine Temperatur­
kompensation. 

Die Stromversorgung des AC02 
erfolgt über handelsübliche 1,5-V­
Mignonzellen. Das Gehäuse besteht 
aus antistatischem Kunststoff, es ist 
schmutz- und spritzwassergeschützt 
nach IP 54. 

(Foto: Auer) 

Ersatz für Halonlöscher 

In Fachkreisen hat er bereits Auf­
sehen erregt und ist auf positive Re­
sonanz gestoßen. Im August erhielt er 
die Zulassung nach DIN EN 3. Hinter 
der Zulassungsnummer SP 72/93 
verbirgt sich der neue Schaumlö­
scher "MONO E 63". 

Ein Hersteller aus Rheinland-Pfalz 
bietet ihn "als wirksamen Ersatz für 
Halon- und echte Alternative zu CO2-

bzw. Wasserlöschern" an. Der 
"MONO E 63" lag im Rahmen der Zu­
lassungsprüfung bei der Brandklasse 
A eine ganze Stufe über den Anfor­
derungen der EN 3-Norm. Bei der 
Brandklasse B schaffte das neue Pro­
dukt sogar das höchstmögliche Er­
gebnis. 

Eine Spezialdüse mit Zerstäuber­
effekt sorgt für optimale Löschwir­
kung und gewährleistet durch die er­
reichte Wurfweite von 3,5 m gleich­
zeitig einen Schutz für die brand­
bekämpfende Person. Die speziell 
entwickelte Zerstäuberdüse bringt 
beim Löschen einen extrem weichen 
Löschstrahl, so daß bei brennenden 
beweglichen Gegenständen das 
Feuer schnell und erfolgreich 
gelöscht werden kann. Ein ungewoll­
tes Umfallen des Brandgutes oder 
gar dessen Abdriften , das üblicher-

weise durch einen harten Löschstrahl 
hervorgerufen wird und brandaus­
breitend wirkt, kann beim Einsatz die­
ser Spezialdüse verhindert werden. 

In den Handgriff ist eine augenfäl­
lige "optische Gebrauchsanzeige" in­
tegriert und damit eine schnelle Zu­
standskontrolle möglich. Wasser 
(5,82 I) und Schaummittel (0,181) sind 
voneinander getrennt; das bringt im 
Service eine kostengünstigere und 
vor allem umweltfreundlichere War­
tung. 

(Foto: Werner) 

Ausbildung per Video 

Kuklinski-Videoproduktionen 
27568 Bremerhaven 

Persönliche Ausrüstung, Mann­
schaft und Gerät 

In diesem Video wird die persönli­
che Ausrüstung des Feuerwehr­
manns sowie die Antreteordnung , 
das Auf- und Absitzen und die Vor­
stellung der einzelnen Gruppenmit­
glieder behandelt. Das Einsatzfahr­
zeug ist ein LF 8. 

Laufzeit: ca. 20 Minuten 

Einsatz: Wasserentnahmestelle 
Unterflurhydrant 

Das Video behandelt den Einsatz 
mit Bereitstellung, Einsatz ohne Be­
reitstellung sowie Vornahme von drei 
C-Rohren an der Wasserentnahme­
steile Unterflurhydrant. Die Wasser­
entnahme erfolgt über Druckschläu­
che. Alle Einsatzbefehle und Durch­
führungen werden eingehend und 
detailliert dargestellt und erklärt. 

Laufzeit : ca. 25 Minuten 

Einsatz: Wasserentnahmestelle 
offenes Gewässer und Rücknahme 
der Schläuche 

Anhand des Einsatzes "Wasser­
entnahmesteile offenes Gewässer" 
wird gezeigt, wie mit Saugschläu­
chen und einer Tragkraftspritze die 
Wasserentnahme vorbereitet und 
durchgeführt wird . Der Einsatz läuft 
bis zum Vertei ler. Thema des zweiten 
Teils dieses Videos ist die korrekte 
Rücknahme der Schläuche. 

Laufzeit: ca. 25 Minuten 
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Hubrettungs­
fahrzeuge 

Technik und Handhabung der 
Drehleiter In unserer Zeit 

Selbstver1ag Kar1-Helnz Rottmann, 
lärchenstr. 12, 47546 Kalkar 

Das Feuerwehr-Sonderfahrzeug 
"Drehleiter" gehört zu den technisch 
bemerkenswertesten und obendrein 
einsatztaktisch vielseitigsten Hilfs­
mitteln der Feuerwehr. 

Mit dem Buch hat ein Praktiker den 
schwierigen Versuch unternommen, 
die Vorgänge um die Nutzung von 
Drehleitern anschaulich und gut ver­
ständlich darzustellen. Die getroffene 
Auswahl von Bildern aus den Bedie­
nungsanleitungen der Hersteller, aus 
einschlägigen Veröffentlichungen so­
wie eigene MOdelldarstellungen ge­
ben das wesentliche notwendige 
Wissen wieder und erweitern das 
Blickfeld derer. die mehr übersehen 
wollen als nur das Allernotwendigste. 
Die Arbeit schließt damit eine Lücke 
im Schrifttum. 

Brandlehre 
4. Auflage 

Von Alfons Rempe und Glsbert 
Rodewald, Ver1ag W. Kohlhammer 

70549 Stuttgart 
Mit der "Brandlehre" liegt ein 

Handbuch vor. das die komplexen 
Vorgänge bei der Verbrennung einer­
seits umfassend und wissenschaft­
lich exakt. andererseits aber auch all­
gemein verständlich darstellt. 

Das Buch behandelt im ersten Teil 
die chemischen und physikalischen 
Grundlagen. die zum Verständnis der 
Verbrennung notwendig sind. Im 
zweiten Teil wird die eigentliche Ver­
brennung als chemisch/physikali­
scher Vorgang in ihren Einzelschritten 
dargestellt und erläutert. Ausführlich 
werden die verschiedenen brennba­
ren Stoffe und ihre Eigenschaften be­
schrieben. Tabellen. Begriffsbestim­
mungen und ein ausführliches Stich­
wortverzeichnis runden die Arbeit ab. 

Besonderen Wert haben die Ver­
fasser darauf gelegt. alle Sachverhal­
te so gründlich und exakt darzustel­
len. daß sie nicht nur vom wissen­
schaftlich oder technisch vorgebilde-

ten Leser verstanden werden kön­
nen. Das Buch ist sowohl Lehrbuch 
als auch Nachschlagewerk für den 
erfahrenen Fachmann. 

Taschenkalender für 
die Feuerwehren 1994 

Ver1ag W. Kohlhammer, 
70549 Stuttgart 

Auch 1994 wird die Reihe der Feu­
erwehr-Taschenkalender fortgesetzt. 
Der Kalender beinhaltet neben dem 
Kalendarium zahlreiche Tabellen und 
Textbeiträge mit einer Vielzahl von 
praktischen Hinweisen und sachli­
chen Informationen. 

Der in elf Regionalausgaben er­
schienene Kalender wird durch län­
derbezogenes Adressen- und Zah­
lenmaterial ergänzt. Durch den um­
fangreichen Themenrahmen stellt der 
Taschenkalender eine nützliche Hilfe 
für die tägliche Praxisarbeit der Feu­
erwehr dar. 

Naturkatastrophen 
und Katastrophen­

vorbeugung 
Bericht zur 10NOR 

VCH Ver1agsgesellschaft mbH, 69469 
Weinhelm 

Wie lassen sich Erdbeben vorher­
sagen? Welche Möglichkeiten bieten 
moderne Meß- und Datenerfas­
sungsmethoden über Satelliten und 
Fernerkundung zur Früherkennung 
von Gefährdungen etwa durch Vulka­
ne. tropische Wirbelstürme 'oder 
Sturmfluten? Wie wirken sich Kli­
maänderungen auf das Auftreten und 
die Stärke von Naturereignissen aus? 
Wie können Fehlreaktionen von Men­
schen in Katastrophennot vermieden 
werden? Wie kann man die Hilfe am 
besten koordinieren? 

Die Fragen sind Beispiele für den 
Forschungsbedarf. den der Wissen­
schaftliche Beirat der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG) des 
deutschen Nationalkomitees für die 
Internationale Dekade für Katastro­
phenvorbeugung in seinem jetzt vor­
gelegten Bericht unter dem Titel "Na­
turkatastrophen und Katastrophen-
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vorbeugung" formuliert hat. Der Be­
richt enthält einen umfassenden Sta­
tusbericht zum Kenntnisstand über 
die Phänomene Erdbeben, Vulkanis­
mus, Massenbewegungen. Fluten. 
Dürren sowie Sturm, Starknieder­
schläge und Sturmfluten. 

Lernen zu Lernen 
Lemstrategien wirkungsvoll 

einsetzen 

Von Wemer Metzlg und Martln Schu­
ster, Spr1nger-Ver1ag, Ber1in 

In diesem Buch werden auf dem 
Hintergrund der gegenwärtigen Ge­
dächtnispsychologie effektive Lern­
techniken erklärt und beschrieben -
von der Memotechnik bis zum Su­
perlearning -, die in allen Situationen 
angewendet werden können, in de­
nen Wissen reproduziert werden 
muß. Das gilt im gleichen Maße für 
das Behalten der Geheimnummer 
wie für Prüfungen jeglicher Art. An­
hand wissenschaftlicher Studien 
nehmen die Autoren eine Bewertung 
der verschiedenen Lerntechniken 
vor. 

Ergänzungs­
lieferungen zu 
Sammelwerken 

Brauer 
Handbuch Atemschutz 
36.-40. Ergänzungslieferung 
ecomed verlagsgesellschaft mbH 
86899 Landsberg 

Schmidt 
VbF-TRbF 
24. und 25. Ergänzungslieferung 
Hüthig GmbH, 69018 Heidelberg 

Vogelbusch 
Katastrophenschutz in Arbeits­
stätten 
48.-53. Ergänzungsl ieferung 
ecomed verlagsgesellschaft mbH 
86899 Landsberg 

Birth/Lemke/Polthier 
Handbuch Brandschutz 
21.-23. Ergänzungslieferung 
ecomed verlagsgesellschaft mbH 
86899 Landsberg 
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Kipper mit Ladekran 
der Pontongruppe (THW) 

Pontongruppen (PontGr) des Ka­
tastrophenschutzes sind in der Regel 
dem Technischen Hilfswerk zugeord­
net und operieren in enger Zusam­
menarbeit mit den KatS-Bergungs­
zügen. Ihre Aufgaben bestehen im 
Retten von Menschen und Tieren so­
wie im Bergen von Sachen aus Was­
sergefahren. Sie tranportieren diese 
sowie die Rettungskräfte und Ret­
tungseinrichtungen über Flüsse und 
andere Gewässer. Die dazu verwen­
deten Pontons können auch zur Her­
stellung behelfsmäßiger Übersetzan­
lagen (Fähren, Stege) genutzt wer­
den. 

Laut STAN gehören der Ponton­
gruppe zwei Lkw (1 ,5 Tonnen) mit 
Geräteanhänger und Mehrzweck­
bootrrraiier an, des weiteren ein Lkw 
(7,5 Tonnen) mit Ponton-Anhänger 
und ein Lkw-Kran (7 ,5 Tonnen) mit 
Ponton-Anhänger. Vorgestellt wird in 
diesem Beitrag der Lkw-Kran in einer 
besonders interessanten Aus­
führung. 

Das Modell 

Der THW-Ortsverband Radolf­
zell/Boden see verfügt über einen 
Lkw-Kran auf der Basis des Magirus­
Deutz-Jupiter (MD 178 D 15) mit La­
dekran und Vorbauseilwinde. Als 
Grundmodell für einen Umbau im 
Maßstab 1 :87/ HO dient der entspre­
chende Militär-Lkw von Roco (Be­
stellnummer 390 und 246) sowie der 
Pritschenaufbau des MAN N 4530 
(Bestellnummer 449). 

Beim Umbau des Grundmodells 
muß zunächst der Radstand des 
Dreiachsers auf ca. 4,7/6,2 cm ge­
bracht werden. Die MAN-Pritsche 
(ohne Fronterhöhung) wird mittig zu 
den beiden Hinterachsen auf das 
Fahrgestell gesetzt . Das Fahrgestell 
mit Fahrerhaus und Vorderachse wird 
- eventuell durch Nutzung zweier 
Fahrgestelle - entsprechend in der 
Länge an ge paßt. Im Bereich zwi­
schen Fahrerhaus und Pritsche wird 
ein Ladekran (Preiser, Roco, Roskopf) 
mit Abstützungen eingepaßt, ebenso 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

... , _ •. rt:, 

.... -"" . .. 
Lkw·Kran MD-Jupiter der Pontongruppe THW-Drtsverband Radollzell/Bodensee. Zur Beachtung hier 
der Vorbau mit der Seilwinde . 

Das Modell des "Jupiter" im Maßstab 1:87/HO; zusätzlich angebracht wurden Verzurrungskellen auf 
der Pritsche (Preiser). 

das an der linken Seite der Pritsche 
(in Fahrtrichtung) zu befestigende 
Reserverad. Ein etwa 11 mm langer 
Vorbau (1 mm-Plastikplatte) wird an 
Front-Kotflügel und Motoraufbau an­
ge paßt (die am Modell befindliche 
Stoßstange entfällt) und mit einer Vor­
bauseilwinde (Roco) versehen. Beide 
Scheinwerfer werden vor den Kotflü­
geln montiert . 

Im Detail erhält der THW-Lkw je 
eine Blinkleuchte auf den Kotflügeln 
(Roco), Schmutzfänger hinter den 
Hinterrädern (Papierausschnitt), eine 
Abschleppstange (weiß/rot) unter der 
Pritsche links (Roco-Zubehör), eine 
Abdeckung für die Vorbauseilwinde 
(dünnes Papier) sowie Kfz-Kennzei­
chen an beiden Seiten des Vorbaues 
und links am Heck (Zubehör) . We-

sentl iche Bau- und Farbdetails sind 
auf den beiden Abbildungen des Vor­
bildes gut erkennbar. 

Das Modell wird insgesamt in 
THW-Blau (RAL 5002, diverse Fir­
men) lackiert, Seilwinden-Vorbau, 
Scheinwerfer, Radkappen, Fahrge­
stell und Kranabstützungen erhalten 
eine schwarze Farbgebung. Die 
"Stoff" -Abdeckung der Fahrerkabine 
ist in Dunkelgrau (matt) abzusetzen, 
ebenso die Schutzhaube der Seilwin­
de. Das Modell erhält Detaillackie­
rungen der Blinker, Scheinwerfer und 
Rückleuchten wie bereits mehrfach in 
dieser Serie beschrieben. Die vor­
bildgetreue THW-Beschriftung (ohne 
Ortsnamen) ist über die Firmen Mül­
ler/Siegen und Preiser zu beziehen. 



Postvertr iebsstück - Gebühr bezahlt 
Vertrieb: Druckhaus COburg 
Postfach 1525, 96405 Coburg 
Vertriebskennzahl Z 2766 E 

Zentrale 'rubenwehr - eine starke 'ruppe 

Auf der stillgelegten Zeche Pluto in 
Herne-Wanne untergebracht, verfügt der 
Technische Sonderdienst der Ruhrkohle 
AG über eine "Zentrale Grubenwehr", die 
gemeinsam mit den Betriebsbereichen 
"Bergtechnik" und "Betriebe ohne Pro­
duktion" vor allem die Aufgabe hat, vor­
beugende und aktive Grubenbrand­
bekämpfung sowie Einsätze in Katastro­
phenfällen wahrzunehmen. Die 200 Mann 
starke Truppe stellt durch einen 24-Stun­
den-Dienst sicher, daß jederzeit zwei Gru­
benwehrtrupps einsatzbereit zur Verfü­
gung stehen, um u. a. die Einsatzkräfte vor 
Ort zu unterstützen. 

In regelmäßigen Abständen finden Im 
Übungshaus des Technischen Sonder­
dienstes - wo Einrichtungen und Geräte 
weitgehend den realen Bed ingungen im Ernstfall angepaßt sind - Übungen statt, bei 
denen die Wehrmänner bis an ihre körperlichen Leistungsgrenzen gehen müssen. 
Bei Temperaturen von 28 Grad Celsius plus Feuchtigkeit und künstlich entfachtem 
Nebel gilt es , die 280 Meter lange Strecke, die sich durch das Übungshaus zieht, zu 
"durchkriechen" - denn sie ist nur 80 Zentimeter hoch. 

Lesen Sie hierzu den Beitrag "Des Risikos immer bewußt" im Innern des Heftes. 
(Foto: Klingenberger) 


